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Hinweis:

Der Bericht beinhaltet wesentliches Geschehen im Strategischen Ausschuss fir Einwande-
rungs-, Grenz- und Asylfragen seit der letzten Berichterstattung zum 13.04.2012. Der Jahres-
bericht ist als umfangliche Ubersicht tiber die Themen Asyl, Migration, Visa / Aufenthaltstitel /
Péasse, illegale Einwanderung und Grenzsicherung konzipiert; die Ergebnisse der Verhand-
lungen in den weiteren Ratsgremien und im Rat werden beriicksichtigt. Das vor dem Be-
richtszeitraum liegende Geschehen von Ubergreifender Bedeutung wird zum Teil weiterhin
dargestellt. Im Ubrigen wird wegen weiterer Einzelheiten auf die Berichte des Landervertre-
ters zu den einzelnen Sitzungen im Berichtszeitraum, auf die Sitzungsberichte der Landerver-
treter in den Ratsarbeitsgruppen und auf die friheren Jahresberichte Bezug genommen.
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I. Allgemeines

1. Kompetenzrahmen in Einwanderungs-, Grenz- und Asylfragen

Mit dem am 01.05.1999 in Kraft getretenen Vertrag von Amsterdam (ABI C 340 vom
10.11.1997) erhielt die Gemeinschaft erstmals Zusténdigkeiten in den Bereichen Asyl, legale
und illegale Einwanderung, Visapolitik und AuRengrenzkontrolle. Fur einen Ubergangszeit-
raum von funf Jahren waren die gesetzgeberischen Entscheidungen im Rat einstimmig und
nach Anhdrung des Europaischen Parlaments zu treffen.

Seit Ablauf der funfjahrigen Ubergangszeit werden MaRnahmen fiir die Bereiche Visa, Grenz-
schutz und illegale Einwanderung im Mitentscheidungsverfahren getroffen (Mitentscheidung
des Europaischen Parlaments; qualifizierte Mehrheit im Rat). Mit Annahme der Asylverfah-
rensrichtlinie (als Abschluss der ersten Phase der Asylrechtsharmonisierung) ging die Asylpoli-
tik ebenfalls in das Mitentscheidungsverfahren Uber. Bei der legalen Einwanderung blieb es
zunéachst beim Einstimmigkeitserfordernis im Rat; das Parlament war nur anzuhéren.

Am 01.12.2009 trat der Vertrag zur Anderung des Vertrags tber die Europaische Union und
des Vertrags zur Grindung der Européaischen Gemeinschaft in Kraft (sog. Vertrag von Lissa-
bon, ABI C 115 vom 09.05.2008). Das Inkrafttreten schloss eine jahrelange Reformdebatte in
der Europdischen Union ab. Bereits im Oktober 2007 hatten sich die Staatschefs bei der Re-
gierungskonferenz zur Fortfihrung der EU-Vertragsreform in Lissabon auf den Reformvertrag
verstandigt, der in wesentlichen Teilen die Inhalte des im Jahr 2005 gescheiterten Verfas-
sungsvertrags enthalt. Nach einem erfolgreichen zweiten Referendum Irlands am 02.10.2009
und der Abweisung einer Klage europakritischer Senatoren durch das Verfassungsgericht der
Tschechischen Republik am 03.11.2009 unterzeichnete der Prasident Vaclav Klaus als letzter
Staatschef die Ratifizierungsurkunde und machte damit den Weg fiir das Inkrafttreten des
Reformvertrags frei.

Der Reformvertrag anderte die bestehenden Vertrage; wahrend der EU-Vertrag (EUV) seine
Bezeichnung behielt, wurde der EG-Vertrag in ,Vertrag Uber die Arbeitsweise der Europai-
schen Union* (AEUV) umbenannt. Der Vertrag von Lissabon enthielt auch fir den Bereich
Justiz und Inneres eine Reihe neuer Bestimmungen. Die Regelungen zur ,Politik im Bereich
Grenzkontrollen, Asyl und Einwanderung® sind in Titel V Kapitel 2 (Art. 77 ff. AEUV) zu finden.
Neuerungen waren insbesondere:

e Grenzkontrollen (Art. 77 AEUV): Ausdriicklich festgeschrieben wurde das Ziel der schritt-

weisen Einfiihrung eines integrierten Grenzschutzsystems an den Auf3engrenzen.

e Asyl (Art. 78 AEUV): Die Gemeinschaftskompetenz ist nicht mehr auf den Erlass von
Mindestnormen beschrankt, sondern zielt nun auf die Entwicklung einer gemeinsamen
Asylpolitik (einschliellich subsididrer und voribergehender Schutz). Dies umfasst insbe-
sondere die Schaffung eines einheitlichen Asylstatus sowie eines einheitlichen subsidia-
ren Schutzstatus sowie die Verwirklichung eines gemeinsamen Asylverfahrens.
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e Einwanderung (Art. 79 AEUV): Die EU-Kompetenz wurde erweitert. Die Union entwickelt
eine gemeinsame Einwanderungspolitik, die eine wirksame Steuerung der Migrations-
strome, eine angemessene Behandlung von sich rechtmafig aufhaltenden Drittstaatsan-
gehorigen und die Bekdmpfung von illegaler Einwanderung und Menschenhandel ge-
wabhrleisten soll. Hinzu kamen Kompetenzen zur Bekampfung des Menschenhandels und
fur Manahmen zur Forderung und Unterstitzung der Integration sich rechtméaflig aufhal-
tender Drittstaatsangehoriger (letztere allerdings unter Ausschluss jeglicher Harmonisie-
rung der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften). Bei der legalen Einwanderung blieb die
Befugnis der Mitgliedstaaten, festzulegen, wie viele Drittstaatsangehdrige zu Erwerbs-
zwecken in ihr jeweiliges Hoheitsgebiet einreisen durfen, unberuhrt.

o Solidaritat und Lastenteilung: Art. 80 AEUV verankert als allgemeine Regelung fiir die
unter dieses Kapitel fallende Politik den Grundsatz der Solidaritat und der gerechten Auf-
teilung der Verantwortlichkeiten unter den Mitgliedstaaten (auch in finanzieller Hinsicht).

e Das ordentliche Gesetzgebungsverfahren (Mitentscheidung des Européischen Parla-
ments; qualifizierte Mehrheit im Rat) findet nun grundsatzlich bei allen MaRnahmen der
Grenz-, Einwanderungs- und Asylpolitik Anwendung. Ausnahmen gelten beim Erlass von
vorlaufigen MalRnahmen zugunsten von Mitgliedstaaten, die sich aufgrund eines plétzli-
chen Zustroms von Drittstaatsangehdrigen in einer Notlage befinden (Art. 78 Abs. 3
AEUV) sowie bei Bestimmungen zu Passen, Personalausweisen und Aufenthaltstiteln, die
die Ausiuibung des Freizlgigkeitsrechts der Unionsbiirger erleichtern sollen (Art. 77 Abs. 3
AEUV).

Der Vertrag von Lissabon hatte auch Auswirkungen auf die Struktur der Ratsgremien. Mit Be-
schluss des Rates vom 25.02.2010 wurde auf der Grundlage des Art. 71 AEUV der Standige
Ausschuss flr die operative Zusammenarbeit im Bereich der Inneren Sicherheit (,COSI) ein-
gerichtet (siehe ABI L 52 vom 3.3.2010, S. 50). Der Standige Ausschuss erleichtert und ver-
starkt die Koordinierung der operativen Malihahmen der fiir den Bereich der inneren Sicher-
heit zustandigen Behdrden der Mitgliedstaaten; er beteiligt sich nicht an der Ausarbeitung von
Rechtsetzungsakten. Der Ausschuss tagte erstmals am 11.03.2010.

Die Zukunft des Strategischen Ausschusses (SCIFA) Uber das Jahr 2014 (Laufzeit des Stock-
holmer Programms) hinaus ist unklar. Der AStV hatte im Dezember 2009 die vorlaufige Fort-
fuhrung mit einem beschrankten Aufgabenbereich beschlossen (Ratsdokument 17182/11).
Das Gremium konzentriert sich seitdem auf strategische Fragen, zu denen der COSI keinen
Beitrag leisten kann. Die Einbeziehung in die Gesetzgebungsarbeit bleibt mdglich, ist aber
nicht mehr zwingend vorgesehen. Zu einem spateren Zeitpunkt soll die Notwendigkeit des
Fortbestehens des SCIFA uUberpruft und dabei die Effizienz und die Kohérenz der Arbeits-
strukturen des Rates bertcksichtigt werden.
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2. Vertretung der Lander

Die Vertretung der Lander im Bereich Justiz und Inneres kann der folgenden Ubersicht ent-
nommen werden:

Rat der Justiz- und
Innenminister

Senator Ulrich Maurer

Bremen
Hochrangige Gruppe Asyl Ad-hoc-RAG Finanzie-
und Migration rungsinstrumente
MR Paul Middelbeck ORR Wolfgang Werner
Niedersachsen Sachsen-Anhalt

Strategischer Ausschuss
far Einwanderungs-,
Grenz- und Asylfragen

MDirig Volkhard Spilarewicz

Bayern
| | | |
RAG RAG Asyl RAG Visa RAG Grenzen
Integration,
Migration und ORR Ivo Fischer MR Bernd-Jirgen Schubert RD'in Christin Hofmann
Ruckfuhrung Baden-Wirttemberg Niedersachsen Bayern

Bereich Integration

ORR Wolfgang Werner
Sachsen-Anhalt

Bereich Migration

MR’in
Ehrentrude Ruf-Hilscher
Hessen

( Bereich Ruckfihrung

RD Robert Sander
Berlin
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II. Programme und Plane

1. Haager Programm, Aktionsplan und Evaluierung

Haager Programm zur Stdrkung von Freiheit, Sicherheit und Recht in der Europaischen Union;
ABI C 53 vom 03.03.2005 S. 1 ff.

Das Haager Programm folgte im November 2004 dem Tampere-Programm, mit dem 1999
erstmals ein mehrjahriger Planungsrahmen fir den Bereich Justiz und Inneres verabschiedet
worden war. Wichtige Ziele des Haager Programms betreffend Einwanderungs-, Grenz- und
Asylfragen waren:

e Asyl: Abschluss der Festlegung von Asylmindestnormen und anschlieRende Evaluierung.
Vollstdndige Harmonisierung des EU-Asylrechts in einer zweiten Stufe bis Ende 2010. Er-
richtung einer europaischen Unterstitzungsagentur fur Asylzusammenarbeit (nun EASO).

o Legale Zuwanderung: Vorlage eines strategischen Plans zur legalen Zuwanderung.

e Grenzkontrollen und Bekdmpfung der illegalen Einwanderung: Evaluierung der Européi-
schen Grenzschutzagentur (nun FRONTEX). Bildung von Unterstiitzerteams nationaler
Experten sowie Einrichtung eines Grenzschutzfonds. Schaffung eines Uberwachungsme-
chanismus nach Wegfall der Binnengrenzkontrollen (einschlie3lich unangekindigter In-
spektionen der Grenzschutzarbeit). Priufungsauftrag hinsichtlich der Schaffung einer Eu-
ropaischen Grenzschutztruppe zur Unterstlitzung nationaler Behorden.

¢ EU-Informationssysteme: Priifung von Verbesserungen der Interoperabilitat der Informa-
tionssysteme (SIS Il, Visa-Informationssystem / VIS und EURODAC).

Aktionsplan des Rates und der Kommission zur Umsetzung des Haager Programms zur Star-
kung von Freiheit, Sicherheit und Recht in der Europaischen Union;
ABI C 198 vom 12.08.2005 S. 1 ff.

Auf ihrer Tagung am 02./03.06.2005 nahmen die Justiz- und Innenminister den Aktionsplan

zur Umsetzung des Haager Programms an. Der JI-Rat machte sich die im Kommissionsvor-

schlag vom 11.04.2005 aufgefiihrten zehn Prioritdten nicht zu eigen, sondern verabschiedete

ausschlie3lich einen MaRnahmenkatalog nebst Zeitplan. Als Prioritaten im Bereich Einwan-

derungs-, Grenz- und Asylfragen wurden u.a. festgelegt:

e gemeinsame europdische Asylregelung;

e Entwicklung einer Politik der legalen Einwanderung;

e Integration von Drittstaatsangehorigen;

o Bekampfung der illegalen Einwanderung;

e gemeinsame Visapolitik; integriertes Grenzschutzsystem an den Auf3engrenzen; harmo-
nisierte Losungen fur biometrische Identifikatoren und Daten.
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Mitteilung der Kommission vom 10. Juni 2009 an den Rat, das Europaische Parlament, den
Europaischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen — Justiz,
Freiheit und Sicherheit in Europa seit 2005: Evaluierung des Haager Programms und des Ak-

tionsplans;
KOM(2009) 263 endqliltig; Ratsdokument 10953/09

Die Kommission berichtete Uber die Umsetzung des Haager Programms und des Aktions-
plans. Fur jeden Politikbereich wurden die Ziele, mafRgeblichen Entwicklungen und kiinftigen
Herausforderungen erlautert. Die Mitteilung wurde ergéanzt durch einen Ziele- und Instrumen-
tenanzeiger (,institutional scoreboard®), der einen Uberblick (iber vorgegebene Programmin-
strumente und -ziele gibt sowie durch einen Umsetzungsanzeiger (,implementation
scoreboard®), der auf die Umsetzung auf nationaler Ebene eingeht.

Die Kommission zog insgesamt eine ,gemischte” Bilanz. Die uneinheitlichen Fortschritte er-
klarte sie mit den ,einzigartigen Herausforderungen® im Bereich Justiz und Inneres: relativ
junge Rechtsvorschriften, eine unzureichende Rolle des Européischen Parlaments in einigen
Politikbereichen, eine begrenzte Rechtsprechung des Europaischen Gerichtshofs, die be-
grenzte Befugnis der Kommission zur Einleitung von Vertragsverletzungsverfahren und das
Einstimmigkeitserfordernis in mehreren Bereichen. In der Konsequenz hatten die Ziele in
einigen Gebieten (z.B. bei der legalen Migration) heruntergeschraubt werden mussen.

2. Post-Haag-Prozess und Vorbereitung des Stockholmer Programms

Im Juni 2008 legte die unter deutscher Ratsprasidentschaft eingerichtete Informelle Hochran-
gige Beratende Gruppe zur Zukunft der Europaischen Innenpolitik (,Zukunftsgruppe®) ihren
Bericht fiir ein neues Mehrjahresprogramm fir die gemeinsame Justiz- und Innenpolitik nach
Ablauf des Haager Programms vor. Kapitel 1ll des Berichts enthielt Vorschlage zu den Berei-
chen Migrations- und Asylpolitik, Modernisierung des Schengen-Ansatzes in Grenz- und Vi-
sumangelegenheiten, Weiterentwicklung von FRONTEX und Ausbau der Zusammenarbeit
mit Drittstaaten.

Der Abschlussbericht der Zukunftsgruppe wurde vom JI-Rat am 24./25.07.2008 zur Kenntnis
genommen und der Kommission tUbermittelt, die diesen als Ideensammlung zur Ausarbeitung
ihrer Mitteilung zum Stockholmer Programm nutzte.

Im Rahmen der Festlegung der Prioritdten im Bereich Justiz und Inneres fuhrte die Kommis-
sion eine Konsultation anhand eines Fragenkatalogs durch. Hierzu gab das Innenministerium
das Landes Nordrhein-Westfalen Ende 2008 eine Stellungnahme ab, die gemeinsam mit den
Innenministerien der Lander Baden-Wirttemberg, Bayern, Berlin, Brandenburg, Niedersach-
sen, Rheinland-Pfalz, Sachsen und Sachsen-Anhalt erarbeitet worden war.
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3. Stockholmer Programm

Das Stockholmer Programm — Ein offenes und sicheres Europa im Dienste und zum Schutz

der Burger;
Ratsdokument 5731/10

Der Europaische Rat verabschiedete am 10.12.2009 das ,Stockholmer Programm — Ein offe-
nes und sicheres Europa im Dienste und zum Schutz der Burger, das die Ziele im Bereich
Justiz und Inneres fir die nachsten funf Jahre festlegt. Fur die Gebiete der Einwanderungs-,
Grenz- und Asylpolitik wurden folgende Schwerpunkte benannt:

e Zugang zu Europa in einer globalisierten Welt (Abschnitt 5):

o Integriertes Grenzmanagement an den Auf3engrenzen: Mandat und Rolle von FRONTEX
sollen prazisiert bzw. erweitert werden. Die Errichtung regionaler und/oder spezialisierter
Buros von FRONTEX soll geprift werden. Die Kommission wird ersucht, Vorschlage fir
ein Ein-/Ausreisesystem zusammen mit einem Programm fir die Schnellabfertigung re-
gistrierter Reisender vorzulegen. Eine Debatte Uber die langfristige Entwicklung von
FRONTEX soll eingeleitet werden (einschlieRlich der Prifung, ob eine Europaische
Grenzschutztruppe geschaffen werden kann).

o Visumpolitik: Im Hinblick auf die Moglichkeit, zu einer neuen Stufe der Entwicklung der
gemeinsamen Visumpolitik Gberzugehen, wird die Kommission ersucht, eine Studie dar-
Uber vorzulegen, ob ein gemeinsamer europaischer Mechanismus fur die Ausstellung von
Kurzaufenthaltsvisa festgelegt werden kann. Dabei soll auch untersucht werden, inwie-
fern eine Einschatzung des individuellen Risikos die Risikovermutung im Zusammenhang
mit der Staatsangehorigkeit des Antragstellers erganzen kénnte.

e Eine dynamische und umfassende Migrationspolitik (Abschnitt 6.1):

o Konsolidierung, Ausbau und Umsetzung des Gesamtansatzes zur Migrationsfrage: Als
Prioritdten werden die strategische Nutzung aller Instrumente des Gesamtansatzes (z.B.
Migrationsprofile, Mobilitatspartnerschaften, Kooperationsplattformen) und die Starkung
der Kapazitaten der Partnerlander durch effizientere Nutzung der vorhandenen Koopera-
tionsinstrumente aufgefuhrt.

o Migration und Entwicklung: Die Kommission wird ersucht, Vorschlage u.a. zur Gewahr-
leistung effizienter, sicherer und kostenguinstiger Heimatiberweisungen und zur Weiter-

verfolgung des Konzepts der zirkularen Migration vorzulegen.

o Eine konzertierte Politik im Einklang mit den Arbeitsmarktbediirfnissen der Staaten: Die
EU sollte die Schaffung flexibler Aufnahmesysteme férdern, mit denen auf die von jedem

Mitgliedstaat festgelegten Prioritaten, Bedurfnisse, Zahlen und Mengen reagiert wird. Die
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Durchfiihrung des Strategischen Plans zur legalen Zuwanderung soll fortgesetzt, vorhan-
dene Informationsquellen und Netze zur Bereitstellung vergleichbarer Migrationsdaten
wirksamer genutzt und das Profil der Arbeitskrafte besser auf die Arbeitsmarkterfordernis-
se ausgerichtet werden.

o Eine proaktive Politik fir Zuwanderer und ihre Rechte: Bis spatestens 2014 sollen die
gesamten Rechtsvorschriften im Bereich der Einwanderung, beginnend mit der legalen
Migration, konsolidiert werden. Die Konsolidierung soll Anderungen umfassen, die zur
Vereinfachung und/oder erforderlichenfalls zur Ausweitung der geltenden Vorschriften und
zur Verbesserung ihrer Durchfiihrung und Kohéarenz benétigt werden. Die Richtlinie Gber
die Familienzusammenfihrung soll bewertet und erforderlichenfalls Uberarbeitet werden.

o Integration: Die integrationspolitischen MaRnahmen der Mitgliedstaaten sollen durch Wei-
terentwicklung von Strukturen und Instrumenten fir den Austausch von Wissen und Ko-
ordinierung mit anderen einschléagigen Politikbereichen gestitzt werden.

o Wirksame MaRRnahmen zur Bekampfung der illegalen Einwanderung: Im Mittelpunkt ste-
hen sollen die Forderung der freiwilligen Rickkehr, die gegenseitige Anerkennung von
Ruckfuhrungsentscheidungen, der Abschluss wirksamer und operativer Rickibernahme-
abkommen und die verstarkte praktische Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten
(z.B. gemeinsame Charterfllige).

o Unbegleitete Minderjahrige: Ausarbeitung eines Aktionsplans, mit dem einschlagige
Rechts- und Finanzierungssysteme konsolidiert und erganzt sowie Mal3nahmen der Pré&-
vention, des Schutzes und der begleiteten Rickfiihrung kombiniert werden sollen.

e Asyl: ein gemeinsamer Raum fiir Schutz und Solidaritat (Abschnitt 6.2):

o Ein gemeinsamer Raum des Schutzes: Bis spatestens 2012 sollen ein gemeinsames
Asylverfahren und ein einheitlicher Schutzstatus geschaffen werden. Das Dublin-System
soll ein zentrales Element beim Aufbau des Gemeinsamen Europaischen Asylsystems
(GEAS) bilden. Nach Umsetzung der zweiten Phase des GEAS sollen die Mdglichkeiten
untersucht werden, einen Rahmen fir die Ubertragung des Schutzes von Personen mit

internationalem Schutzstatus zu prifen, wenn diese ihre erworbenen Aufenthaltsrechte
gemal EU-Recht ausiiben. Die Kommission soll ihre Studie tber die Durchflihrbarkeit der
gemeinsamen Bearbeitung von Asylantragen fertig stellen.

o Teilung der Verantwortung sowie Solidaritéat zwischen den Mitgliedstaaten: Die Mecha-
nismen fur die freiwillige und koordinierte Teilung der Verantwortung zwischen den Mit-
gliedstaaten sollen ndher analysiert und weiterentwickelt werden. Das Asylunterstit-
zungsbiro soll bei der Koordinierung von MaRhahmen zum Aufbau ausreichender Kapa-
zitaten in den nationalen Asylsystemen der Mitgliedstaaten eine zentrale Rolle einnehmen
sowie Verfahren entwickeln, mit denen die Abordnung von Beamten zur Unterstitzung
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von Mitgliedstaaten, die sich einem besonderen Zuwanderungsdruck durch Asylbewerber
gegenlbersehen, erleichtert wird.

o Die externe Dimension von Asyl: Der Kapazitatsaufbau in Drittlandern soll gefordert, die
freiwillige Beteiligung der Mitgliedstaaten am EU-Neuansiedlungsprogramm ausgeweitet
und die Unterstitzung der EU fur den UNHCR verbessert werden. Neue Konzepte fur
den Zugang zu Asylverfahren mit Blick auf die wichtigsten Transitlander sollen sondiert
werden (z.B. Schutzprogramme fir besondere Gruppen).

Der Bundesrat nahm zur Kommissionsmitteilung mit Beschluss vom 18.09.2009 ausfuhrlich
Stellung (BR-Drs. 616/09); die Stellungnahme wurde der Kommission direkt Ubermittelt. Ab-
schnitt V. des Beschlusses (Nr. 51 — 74) befasst sich mit den Vorschlagen zur Migrations- und
Asylpolitik. Die Kommission begrif3te in ihrem Antwortschreiben vom 09.03.2010 (zu BT-Drs.
616/09) die Stellungnahme des Bundesrates und wies darauf hin, dass den Bemerkungen bei
den Beratungen zum Stockholmer Programm Rechnung getragen worden sei.

4. Aktionsplan zum Stockholmer Programm

Mitteilung der Kommission an das Europaische Parlament, den Rat, den Europdischen Wirt-
schafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: Ein Raum der Freiheit, der
Sicherheit und des Rechts fir die Birger Europas — Aktionsplan zur Umsetzung des Stock-
holmer Programmes;

KOM(2009) 171 endgquiltig; Ratsdokument 8895/10

Die Kommission legte am 20.04.2010 ihre Mitteilung Gber den Aktionsplan zur Umsetzung der
politischen Ziele des Stockholmer Programms vor. Der Aktionsplan enthélt einen Anhang, der
die konkreten MalRnahmen fir die n&chsten funf Jahre nebst Zeitplan auffiihrt. Die Kommissi-
on wies darauf hin, dass der Aktionsplan nicht ,in Stein gemeif3elt* sei, da man in der Lage
sein musse, auf unerwartete Ereignisse zu reagieren, schnell Gelegenheiten zu nutzen, kinf-
tige Entwicklungen vorzusehen und sich darauf einzustellen. Fur das Jahr 2012 wurde die
Vorlage einer Halbzeitbilanz abgekiindigt.

Der Bundesrat nahm zum Aktionsplan am 04.06.2010 Stellung (BR-Drs. 246/10). Er monierte,
dass die Kommissionsvorschlage teilweise den Rahmen des Stockholmer Programms ber-
schritten, teilweise aber auch dahinter zurlickblieben. Dies gelte beispielsweise fur das lang-
fristige Ziel der gegenseitigen Anerkennung von Asylentscheidungen, dem der Bundesrat kri-
tisch gegeniber stehe. Der Bundesrat erneuerte seine Kritik an einer Erweiterung der Rechts-
vorschriften zur legalen Einwanderung auf bisher nicht erfasste Personen und Bereiche (sog.
Einwanderungskodex). Er bekréftigte seine grundsétzlichen Bedenken, Drittstaatsangehdrigen
madglichst schnell vergleichbare Rechte wie Unionsburgern zuzuerkennen. Ein Ubereilter Ab-
schluss des Visadialogs mit Albanien sowie Bosnien und Herzegowina wurde als problema-
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tisch bewertet. Bei der Bek&mpfung der illegalen Einwanderung forderte der Bundesrat gré3e-
res Engagement.

Auf seiner Tagung am 03./04.06.2010 nahm der JI-Rat die Mitteilung der Kommission tber
den Aktionsplan zur Kenntnis (Ratsdokument 9935/10). Er betonte, dass das Stockholmer
Programm den alleinigen Bezugsrahmen fiir die politische und operative Agenda im Bereich
Justiz und Inneres darstelle. Der Rat stellte fest, dass einige der vorgeschlagenen MalRnah-
men nicht im Einklang mit dem Programm stiinden und andere, die hierzu gehdorten, in der
Mitteilung nicht behandelt wirden. Die Kommission wurde nachdriicklich aufgefordert, nur
Initiativen zu ergreifen, die voll und ganz mit dem Stockholmer Programm in Einklang stehen.

Die Kommission betrachtete ihren Aktionsplan nicht als Vorschlag, sondern als Konkretisie-
rung ihres Initiativmonopols gemaR Art. 76 AEUV. Daher wollte sie nicht Giber Anderungen
verhandeln. Hervorgehoben wurden die institutionellen Befugnisse des Europaischen Parla-
ments, das seit dem Vertrag von Lissabon bei den meisten gesetzgeberischen Umsetzungs-
maflinahmen Uber volle Mitentscheidungsrechte verfiigt.

5. Halbzeitpriufung des Stockholmer Programms

Am 13.11.2012 legte der zyprische Vorsitz die Halbzeitliberpriifung des Stockholmer Pro-
gramms vor (Ratsdokument 15921/12 + ADD 1). Die Gesamtbilanz sieht zum Teil betréchtli-
che Fortschritte, in einigen Bereichen aber auch unerfillte Erwartungen, entweder weil keine
Vorschlage der Kommission vorgelegt worden seien oder es bei der Annahme bzw. Umset-
zung (durch den Rat und/oder die Mitgliedstaaten) zu Verzégerungen gekommen sei.

Bei ihrer Tagung am 06./07.12.2012 bestatigten die Justiz- und Innenminister die gemischte
Bilanz; das alleinige Initiativrecht der Kommission bei der Rechtssetzung wurde von einigen
Mitgliedstaaten kritisiert.

. Asyl

1. Gemeinsames Europdisches Asylsystem (GEAS)

Der Europaische Rat verpflichtet sich seit dem Tampere-Programm dem Ziel, ein Gemeinsa-
mes Europdisches Asylsystem zu etablieren. Grundkonzept des GEAS ist die Schaffung ei-
nes gemeinsamen Raums des Schutzes und der Solidaritat, beruhend auf einem einheitli-
chen Asylverfahren und einem einheitlich hohen Rechtsstatus fiir Personen, denen internati-
onaler Schutz (Flichtlinge und subsidiar Geschutzte) gewahrt wird.
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In einem ersten Schritt wurden im Rahmen der ersten Harmonisierungsphase (1999 bis
2006) die rechtlichen Rahmenbedingungen in den Mitgliedstaaten durch Verabschiedung
gemeinsamer Mindeststandards in wichtigen Bereichen angeglichen.

Vorbereitung der zweiten Harmonisierungsphase

Griunbuch der Kommission der Europaischen Gemeinschaften tber das kiinftige Gemeinsame
Européische Asylsystem;
KOM(2007) 301 endgquiltig; Ratsdokument 10516/07

Mit dem Grunbuch vom 06.06.2007 ertffnete die Kommission das Konsultationsverfahren

Uber die zweite Phase der Asylrechtsharmonisierung. Obwohl das Grinbuch einen offenen

Diskussionsprozess einleiten sollte, enthielt es bereits deutliche (Vor-)Festlegungen. Die

Kommission kritisierte vermeintlich Ubermaftige Spielraume der geschaffenen Asylmindest-

normen und deutete folgende Zielvorstellungen an:

e Schaffung von héheren einheitlichen Verfahrens- und Schutzstandards;

e weitere Angleichung der Aufnahmebedingungen fir Asylbewerber;

e Verbesserung der praktischen Zusammenarbeit (insbes. Asylunterstiitzungsagentur);

o weitere Angleichung der Anerkennungskriterien und der Rechte und Leistungen fur
Schutzberechtigte (einschliellich Integrationsférderung);

e Mechanismus fir gegenseitige Anerkennung nationaler Asylentscheidungen und Ubertra-
gung der Schutzverantwortung;

o Regulierung der Verfahren zur Erkennung und Behandlung der speziellen Bedirfnisse
besonders schutzbedurftiger Asylbewerber;

¢ Modifizierung des Dublin-Systems durch ,korrektive“ Lastenteilungsmechanismen;

e Ausbau regionaler Schutzprogramme in Herkunfts- und Transitlandern; Unterstitzung der
Mitgliedstaaten beim Ausbau nationaler Wiederansiedlungsprogramme.

Neben dem Bund beteiligten sich folgende Lander am Konsultationsverfahren: Bayern, Nie-
dersachsen (mit Baden-Wirttemberg, Berlin, Hessen) und Schleswig-Holstein.

Der Bundesrat wies zum Grinbuch mit Beschluss vom 21.09.2007 (BR-Drs. 414/07) darauf
hin, dass in Deutschland ein rechtsstaatliches und praxisgerechtes Asylverfahren seit langem
verwirklicht sei. Kritisiert wurden u.a. die Plane, eine Asylunterstiitzungsagentur einzurichten,
den Arbeitsmarktzugang fur Asylbewerber zu erleichtern, das soziale Versorgungsniveau an-
zuheben, Asylsuchenden Zugang zu Integrationsmechanismen zu gewahren, die Rechte und
Leistungen fir Flichtlinge und subsidiar Geschutzte bzw. sogar Geduldete anzugleichen und
die Dublin-Verordnung um ein Lastenteilungsinstrument zu erganzen.
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Mitteilung der Kommission der Europdischen Gemeinschaften an das Européische Parlament,
den Rat, den Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der
Regionen: Kinftige Asylstrategie - ein integriertes Konzept fir EU-weiten Schutz;

KOM(2008) 360 endgqiltig; Ratsdokument 11022/08

Das am 17.06.2008 vorgestellte Strategiepapier der Kommission legte einen Fahrplan fir die

kommenden Jahre fest und listete MaRnahmen auf, mit denen die zweite Phase der Asyl-

rechtsharmonisierung bis Ende 2012 abgeschlossen werden sollte. Der Asyl-Strategieplan

gliedert sich in drei Hauptthesen:

e Hohere gemeinsame Standards: Ausbau der eingefiihrten Mindeststandards durch Ande-
rung der Richtlinien Uber Mindestnormen fiir die Aufnahme von Asylbewerbern (siehe un-

ter Nr. 11l. 2.2), Asylverfahrens- (siehe Nr. Ill. 2.4) und Qualifikationsrichtlinie (siehe Nr. III.

2.3);

o Forderung der praktischen Zusammenarbeit, insbesondere durch Aufbau eines Européi-

schen Unterstiitzungsburos fur Asylfragen / EASO (siehe Nr. lll. 3.3);

e FoOrderung von Verantwortung und Solidaritat:

- Anderung des ,Dublin-Systems®, insbesondere durch ein neues Instrument zur vo-
ribergehenden Aussetzung der Dublin-Vorschriften, wenn Aufnahmekapazitaten eines
Mitgliedstaats erschopft sind (siehe Nr. Ill. 3.1);

- Einrichtung verschiedener Solidaritdtsmechanismen (z.B. gemeinsame Bearbeitung von
Asylantréagen, Entsendung von Asyl-Unterstiitzungsteams);

- Ausbau regionaler Schutzprogramme;

- EU-Wiederansiedlungsprogramm bei freiwilliger Teilnahme der Mitgliedstaaten;

- Durchfihrbarkeitsstudie (ber gemeinsame Bearbeitung von Asylantragen im EU-
Ausland.

Der Bundesrat unterstrich mit Beschluss vom 19.09.2008 seine zum Griinbuch vertretene
Position (BR-Drs. 452/08). Er betonte zudem, dass bei einer weiteren Angleichung der Ver-
fahrensregeln effiziente, schnelle und somit kostengunstige Asylverfahren in den Vordergrund
zu stellen seien. Der drohenden Aufweichung bewdahrter Asylstandards (z.B. Drittstaatenrege-
lung, Flughafenverfahren) sei entschieden entgegenzuwirken.

Am 15.10.2008 verabschiedete der Europdische Rat auf Initiative Frankreichs den Européi-
schen Pakt fur Einwanderung und Asyl (Ratsdokument 13440/08). Der Pakt sollte die Ziel-
richtung der europdischen Einwanderungs- und Asylpolitik fur die nachsten Jahre — insbe-
sondere im Rahmen des Stockholmer Programms — vorgeben. Das Papier benennt — neben
Aussagen zu einwanderungspolitischen Themen (siehe hierzu Nr. IV. 1) — die ,Schaffung ei-

nes Europa des Asyls® als eine von funf grundlegenden Verpflichtungen der gemeinsamen
Einwanderungs- und Asylpolitik und steht insoweit in engem inhaltlichen Zusammenhang mit
der Mitteilung der Kommission zur kinftigen Asylstrategie.
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Uberblick tiber die zweite Harmonisierungsphase

Die zweigleisige Asylstrategie sieht neben der Anderung aller Asylrechtsakte die Intensivie-
rung der praktischen Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten vor.

Zur legislativen Umsetzung der zweiten Asylharmonisierungsphase unterbreitete die Kom-
mission im Dezember 2008 ein erstes Asylpaket mit Anderungsvorschlagen zur Richtlinie
Aufnahmebedingungen (siehe Nr. 1. 2.2), der Dublin-II-Verordnung (siehe Nr. Ill. 3.1) und der
EURODAC-Verordnung (siehe Nr. lll. 3.1. und 3.2). Die Vorschlage wurden vom Européi-
schen Parlament in seiner EntschlieBung vom 07.05.2009 weitgehend unterstitzt. Am
21.10.2009 legte die Kommission — als zweites Asylpaket — ihre Vorschlage zur Anderung der
Anerkennungs- und Asylverfahrensrichtlinie vor (siehe Nr. Ill. 2.3 und 2.4).

Der Europaische Rat bekraftigte zuletzt in seinen Schlussfolgerungen vom 28./29.06.2012
die Vollendung des Gemeinsamen Europdischen Asylsystems bis Ende 2012. Der JI-Rat
befasste sich im Berichtszeitraum auf fast allen seinen Tagungen mit dem GEAS, zuletzt am
07./08.03.2013.

Uber die Neufassung der Anerkennungsrichtlinie gelang vorab im Juli 2011 die politische Ei-
nigung. Der Richtlinientext wurde am 24.11.2011 im Rat verabschiedet. Der Trilog zur Richtli-
nie Aufnahmebedingungen und der Dublin-Verordnung wurde Ende 2012 abgeschlossen.
Deutschland konnte im AStV am 19.12.2012 durchsetzen, dass eine Verabschiedung nicht
vorab, sondern im Paket gemeinsam mit der Asylverfahrensrichtlinie und der EURODAC-
Verordnung erfolgen soll.

Zu den letzten beiden Rechtsakten billigte der AStV am 27.03.2013 die im abschlieRenden
Trilog erzielten Verhandlungsergebnisse. Damit ist der Weg fir das GEAS frei. Die Asylver-
fahrensrichtlinie war der am heftigsten umstrittene Teil des GEAS. Die Kommission hatte es
erst im zweiten Anlauf geschafft, eine im Rat als Verhandlungsgrundlage akzeptierte Fassung
vorzulegen. Der urspringliche Vorschlag musste zuriickgezogen werden, weil die meisten
Mitgliedstaaten finanziellen Mehraufwand, verringerte Effizienz und erhdhte Missbrauchsge-
fahr befiirchtet hatten. Bei der EURODAC-Verordnung wurde bis zuletzt iber die Vorausset-
zungen des Zugriffs der Strafverfolgungsbehorden verhandelt. Obwohl der Rat den Zugang
schon im Jahr 2007 gefordert hatte, unterbreitete die Kommission lange keinen Legislativvor-
schlag; zuletzt hatte sie die Ausiibung ihres Initiativrechts von der Verstandigung Uber den
Frihwarn- und Krisenbewdltigungsmechanismus in der Dublin-Verordnung abhangig ge-
macht.

Zum Ausbau der praktischen Zusammenarbeit wurde im Juni 2011 das Europaische Unter-
stitzungsburo fur Asylfragen eingerichtet (siehe Nr. 1ll. 3.3). Der Vorschlag der Kommission
vom September 2009 zur Einfihrung eines EU-Neuansiedlungsprogramms wird bei den fi-
nanzrechtlichen Instrumenten behandelt (siehe Nr. 1ll. 5 und VII. 1). Als Handlungskonzept fur
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die Vorbeugung illegaler Migration und fir hohe und kindgerechte Aufnahme- und Schutzga-
rantien fur unbegleitete Minderjahrige wurde der Aktionsplan flir unbegleitete Minderjahrige
ins Leben gerufen (siehe Nr. 1ll. 6).

2. Richtlinien

2.1 Richtlinie Massenzustrom / Gewahrung voriibergehenden Schutzes

Richtlinie 2001/55/EG des Rates vom 20. Juli 2001 tber Mindestnormen fir die Gewahrung
voribergehenden Schutzes im Falle eines Massenzustroms von Vertriebenen und MalRnah-
men zur Férderung einer ausgewogenen Verteilung der Belastungen, die mit der Aufnahme
dieser Personen und den Folgen dieser Aufnahme verbunden sind, auf die Mitgliedstaaten;
ABI L 212 vom 07.08.2001 S. 12 ff.

Mit der Richtlinie wurden Mindestnormen geschaffen, um eine ausgewogene Verteilung der
Belastungen der Mitgliedstaaten bei der Aufnahme von Flichtlingen und Vertriebenen im Fall
eines Massenzustroms sicherzustellen. VorlUbergehender Schutz wird gewahrt, sobald der
Rat mit qualifizierter Mehrheit festgestellt hat, dass eine Massenfluchtsituation besteht. Auf
der Grundlage der von jedem Mitgliedstaat angegebenen Aufnahmekapazitat erfolgt die Auf-
nahme in den Mitgliedstaaten fir eine Hochstdauer von drei Jahren. Der Solidaritats-
mechanismus wird durch den Grundsatz der doppelten Freiwilligkeit beschrankt (Aufnahme
nur mit Zustimmung des Vertriebenen und des Mitgliedstaates im Rahmen der von diesem
genannten Aufnahmekapazitaten).

Der Bundesrat nahm zur Richtlinie am 13.07.2001 kritisch Stellung (BR-Drs. 437/01).

Die Richtlinie wurde mit Art. 1 des Zuwanderungsgesetzes vom 30.07.2004 in deutsches
Recht umgesetzt (BGBI. | S. 1950).

2.2 Richtlinie Aufnahmebedingungen

Richtlinie 2003/9/EG des Rates vom 27. Januar 2003 zur Festlequng von Mindestnormen fir
die Aufnahme von Asylbewerbern in den Mitgliedstaaten;
ABI L 31 vom 06.02.2003 S. 18 ff.

Die Richtlinie regelt Mindestnormen Uber die soziale Versorgung von Asylbewerbern, die ver-
gleichbare Lebensbedingungen gewéhrleisten und die Sekundéarmigration von Asylbewerbern
einddmmen sollen. Die Mindeststandards betreffen u.a. folgende Bereiche:
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e Wohnsitz und Bewegungsfreiheit;

e Grundschulerziehung und weiterfihrende Bildung Minderjahriger;

e Zugang zum Arbeitsmarkt;

e berufliche Bildung;

¢ allgemeine Bestimmungen und Modalitaten der materiellen Aufnahmebedingungen (Er-
bringung als Sach- oder Geldleistung — auch beziglich Unterbringung);

e medizinische Versorgung;

¢ Einschrankung und Entzug von Leistungen bei Verstol3 gegen Mitwirkungspflichten;

e Bestimmungen fir besonders schutzbedirftige Personen (z.B. Minderjahrige oder Opfer
von Folter und Gewalt).

Der Bundesrat hatte mit Beschluss vom 13.07.2001 zum Richtlinienentwurf Stellung genom-
men (BR-Drs. 436/01).

Die Umsetzung in Deutschland erfolgte, soweit erforderlich, durch das Gesetz zur Umsetzung
aufenthalts- und asylrechtlicher Richtlinien der Europaischen Union vom 19.08.2007 (BGBI. |
S. 1970).

Die Kommission gelangte in ihrem Bericht vom 26.11.2007 (KOM(2007) 745 endg.) zu dem
Schluss, die Umsetzung der Richtlinie sei in den meisten Mitgliedstaaten zufriedenstellend
erfolgt. Zugleich wurde aber darauf hingewiesen, dass der gro3zligige Ermessensspielraum,
den die Richtlinie in vielen Bereichen gewédhre (Zugang zu Beschéftigung, zu medizinischer
Versorgung, Qualitat und Form der materiellen Aufnahmebedingungen, Recht auf Bewe-
gungsfreiheit, Bedurfnisse besonders schutzbedurftiger Personen), das Ziel gleichwertiger
Aufnahmebedingungen gefahrde.

Vorschlag fur_eine Richtlinie des Europaischen Parlaments und_des_Rates zur_ Festlegung
von Normen fir die Aufnahme von Antragstellern_auf internationalen _Schutz Asylbewerbern in
den Mitgliedstaaten (Neufassung);

[KOM(2008) 815 endgultig;_ Ratsdokument 16913/08 (1. Vorschlaq);]

KOM(2011) 320 endgqiiltig; Ratsdokument 11214/11 (gednderter Vorschlaq)

Mit der Neufassung sollen die nationalen Aufnahme- und Lebensbedingungen fiir Asylbewer-
ber starker vereinheitlicht und dabei das Niveau von sozialer Versorgung und Verfahrens-
rechten insgesamt erhdht werden.

Die politische Einigung tiber die Anderungsverordnung gelang im Juli 2012. Die Kommission
hatte ihren urspringlichen Verordnungsentwurf im Juni 2011 durch einen Neuvorschlag er-
setzt, nachdem er im Rat heftig kritisiert worden war; die gro3e Mehrheit der Mitgliedstaaten
hatte finanzielle Mehraufwendungen und negative Folgen auf die Effizienz der Asylverfahren
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befurchtet. Der zwischen Rat und Europaischem Parlament konsentierte Richtlinientext stellt
einen Kompromiss dar, der beiden Seiten Zugestandnisse abverlangte. Der SCIFA hatte sich
mit dem Richtlinienentwurf in seinen Sitzungen im Juli, September (informell), November und
Dezember 2011 befasst; ab Januar 2012 wurden die verbliebenen Differenzpunkte auf Ebene
der JI-Referenten und im AStV verhandelt.

Der Bundesrat nahm zum urspriinglichen Kommissionsvorschlag am 13.02.2009 kritisch Stel-
lung (BR-Drs. 961/08). Zwar wurde anerkannt, dass die starkere Angleichung der materiellen
Lebensbedingungen von Asylbewerbern dazu beitragen kdnne, Sekundarmigration zu verrin-
gern. Der Bundesrat forderte aber, die Mindeststandards auf das erforderliche Mal3 zu be-
schranken, keine weitere Blrokratie aufzubauen und neue Pullfaktoren zu vermeiden. Strikt
abgelehnt wurde, Asylbewerbern einen erleichterten Zugang zum Arbeitsmarkt zu erdffnen
und sie bei sozialen Versorgungs- und Gesundheitsleistungen mit Inlandern gleichzustellen.
Kritisch bewertet wurde zudem, Gewahrsam nur noch in speziellen Einrichtungen zuzulas-
sen, unentgeltliche Beratungs- und Prozesskostenhilfe unabhangig von Erfolgsaussichten
der Rechtsverfolgung zu garantieren und neue, detaillierte Berichtspflichten aufzugeben.

Die Richtlinie wird durch die Neufassung u.a. in folgenden Punkten geandert:

e Familienbegriff (Art. 2): Der enge Familienbegriff der geadnderten Anerkennungsrichtlinie
wird Ubernommen. Einzige Erweiterung ist die Einbeziehung der Mutter, des Vaters oder
eines verantwortlichen Erwachsenen flr minderjahrige unverheiratete Antragsteller. Dar-
Uber hinaus werden die Mitgliedstaaten verpflichtet, im Rahmen des Moglichen daflir zu
sorgen, dass abhéangige volljahrige Antragsteller mit besonderen Bedurfnissen gemeinsam
mit nahen volljahrigen Verwandten untergebracht werden (Art. 18 Abs. 5).

e Gewahrsam (Art. 8-11): Neu eingefligt wird ein Rechtsrahmen flr die Ingewahrsamnahme
von Asylbewerbern mit Vorschriften zu Haftgrinden, Garantien fur inhaftierte Antragsteller,
Haftbedingungen und Sondervorschriften flr schutzbedirftige Personen. Im Einzelnen:

— Der Katalog der Haftgriinde enthalt — weit Uber die deutsche Rechtslage hinaus — fol-
gende optionale Fallgruppen: Klarung von ldentitat oder Staatsangehdrigkeit; Beweissi-
cherung betreffend Schutzantrag; Entscheidung Uber die Einreise des Antragstellers;
Asylantrag aus der Abschiebungshaft und berechtigte Grinde fur die Annahme, dass
der Antrag nur gestellt wird, um die Abschiebung zu verzégern oder zu vereiteln; Griinde
der nationalen Sicherheit oder 6ffentlichen Ordnung; Verweis auf den Haftgrund in Art.
28 der Dublin-Verordnung.

— Die Garantien fir in Haft genommene Antragsteller betreffen v.a. Verfahrensrechte bei
Haftanordnungen, die das deutsche Recht schon erfillt (Schrifttormerfordernis, gerichtli-
che Uberpriifung, Beschleunigungsgebot); hinzu kommt eine Garantie der unentgeltli-
chen Rechtsberatung unabhéngig von Erfolgsaussichten von Rechtsmitteln.

— Bei den Haftbedingungen einigte man sich auf die in der Ruckfiihrungsrichtlinie geltende
Regelung (spezielle Hafteinrichtungen); so weit moglich missen Antragsteller aul3erdem

von anderen Drittstaatsangehorigen getrennt werden, die keinen Antrag auf internationa-
len Schutz gestellt haben.
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e Arbeitsmarktzugang (Art. 15): Die maximale Sperrfrist von bislang 12 Monaten wird auf 9
Monate verkurzt; nationale Vorrangprifungen bleiben zulassig.

o Sozialhilfeniveau (Art. 17 Abs. 5 und EG 20): Asylbewerber missen nicht die fur Inlander
geltenden Sozialhilfesatze erhalten; abgesenkte Leistungen bleiben zuléssig, wenn sie das
von der Richtlinie geregelte Mindestniveau einhalten. Damit wurde ein Kernanliegen
Deutschlands beriicksichtigt.

o Schutzbediirftige Personen (Art. 21, 22): Die Mitgliedstaaten missen die spezielle Situation
schutzbedirftiger Personen (z.B. unbegleitete Minderjahrige, Behinderte, altere Menschen,
Schwangere, Menschenhandels-, Folter- oder Gewaltopfer) beriicksichtigen. Hierzu mus-
sen sie bei der Aufnahme beurteilen, ob Antragsteller besondere Bedirfnisse haben. Die
Ermittlung kann innerhalb existierender nationaler Verwaltungsverfahren erfolgen, d.h. es
ist kein eigenstéandiges Verwaltungsverfahren notig. Die Reichweite der staatlichen Ermitt-
lungspflicht war ein Hauptstreitpunkt. Deutschland hatte sich gegen eine anlassunabhangi-
ge Pflicht zur Uberpriifung aller Antragsteller verwahrt, um Verfahrensverzogerungen, zu-
satzliche Kosten und Prozesse zu vermeiden; dies gelang zumindest teilweise.

o Kostenfreie Rechtsberatung (Art. 26 und Art. 9 Abs. 5): Der Kompromiss differenziert da-
nach, ob sich Rechtsmittel gegen die Versagung materieller Leistungen (Art. 26) oder ge-
gen Gewahrsamsanordnungen (Art. 9 Abs. 5) richten. Nur im erstgenannten Fall bleibt den
Mitgliedstaaten die Moglichkeit, die Bewilligung kostenfreier Rechtsberatung davon abhan-
gig zu machen, dass die Rechtsverfolgung Aussicht auf Erfolg bietet. Damit konnte die

deutsche Position nur teilweise durchgesetzt werden.

2.3 Anerkennungs- bzw. Qualifikationsrichtlinie

Richtlinie 2004/83/EG des Rates vom 29. April 2004 Uber Mindestnormen fiir die Anerken-
nung und den Status von Drittstaatsangehérigen oder Staatenlosen als Flichtlinge oder als
Personen, die anderweitig internationalen Schutz bendétigen, und tber den Inhalt des zu ge-

wahrenden Schutzes (sog. ,Anerkennungs- bzw. Qualifikationsrichtlinie®);
ABI L 304 vom 30.09.2004 S. 12 ff.

Die Richtlinie regelt die materiellen Voraussetzungen und die Rechtsfolgen von Flichtlingsa-
nerkennung und subsidiarer Schutzgewdhrung. Die Zuerkennung der Flichtlingseigenschaft
erfolgt auf Grundlage der Genfer Konvention; subsididrer Schutz wird gewahrt, wenn eine
politische Verfolgung nicht vorliegt, aber der Betroffene Gefahr liefe, bei seiner Rickkehr
ernsthaften Schaden im Sinne der Richtlinie zu erleiden. Kapitel VIl legt die Aufenthaltsbe-
dingungen fur Personen fest, denen Schutz gewéhrt wird (z.B. Aufenthaltstitel, Zugang zur
Beschaftigung, Bewegungsfreiheit innerhalb des Mitgliedstaats). Die Richtlinie findet keine
Anwendung auf subsididr Geschitzte auf Basis des nationalen Rechts (z.B. bei im Her-
kunftsstaat nicht behandelbaren schweren Erkrankungen). Sie schlie3t die Gewdhrung von
Asyl bzw. subsidiarem Schutz bei Verfolgung durch nicht-staatliche Akteure ein, sofern der
Staat bzw. die den Staat oder wesentliche Teile des Staatsgebiets beherrschenden Parteien
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oder Organisationen erwiesenermaf3en nicht in der Lage oder nicht willens sind, Schutz zu
bieten.

Bei der Rechtsstellung subsidiar Schutzberechtigter enthalt die Richtlinie Kompromisse.
Ihnen ist die (un-)selbstandige Beschaftigung zu gestatten, allerdings kann dabei die Ar-
beitsmarktsituation berticksichtigt und fur einen begrenzten Zeitraum eine Vorrangprifung
vorgesehen werden. Beim Zugang zu Sozialleistungen und Gesundheitsversorgung kénnen
Mitgliedsstaaten ihre Anspriiche auf Kernleistungen beschranken.

Der Bundesrat hatte zum Richtlinienentwurf am 01.03.2002 und am 11.04.2003 Stellung ge-
nommen (BR-Drs. 1017/01 und 173/03).

Die Umsetzung in Deutschland erfolgte — soweit erforderlich — durch das Gesetz zur Umset-
zung aufenthalts- und asylrechtlicher Richtlinien der Europaischen Union vom 19.08.2007
(BGBI. | S. 1970).

Der Bericht der Kommission Uber die Anwendung der Richtlinie vom 16.06.2010 kommt zu
dem Schluss, dass einige Bereiche von den Mitgliedstaaten unvollstdndig und/oder nicht ord-
nungsgeman umgesetzt worden seien (KOM(2010) 314 endg.). Nur wenige Mitgliedstaaten
hatten die Moglichkeit genutzt, beim Schutzinhalt zwischen anerkannten Flichtlingen und
subsidiar Schutzberechtigten zu unterscheiden.

Richtlinie 2011/95/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011
Uber Normen fiir die Anerkennung von Drittstaatsangehdrigen oder Staatenlosen als Personen
mit Anspruch auf internationalen Schutz, fir einen einheitlichen Status fir Flichtlinge oder flir
Personen mit Anrecht auf subsidiaren Schutz und fir den Inhalt des zu gewdhrenden Schut-
zes (Neufassung);

ABI L 337 vom 20.12.2011 S. 9 ff.

Die Neufassung der Anerkennungs- bzw. Qualifikationsrichtlinie ist der erste Rechtsakt, der im
Rahmen der Schaffung des GEAS verabschiedet wurde. Mit der Neufassung werden einige
Voraussetzungen des Verfolgungsschutzes prézisiert. Bei den Rechtsfolgen der Schutzge-
wahrung werden die den anerkannten Flichtlingen und subsididr Schutzberechtigten zuer-
kannten Rechte weitgehend angeglichen und der Schutzinhalt teilweise erhoht.

Die intensiven Verhandlungen dauerten etwa zwei Jahre. Nachdem im Juni 2011 im AStV ein
Standpunkt des Rates konsentiert werden konnte, schlossen sich schwierige Verhandlungen
mit dem Europdaischen Parlament an. Bei den meisten Kernpunkten (Familienbegriff, Definition
der Schutzakteure, Gultigkeitsdauer der Aufenthaltstitel und Zugang zu Sozialleistungen fir
subsidiar Schutzberechtigte) konnte sich der Rat weitgehend durchsetzen. Nachdem das Eu-
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ropaische Parlament den Kompromisstext am 27.10.2011 gebilligt hatte, wurde die Richtlinie
am 24.11.2011 im Rat (Verkehr, Telekommunikation und Energie) angenommen.

Der Bundesrat hatte zu dem Kommissionsvorschlag mit Beschluss vom 18.12.2009 kritisch
Stellung genommen (BR-Drs. 791/09). Er sprach sich dagegen aus, die anerkannten Flicht-
lingen und subsidiar Schutzberechtigten zuerkannten Rechte zu vereinheitlichen, insbesonde-
re bei Zugang zu Arbeitsmarkt, Sozialhilfe und medizinischer Versorgung. Zur Suche nach
Familienangehdrigen unbegleiteter Minderjahriger wies er darauf hin, dass es den Mitglied-
staaten Uberlassen bleiben musse, wie sie dieser Verpflichtung nachkamen. Ebenfalls kritisch
bewertet wurden u.a. die Ausweitung des Familienbegriffs und die Verscharfung der Voraus-
setzungen flr die Verweisung von Antragstellern auf eine inlandische Fluchtalternative.

Mit der Neufassung wird der Familienbegriff — entgegen den urspriinglichen Vorstellungen der

Kommission — nur geringfligig erweitert. Familienangehdrige im Sinne der Richtlinie sind bei

minderjahrigen, nicht verheirateten Schutzberechtigten nun auch der Vater, die Mutter oder

ein anderer Erwachsener, der nach dem Recht oder der Praxis des jeweiligen Mitgliedstaats
fur diese Person verantwortlich ist.

Bei den materiellen Voraussetzungen fir die Schutzgewéhrung enthélt die Neufassung insbe-

sondere folgende Anderungen:

e Schutzakteure (Art. 7 Abs. 2 und EG 26): Klarstellung, dass Verfolgungsschutz wirksam
und nicht nur vortibergehender Art sein muss. Nicht tbernommen wurde der problemati-
sche Zusatz, dass diese willens und in der Lage sein missen, der Rechtsstaatlichkeit Gel-
tung zu verschaffen.

e Interner Schutz (Art. 8 und EG 27): Die Anforderungen an die Feststellung internen Schut-
zes (inlandische Fluchtalternative) werden erhoht. Der Betroffene muss sicher und legal in
diesen Landesteil reisen kdnnen, dort aufgenommen werden und es muss vernunftiger-
weise erwartet werden konnen, dass er sich dort niederlasst.

e Verfolgungsagrinde (Art. 10 Abs. 1 und EG 30): Bei der Definition einer bestimmten sozia-
len Gruppe sind geschlechtsbezogene Aspekte einschliel3lich der geschlechtlichen ldenti-
tat angemessen zu bericksichtigen.

Die Rechtsstellung subsididr Schutzberechtigter wird derjenigen der anerkannten Fliichtlinge

weitgehend angeglichen, allerdings verbleiben wichtige Ausnahmen. Die Mindestgultigkeits-

dauer ihres Aufenthaltstitels betragt weiterhin nur ein Jahr, im Fall der Verlangerung wird der

Aufenthaltstitel aber fir mindestens zwei weitere Jahre erteilt. Mitgliedstaaten kénnen die So-

zialleistungen fur subsididr Schutzberechtigte weiterhin auf Kernleistungen beschranken.

Beim Arbeitsmarktzugang sind subsididar Schutzberechtigte kinftig anerkannten Flichtlingen

gleichgestellt, eine Arbeitsmarkt- oder Vorrangprifung ist nicht mehr moglich.

Der Inhalt des zu gewahrenden Schutzes wird teilweise erhoht, z.B. durch eine neue Rege-
lung Uber den Zugang zu Verfahren fur die Anerkennung von Befahigungsnachweisen und zur
Suche nach Familienangehdrigen unbegleiteter Minderjahriger. Die vorzuhaltenden beschéfti-
gungsbezogenen Bildungsangebote werden um Schulungsmal3hahmen zur Weiterqualifizie-
rung und Beratungsleistungen der Arbeitsverwaltungen erweitert.
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Die Richtlinie ist bis 21.12.2013 in das nationale Recht umzusetzen. Der zur Umsetzung vor-
gelegte Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie 2011/95/EU befindet sich der-
zeit im parlamentarischen Verfahren (BR-Drs. 218/13).

2.4 Asylverfahrensrichtlinie

Richtlinie 2005/85/EG des Rates vom 1. Dezember 2005 iUber Mindestnormen fir Verfahren
in den Mitgliedstaaten zur Zuerkennung oder Aberkennung der Fliichtlingseigenschatt;
ABI L Nr. 326 vom 13.12.2005 S. 13 ff.

Die Asylverfahrensrichtlinie vereinheitlicht die Asylverfahren der Mitgliedstaaten in einem
ersten Akt auf der Grundlage von Mindestnormen in einigen wichtigen Bereichen. Sie enthélt
Vorschriften zu allgemeinen Verfahrensgrundséatzen (z.B. Recht auf persénliche Anhérung,
Rechtsberatung, Dolmetscher, Zugang zum UNHCR; Pflichten zum Erscheinen vor Behérden
und zur Vorlage von Dokumenten) und zum Rechtsschutz sowie besondere Vorschriften zu
den Konzepten ,sichere Drittstaaten®, ,sichere Herkunftsstaaten®, unzulassige bzw. offen-
sichtlich unbegriindete Antrage und Folgeantrage.

Der Richtlinienentwurf wurde im Rat lange und intensiv verhandelt; im April 2004 gelang nach
3 % Jahren die politische Einigung. Der urspriingliche Kommissionsvorschlag hatte tragende
Prinzipien des deutschen Asylrechts fir die Effizienz und Beschleunigung des Verfahrens in
Frage gestellt und die Gewéahrung von Rechten flur Asylbewerber berbetont. Demgegenuiber
erlaubt die erlassene Richtlinie den Mitgliedstaaten in breitem Umfang, an Verfahrensbeson-
derheiten festzuhalten. Sie kdnnen auf der Grundlage nationalen Rechts bei versuchter oder
erfolgter illegaler Einreise aus einem sicheren Drittstaat von der Antragsprifung absehen,
Asylbewerbern die Einreise bei Verstol3 gegen Sicherheitsinteressen verweigern, spezifische
Grenzverfahren (z.B. das Flughafenverfahren) beibehalten und grundséatzlich von einer Ver-
fahrensfahigkeit der Asylbewerber ab 16 Jahren ausgehen.

Die Annahme der Richtlinie erfolgte ohne die Liste sicherer Herkunftsstaaten, da hierzu keine
Einigung erzielt werden konnte. Der Européische Gerichtshof entschied — auf Nichtigkeitskla-
ge des Europaischen Parlaments — mit Urteil vom 06.05.2008 (Rs. C-133/06), dass der Rat
dadurch, dass er fur die zukUnftige Erstellung gemeinsamer Listen sicherer Staaten nur die
Anhorung des Parlaments und nicht das Mitentscheidungsverfahren vorgesehen hatte, die
ihm zugewiesenen Befugnisse im Bereich der Asylpolitik Gberschritt und erklarte die entspre-
chenden Bestimmungen fir nichtig.

Der Bundesrat hatte zum Richtlinienentwurf mit Beschlissen vom 16.02.2001 (BR-Drs.
762/00) und 20.12.2002 (BR-Drs. 886/02) kritisch Stellung genommen.
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Die Umsetzung in Deutschland erfolgte, soweit erforderlich, durch das Gesetz zur Umsetzung
aufenthalts- und asylrechtlicher Richtlinien der Europaischen Union vom 19.08.2007 (BGBI. |
S. 1970).

Die Kommission gelangte in ihrem Bericht vom 08.09.2010 zu dem Schluss, dass sich die
Verfahrensgarantien in den Mitgliedstaaten weiterhin erheblich unterschieden (KOM(2010)
465 endg.). In einer Reihe von Fallen sei eine unvollstandige und/oder inkorrekte Umsetzung
sowie Fehler bei der Durchfiihrung der Richtlinie ermittelt worden. Das Ziel der Chancen-
gleichheit betreffend faire und effiziente Asylverfahren sei noch nicht vollstandig erreicht.

Vorschlag fir eine_Richtlinie_des Européischen Parlaments_und des Rates Uber Mindestnor-
men fur Verfahren in_den Mitgliedstaaten_zur Zuerkennung_und Aberkennung des_internatio-
nalen Schutzstatus (Neufassung);

[KOM(2009) 554 endqliltig; Ratsdokument 14959/09 (urspriinglicher Vorschlag);]

KOM(2011) 319 endgqiiltig; Ratsdokument 11207/11 (geanderter Vorschlaqg)

Mit der Anderung der Richtlinie sollen die Asylverfahren der Mitgliedstaaten — mit dem (iber-
geordneten Ziel effizienter und fairer Verfahrensregelungen — stérker vereinheitlicht und dabei
vereinfacht, prazisiert, beschleunigt und qualitativ verbessert werden.

Der urspriingliche Anderungsvorschlag vom Oktober 2010, mit dem die Kommission die Aus-
nahmebestimmungen der Richtlinie, die eine Beibehaltung nationaler Sonderverfahren bzw.
Verfahrensbesonderheiten erlauben, weitgehend streichen wollte, erwies sich im Rat als nicht
mehrheitsfahig. Die Mehrheit der Mitgliedstaaten beflrchtete Verfahrensverzogerungen (ins-
besondere bei missbrauchlich gestellten Asylantrdgen), birokratischen Mehraufwand und —
damit einhergehend — finanzielle Mehraufwendungen sowie neue Pullfaktoren.

Der Bundesrat hatte am 18.12.2009 kritisch Stellung genommen (BR-Drs. 792/09). Er lehnte
es ab, Verfahrens- und Rechtsschutzgarantien fir Asylbewerber (z.B. unentgeltliche Rechts-
beratung, aufschiebende Wirkung von Rechtsbehelfen) einseitig auszuweiten und Vorschrif-
ten, die der Beschleunigung von Asylverfahren dienen, zu streichen. Spezielle nationale Ver-
fahren wie das Flughafenverfahren oder das beschleunigte Verfahren bei offensichtlich unbe-
griindeten Asylantrdgen mussten beibehalten werden kénnen. Die Einfiihrung einer allgemei-
nen Bearbeitungsfrist von sechs Monaten wurde begrufdt, weil damit der faktischen Aufent-
haltsverfestigung abgelehnter Asylbewerber wirksam begegnet werden kdnne.

Obwohl die Kommission ihren ersten Anderungsvorschlag zuriickgezogen hatte, verabschie-
dete das Europdische Parlament hierzu am 06.04.2011 eine legislative Entschlielung. Diese
enthielt einerseits Forderungen nach verbesserten Verfahrensgarantien fir Asylbewerber, wie
beispielsweise das Recht zum Verbleib bis zur bestandskraftigen Asylentscheidung, feste
Rechtsmittelfristen (Mindestdauer von 45 Werktagen bzw. im beschleunigten Verfahren von 30
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Werktagen), die weitgehende Einschrankung nationaler Konzepte sicherer Herkunfts- und
Drittstaaten und das Verbot von Abschiebungshaft fir Minderjahrige. Auf der anderen Seite
lehnte das Parlament den Vorschlag, das beschleunigte Verfahren stark einzuschranken, ab.

Am 01.06.2011 legte die Kommission einen gednderten Richtlinienvorschlag vor. Der Vor-

schlag enthéalt u.a. folgende Neuregelungen:

e Ausdehnung des Anwendungsbereichs auf Antragsteller flr subsididren Schutz;

o Klarstellung der Unanwendbarkeit im Dublin-Verfahren;

o Einfuhrung neuer Verfahrensgarantien fur Asylbewerber oder besondere Personengrup-
pen (besonders Schutzbedirftige, unbegleitete Minderjéhrige), z.B. rechtzeitige Feststel-
lung, welche Antragsteller besondere Verfahrensgarantien bendétigen, arztliche Untersu-
chungen, um erlittene(n) Verfolgung oder ernsthaften Schaden zu belegen;

o Verringerung der Fallgruppen, in denen ein beschleunigtes Verfahren (offensichtlich unbe-
grundete Asylbegehren) angewandt werden kann; pauschale Unanwendbarkeit des be-
schleunigten Verfahrens bei unbegleiteten Minderjahrigen.

o Einfuhrung einer Bearbeitungsfrist fur das behordliche Asylverfahren von sechs Monaten
(verlangerbar um héchstens sechs weitere Monate bei komplexen Einzelfallen, einer gro-
Ren Zahl gleichzeitig eingehender Asylantrage sowie bei Nichtmitwirkung). Bei einer vo-
ribergehend ungewissen Lage im Herkunftsland soll das Verfahren ausgesetzt werden
kénnen. Gerichtliche Entscheidungsfristen kénnen national festgelegt werden.

e Grundsatz der aufschiebenden Wirkung von Rechtsbehelfen mit engen Ausnahmen; bei
solchen ist gerichtlicher Eilrechtsschutz zu gewéahren. Bei Folgeantragen soll eine Aufent-
haltsbeendigung vor bestandskraftigem Verfahrensabschluss erst nach der zweiten Ableh-
nung maoglich sein.

o Qualitatsvorgaben fur das Verfahren bei den Asylbehérden (z.B. Mindestanforderungen fur
die Anhorung, Schulungsmaflnahmen).

o Wegfall der gemeinsamen Minimalliste sicherer Herkunftsstaaten.

Nach intensiven Beratungen einigte sich der AStY am 06.06.2012 auf einen Ratstext als
Grundlage fur den informellen Trilog. Am 27.03.2013 billigte der AStV den mihsam zwischen
Européaischem Parlament, Rat und Kommission erzielten Gesamtkompromiss (Ratsdokumen-
te 7695/13 und 7695/13 COR 1). Aus deutscher Sicht zeigt das Verhandlungsergebnis ,Licht
und Schatten®. Im Vordergrund standen fur Deutschland die Beibehaltung eines schnellen und
(kosten-)effizienten Asylverfahrens, vor allem die beschleunigte Ablehnung offensichtlich un-
begrindeter Asylantrage und des Flughafenverfahrens sowie ein mdoglichst effizienter Um-
gang mit Folgeantragen. Der Gesamtkompromiss enthélt diesbeziglich wichtige Erfolge. Die
nationalen Regelungen zur Verfahrensbeschleunigung (Flughafenverfahren; Anwendungsbe-
reich offensichtlich unbegriindeter Antrage) kénnen im Grundsatz beibehalten werden. Aller-
dings werden besonders schutzbedurftige Asylbewerber (Gewalt- und Folteropfer, unbegleite-
te Minderjahrige) hiervon teilweise ausgenommen. Zudem konnte erreicht werden, dass zu-
satzliche Verfahrensgarantien und kostenintensive MalRnahmen (&rztliche Untersuchungen,
Rechtsberatung und -vertretung) auf Féalle beschrankt bleiben, in denen dies konkret erforder-

Seite 24




Bericht des Landervertreters im Strategischen Ausschuss (SCIFA) 2012/2013 Seite 25

lich ist. Im Einzelnen enthélt der Gesamtkompromiss zu umstrittenen Einzelregelungen fol-
gende Verhandlungsergebnisse:

e Medizinische Untersuchung (Art. 18): Die Asylbehodrde ist nur dann verpflichtet, eine medi-
zinische Untersuchung des Antragstellers zu veranlassen, wenn sie dies fur entschei-
dungserheblich fur die Asylentscheidung erachtet. Die Antragsteller miissen aber stets tber
ihre Mdglichkeit informiert werden, eigeninitiativ und auf eigene Kosten eine arztliche Be-
gutachtung betreffend Anzeichen fur erlittene Verfolgung einholen zu kdnnen.

o Kostenfreie Rechtsberatung (Art. 20): Die Mitgliedstaaten behalten — wie von Deutschland
gefordert — die Mdoglichkeit, kostenfreie Rechtshilfe zu versagen, wenn ein Gericht der
Rechtsverfolgung keine greifbaren Erfolgsaussichten einrdumt.

o Antragsteller, die besondere Verfahrensgarantien benétigen (Art. 24): Die Mitgliedstaaten
missen innerhalb einer angemessenen Frist nach Antragstellung feststellen, ob Antragstel-
ler besondere Verfahrensgarantien bendétigen. Die Ermittlung kann innerhalb existierender
nationaler Verfahren erfolgen, d.h. es ist kein eigensténdiges Verwaltungsverfahren notig.
Die Position Deutschlands, kein anlassunabhangiges Screeningverfahren fir alle Asylbe-
werber vorzuschreiben, konnte damit nicht durchgesetzt werden. Auch bei der bis zuletzt
umstrittenen Frage der Anwendbarkeit von beschleunigten Verfahren (Art. 31 Abs. 6) und
von Flughafenverfahren (Art. 43) auf Antragsteller, die besondere Verfahrensgarantien be-
ndtigen, mussten dem Europaischen Parlament deutliche Zugestandnisse gemacht wer-
den. Der Kompromiss lasst eine Anwendung nur in engen Grenzen zu, sofern zumindest
die Schutzgarantien des Art. 46 Abs. 7 (Dolmetscher, Rechtsbeistand, einwéchige Vorberei-
tungsfrist fur Eilantrage, gerichtliche Sach- und Rechtsprifung) eingehalten werden.

e Garantien fur unbegleitete Minderjdhrige (Art. 25): Die Anwendbarkeit von beschleunigten
Verfahren (Art. 31 Abs. 6) und von Flughafenverfahren wird stark eingeschrankt (Abs. 6);
dies war eine Hauptforderung des Europaischen Parlaments. Beschleunigte Verfahren sind
nur noch zuléassig bei der Einreise aus einem sicheren Herkunftsstaat, bei unzulassigen
Folgeantragen oder wenn der Antragsteller die 6ffentliche Sicherheit oder Ordnung gefahr-
det. Das Flughafenverfahren ist — neben diesen Fallgruppen — zuséatzlich méglich bei An-
haltspunkten fir eine Einreise aus einem sicheren Drittstaat und wenn der Antragsteller ge-

falschte Dokumente vorlegt oder sein ldentitatspapier vorsatzlich vernichtet hat, um eine
negative Asylentscheidung zu verhindern. Vor Abschluss eines Gerichtsverfahrens dirfen
ausreiseverpflichtete unbegleitete Minderjahrige nur unter Einhaltung der Garantien des
Art. 46 Abs. 7 (siehe oben) abgeschoben werden.

e Bearbeitungsfrist (Art. 31 Abs. 3): Die Regelfrist von 6 Monaten kann um weitere 9 Monate
verlangert werden (Fallgruppen: komplexe Sach- oder Rechtslage, grof3e Anzahl gleichzei-
tig gestellter Asylantrage, Verzogerung wegen MitwirkungsverstdfRen des Asylbewerbers).

Ausnahmsweise ist eine weitere Verlangerung dieser Fristen um drei Monate zuldssig, so-
fern dies notwendig ist, um eine sachgemafe und vollstdndige Asylprifung sicherzustellen.
Hiervon unbenommen bleibt die Méglichkeit der Asylbehdrde, die Entscheidung wegen un-
sicherer Lage im Herkunftsstaat auszusetzen. In jedem Fall missen behdrdliche Asylver-
fahren innerhalb einer Hochstdauer von 21 Monaten abgeschlossen sein.
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Beschleunigtes Verfahren (Art. 31 Abs. 6): Obwohl das deutsche Asylverfahrensgesetz mit
Ausnahme des Flughafenverfahrens kein beschleunigtes Verfahren im eigentlichen Sinn
kennt, hat die Regelung fir die Ablehnung der Asylantrage als offensichtlich unbegrindet
erhebliche praktische Bedeutung (vgl. Art. 32 Abs. 2). Deutschland setzte sich deshalb fur
eine mdglichst weitgehende Beibehaltung der Fallgruppen der geltenden Richtlinie ein.
Dies gelang zumindest hinsichtlich der Hauptfallgruppen. Vorsorglich wurde im AStV zu
Protokoll gegeben, dass nach Auffassung Deutschlands die von Artikel 23 Absatz 4 (b) der
Richtlinie 2005/85/EG erfassten Tatbestande durch die Vorschriften in Artikel 31 Absatz 6
Buchst. a bis g des Kompromisstextes erfasst sind.

Folgeantrége (Art. 41): Die Mitgliedstaaten konnen schon ab dem ersten Asylfolgeantrag
vorsehen, dass Antragsteller nicht bis zum Abschluss des Rechtsmittelverfahrens ein Auf-
enthaltsrecht behalten. Fir den ersten Asylfolgeantrag gilt dies nur, wenn der Folgeantrag
allein deshalb gestellt wurde, um die Aufenthaltsbeendigung zu verzégern oder zu vereiteln
(Abs. 1a). Ab dem zweiten Folgeantrag fallt diese Einschrankung weg (Abs. 1b). In jedem
Fall ist das Verbot des Refoulement zu beachten, wie es § 71 Abs. 5 Satz 2 AsylVfG vor-
sieht. Im Ergebnis wurde damit die Ratsposition Gbernommen, die der Haltung Deutsch-
lands weit entgegen kommt.

Rechtsschutz (Art. 46): Die Ratsposition konnte im Trilog durchgesetzt werden, beim Sus-
pensiveffekt bleibt es im Wesentlichen bei der bisherigen Rechtslage. Hiernach ist der Auf-
enthalt grundsatzlich bis zum Abschluss des Klageverfahrens zu gestatten (Abs. 5); in den
Fallgruppen des Absatz 6 kann hiervon abgewichen werden (u.a. Félle des Art. 31 Abs. 6
mit Ausnahme der Fallgruppe der illegalen Einreise oder illegalen Aufenthaltsverlange-
rung). Fur Grenzverfahren (Art. 43) missen die Mindestanforderungen des Art. 46 Abs. 7
erfullt werden (siehe oben). In jedem Fall muss es Antragstellern ermdglicht werden, das
gerichtliche Eilverfahren abzuwarten (Abs. 8).

3. Verordnungen

3.1 Dublin-Verordnung

Verordnung (EG) Nr. 343/2003 des Rates vom 18. Februar 2003 zur Festlegung der Kriterien

und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaates, der fur die Prifung eines von einem

Drittstaatsangehdrigen in einem Mitgliedstaat gestellten Asylantrags zustédndig ist (Dublin-

Verordnung);
ABI L 50 vom 25.02.2003 S. 1 ff.

Die Verordnung beinhaltet — in Nachfolge des Dubliner Ubereinkommens — die Festlegung

verbindlicher objektiver Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaates, der fir

die Prifung eines in einem Mitgliedstaat gestellten Asylantrags zustandig ist. Mit der Rege-
lung soll sichergestellt werden, dass jedenfalls ein Asylverfahren durchgefiihrt wird, nicht aber
mehrere in verschiedenen Mitgliedstaaten parallel oder hintereinander.
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Die Regelungen sind an die friiheren Bestimmungen des Dubliner Ubereinkommens ange-

lehnt, insbesondere besteht eine Rangfolge zustandigkeitsbegriindender Umsténde:

e enge Familienangehdrige, die in einem Mitgliedstaat als Fliichtlinge anerkannt wurden,
sind der vorrangige Anknupfungspunkt fur die Zustandigkeit dieses Mitgliedstaats auch fur
weitere Familienmitglieder;

o Ausstellung eines Visums bzw. Aufenthaltstitels durch einen Mitgliedstaat;

o llegaler Grenzubertritt Uber EU-Aul3engrenzen eines Mitgliedstaats; die Zustandigkeit
endet zwolf Monate nach Grenzulbertritt;

e Nachweis eines illegalen Aufenthalts von mindestens finf Monaten im Mitgliedstaat;

e visumsbhefreite Antragsteller: Mitgliedstaat, in dem der Antrag gestellt wird;

e Mitgliedstaat der ersten Asylantragstellung.

Der Bundesrat nahm zum Verordnungsentwurf am 01.02.2002 Stellung (BR-Drs. 959/01).

Die Verordnung findet seit 01.09.2003 in den Mitgliedstaaten unmittelbare Anwendung. Paral-
lel zur Einbeziehung in den Schengen-Besitzstand sind folgende Lander zum Dublin-System
assoziiert: Island, Norwegen, Danemark, die Schweiz und Liechtenstein.

In ihrem Bericht zur Bewertung des Dublin-Systems vom 06.06.2007 (KOM(2007) 299 endg.)
gelangte die Kommission zu dem Ergebnis, dass die Ziele des Systems, insbesondere die
Festlegung klarer und funktionierender Verfahren zur Bestimmung des fir die Prifung eines
Asylantrags zustandigen Staates, grof3enteils erreicht worden seien.

Verordnung (EG) Nr. 1560/2003 der Kommission vom 2. September 2003 mit Durchfih-
rungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 343/2003 des Rates zur Festleqgung der Krite-
rien zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der fur die Prifung eines von einem Drittstaatsange-

horigen in einem Mitgliedstaat gestellten Asylantrag zustdndiq ist;
ABI L 222 vom 05.09.2003 S. 3 ff.

Am 02.09.2003 nahm die Kommission eine Verordnung mit Durchfiihrungsbestimmungen zur
Dublin-Verordnung an. Die Verordnung ermachtigt die Kommission, Durchfihrungsvorschrif-
ten unter Beteiligung von Vertretern der Mitgliedstaaten zu erlassen.

Die Durchfihrungsverordnung regelt die Modalitaten von Aufnahme- und Wiederaufnahme-
gesuchen an den zustandigen Mitgliedstaat. Weitere Vorschriften betreffen die Durchfihrung
von Uberstellungen, den Umgang mit der humanitaren Klausel und den Aufbau eines Netzes
,Dublinet‘ mit geschitzten Ubertragungswegen fiir die Datentibermittlung.
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Vorschlag fur eine Verordnung des Europdischen Parlaments und des Rates zur Festlegung
der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der fir die Prufung eines von
einem Drittstaatsangehdrigen_oder Staatenlosen in einem Mitgliedstaat gestellten Antrags auf
internationalen Schutz zustandiq ist (Neufassung);

KOM(2008) 820 endgqultig; Ratsdokument 16929/08

Mit der Neufassung sollen die Effizienz des Dublin-Systems erhéht und héhere Schutzstan-
dards fur Antragsteller, die dem Dublin-Verfahren unterliegen, festgelegt werden. Der Anwen-
dungsbereich der Verordnung wird auf Antragsteller fir subsidiaren Schutz erweitert.

Der Bundesrat hatte in seiner Stellungnahme zum Kommissionsvorschlag am 13.02.2009 die
Beibehaltung der allgemeinen Grundséatze begrift, insbesondere des Prinzips, wonach fur
die Prifung eines Antrags in erster Linie der Mitgliedstaat zustandig ist, der bei Einreise und
Aufenthalt mafRgeblich beteiligt war (BR-Drs. 965/08). Kritisiert wurden u.a. die geplante
Ausweitung des Anwendungsbereichs auf Personen, die subsididren Schutz beantragen, der
Aussetzungsmechanismus fir Rickuberstellungen, die Garantie eines Rechtsbehelfs gegen
Uberstellungsbeschliisse, die Gewahrung unentgeltlicher Beratungs- und Prozesskostenhilfe
unabhangig von den Erfolgsaussichten der Rechtsverfolgung, die Beschrankung des Selbst-
eintrittsrechts und die weitreichenden Einschrankungen beim Gewahrsam.

Uber den Anderungsvorschlag wurde von Marz 2009 bis November 2012 verhandelt. Haupt-
streitpunkt war die Frage, ob die Verordnung um einen Mechanismus zur Aussetzung von
Ruckuberstellungen in besonders belastete Mitgliedstaaten ergénzt werden soll. Der von der
Kommission urspriinglich vorgeschlagene weitreichende Aussetzungsmechanismus fur Falle,
wenn Aufnahmekapazitéat, Asylsystem oder Infrastruktur eines Mitgliedstaats auRergewohn-
lich schwer belastet sind oder kein angemessenes Schutzniveau im Hinblick auf Aufnahme-
bedingungen oder Zugang zum Asylverfahren bieten, wurde im Rat mit groRer Mehrheit ab-
gelehnt. Die Gegner beflrchteten eine Sogwirkung fur illegale Migrationsstréme und beton-
ten, dass Solidaritat nicht innerhalb des Dublin-Verfahrens, sondern auf andere Weise zu
leisten sei (z.B. freiwilige Umverteilung, operative Hilfe u.a. durch EASO). Auch Kompro-
missvorschlage (,Notfallmechanismus®), wonach nur objektive Uberlastungssituationen, die
nicht auf einer mangelnden Umsetzung der Asylstandards beruhen, die Aussetzung rechtfer-
tigen kdnnen, waren nicht mehrheitsfahig. Stattdessen einigte man sich schlie3lich auf einen
.Mechanismus zur Frihwarnung, Vorsorge und Krisenbewaltigung® (Art. 33), der keine Aus-

setzung von Ruckuberstellungen vorsieht. Mit dem Mechanismus soll bei konkreten Gefah-
renlagen (besonderer Druck und/oder Probleme beim Funktionieren des Asylsystems) rasch
und effizient reagiert werden (praventiver Aktionsplan; Krisenbewaltigungsplan); alle Beteilig-
ten (betroffener Mitgliedstaat, Kommission, EASO, Rat, Europaisches Parlament) werden im
Prozess informiert und ggf. beteiligt. Eine erste Aussprache zur Konzeption des neuen Me-
chanismus fand beim informellen SCIFA am 28./29.01.2013 statt. EASO sieht drei Haupt-
handlungsstrange des Mechanismus (,EPS*), namlich permanente Unterstitzung (z.B. Schu-
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lung), auf Einzelsituationen individuell zugeschnittene Sonderunterstitzung sowie Unterstut-
zung in Notfallen.

Im Ubrigen enthélt die Neufassung (Ratsdokument 15605/12), die vom AStV als Ergebnis des
Trilogs gebilligt wurde, u.a. die folgenden Anderungen:

Familienangehorige und Verwandte (Begriffsdefinitionen): Die Definition von Familienange-
hdrigen bleibt auf die Kernfamilie beschrankt (Art. 2 Buchst. g). Neu aufgenommen wird der
Begriff des Verwandten (Art. 2 Buchst. h), der volljahrige Tanten/Onkel und Grol3elternteile
einbezieht und bei der Bestimmung des zustandigen Mitgliedstaats fir unbegleitete Minder-
jahrige relevant ist (Art. 8 Abs. 2 bis 4). Die Position Deutschlands, substanzielle Erweite-
rungen zu verhindern, damit die grundsatzlichen Zustandigkeitskriterien nicht unterlaufen
werden, konnte damit nur teilweise durchgesetzt werden.

Unbegleitete Minderjahrige: Der Grundsatz, wonach der Mitgliedstaat zustandig ist, in dem
der unbegleitete Minderjahrige seinen ersten Asylantrag gestellt hat, erfahrt Einschran-
kungen. Vorrangig ist nicht nur der rechtméaRige Aufenthaltsort von Familienangehérigen,
sondern auch der von Geschwistern (Art. 8 Abs. 1 Satz 1) und Verwandten (Art. 8 Abs. 4).
Bei verheirateten Minderjahrigen, deren Ehegatte sich nicht rechtmafiig im Hoheitsgebiet
der Mitgliedstaaten aufhalt, kommt es ebenfalls auf den rechtmafiigen Aufenthaltsort der
Eltern bzw. eines Elternteils an (Art. 8 Abs. 1 Satz 2). Die Zustandigkeitskriterien waren
zwischen Rat, Parlament und Kommission heftig umstritten. Das Parlament wollte Rick-
Uberstellungen von unbegleiteten Minderjahrigen weitestgehend ausschliel3en; fir die
Mehrheit im Rat ging es darum, substanzielle Aufweichungen von dem Grundsatz, dass
der Mitgliedstaat des ersten Asylantrags zustandig ist, zu verhindern. Der Kompromisstext
wurde mit einer gemeinsamen Erklarung angenommen, wonach die Kommission unter Be-
ricksichtigung des Kindeswohls eine Revision des Art. 8 Abs. 4 priift, sobald eine Ent-
scheidung des EuGH in der Rechtssache C-648/11 vorliegt bzw. spatestens drei Jahre
nach Veroffentlichung der Neufassung.

Abhangige Personen: Bei abhangigen Antragstellern, die auf familiare Unterstiitzung an-

gewiesen sind, ist in der Regel der Mitgliedstaat zustandig, in dem sich Kinder, Geschwis-
ter oder Elternteile rechtmaflig aufhalten (Art. 16). Wenn der Antragsteller l1angerfristig rei-
seunfahig ist, wird das Asylverfahren von dem Mitgliedstaat durchgefuhrt, in dem sich der
Antragsteller aufhalt. Damit wurde die bisherige humanitare Regelung (Art. 15 Abs. 2 a.F)
verbindlicher gefasst; der Forderung Deutschlands, die Regelung nicht in Kapitel 1l (Zu-
standigkeitskriterien) zu verorten, wurde entsprochen. Die Kriterien zur Beurteilung be-
stimmter Fragen (z.B. Abhangigkeitsverhdltnis, Austibung familiarer Sorge, Reiseunfahig-
keit) legt die Kommission durch delegierte Rechtsakte fest.

Rechtsschutz: Betroffenen ist ein wirksames Rechtsmittel gegen Uberstellungsentschei-
dungen zu erdffnen (Art. 27). Um die Effizienz des Dublin-Systems nicht zu gefahrden,
sind die Mitgliedstaaten aber nicht verpflichtet, mit der Vollziehung bis zum Abschluss von
Rechtsmittelverfahren zuzuwarten. Allerdings ist dann gerichtlicher Eilrechtsschutz zu ge-
wahren (Abs. 3 Buchst. c¢); das deutsche Asylverfahrensrecht ist insoweit anzupassen (8
34a Abs. 2 AsylVfG). Unentgeltliche Rechtsberatung ist nach MalRgabe des nationalen
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Rechts zu gewahren, kann aber versagt werden, wenn ein Gericht dem Rechtsbehelf kei-
ne greifbaren Erfolgsaussichten einraumt (Abs. 6).

e Haft: Antragsteller dirfen nicht allein deshalb inhaftiert werden, weil sie dem Dublin-
Verfahren unterliegen (Art. 28 Abs. 1). Zur Sicherung von Uberstellungen diirfen Betroffe-
ne in Haft genommen werden, wenn erhebliche Fluchtgefahr besteht und sich weniger
einschneidende Malinahmen nicht wirksam anwenden lassen (Abs. 2). Befindet sich ein
Antragsteller in Haft, gelten verkirzte Fristen; die Uberstellung muss spatestens innerhalb
von sechs Wochen nach der Annahme des Aufnahmegesuchs bzw. dem Zeitpunkt, ab
dem ein Rechtsbehelf keine aufschiebende Wirkung mehr hat, erfolgen. Hinsichtlich der
Haftbedingungen und Garantien Inhaftierter gilt die Aufnahmerichtlinie.

Die Diskussion uber eine ,gerechte“ Lastenteilung innerhalb Europas bei der Aufnahme von
Asylbewerbern ist mit der Neufassung der Dublin-Verordnung nicht beendet. Nach Abschluss
des GEAS soll der im Kompromissweg eingeflihrte Mechanismus zur Frihwarnung, Vorsorge
und Krisenbewadltigung evaluiert und spater ggf. mit einem breiteren Ansatz jenseits der Dub-
lin-Verordnung ausgebaut werden. Das Europaische Parlament bekraftigte mit seiner Ent-
schlieBung vom 11.09.2012 Uber verstarkte EU-interne Solidaritat im Asylbereich (vgl. Nr. 111
4), dass das Dublin-System keine gerechte Aufteilung unter den Mitgliedstaaten ermdgliche
und brachte einen Asylverteilungsschlissel ins Spiel, der an objektiv nachvollziehbaren Krite-
rien ansetzt (z.B. BIP, Bevolkerungszahl, Flache, Integrationsaussichten). Bereits am
22.02.2010 war eine im Auftrag des LIBE-Ausschusses erstellte Studie verdffentlicht worden,
mit der die Belastung der Mitgliedstaaten — gemessen an verschiedenen Parametern (s.0.) —
ermittelt und Lésungsansatze zum Belastungsausgleich untersucht wurden.

3.2 EURODAC-Verordnung

Verordnung (EG) Nr. 2725/2000 des Rates vom 11. Dezember 2000 iber die Einrichtung von
«Eurodac” fir den Vergleich von Fingerabdriicken zum Zwecke der effektiven Anwendung des
Dubliner Ubereinkommens;

ABI L 316 vom 15.12.2000 S.1 ff.

Verordnung (EG) Nr. 407/2002 des Rates vom 28. Februar 2002 zur Festlequng von Durch-
fuhrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 2725/2000 tber die Einrichtung von ,Euro-
dac” fiur den Vergleich von Fingerabdriicken zum Zwecke der effektiven Anwendung des Dub-
liner Ubereinkommens;

ABI L 62 vom 05.03.2002 S. 1 ff.

EURODAC unterstitzt die Mitgliedstaaten bei der Bestimmung des Staates, der nach der
Verordnung (EG) Nr. 343/2003 (Dublin-Verordnung, vgl. Nr. Ill. 3.1) fur die Prufung eines in
einem Mitgliedstaat gestellten Asylantrags zustandig ist. In einer zentralen Datenbank werden
Fingerabdruckdaten, die ein wichtiges Mittel zur Identifizierung von Asylbewerbern und illegal
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aufhaltigen Auslandern darstellen, zum Zweck des Vergleichs gespeichert. Durch den Ver-
gleich kann festgestellt werden, ob die betreffende Person bereits vorher in einem anderen
Mitgliedstaat Asyl beantragt hat oder Uber das dortige Hoheitsgebiet eingereist ist.

Mit der Verordnung werden die Mitgliedstaaten verpflichtet, allen Asylbewerbern und uner-
laubt eingereisten Auslandern Uber 14 Jahre Fingerabdricke abzunehmen. Wahrend die Fin-
gerabdruckdaten von Asylbewerbern zwingend an EURODAC zu Ubermitteln sind, ist den
Mitgliedstaaten die Ubermittlung der Daten illegal aufhaltiger Auslander freigestellt. Die Ver-
ordnung stellt genaue Regelungen fir die Ubermittlung, die Speicherung, die Aufbewahrung,
den Vergleich, die Sperrung und die Léschung der Fingerabdruckdaten auf.

Das EURODAC-System ist EU-weit sowie in Island und Norwegen seit Januar 2003 in Be-

trieb, inzwischen findet es auch in Danemark, der Schweiz und Liechtenstein Anwendung.

Vorschlag fur eine Verordnung des Europaischen Parlaments und des Rates uber die Einrich-
tung von ,EURODAC* fiir den Abgleich von Fingerabdruckdaten zum Zwecke der effektiven

Anwendung der Verordnung (EG) Nr. [.../...] (zur Festlequng der Kriterien und Verfahren zur
Bestimmung_des Mitgliedstaats, der fur die Prifung_eines von einem Drittstaatsangehdrigen
oder Staatenlosen_in _einem Mitgliedstaat _gestellten Antrags auf_internationalen_Schutz _zu-
standig ist und far der Strafverfolgung_dienende Antrége der Strafverfolgungsbehérden der
Mitgliedstaaten und Europols auf den Abgleich mit EURODAC-Daten sowie zur Anderung_der
Verordnung (EU) Nr. 1077/2011 zur Errichtung einer Europaischen Agentur flr das Betriebs-
management von_IT-GroRsystemen im Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts;
[KOM(2008) 825 endgliltig;. Ratsdokument 16934/08:]

[KOM(2009) 342 endgultig; Ratsdokument 13263/09 (gednderter Vorschlag);]

[KOM(2010) 555 endgultig; Ratsdokument 14919/10 (gednderter Vorschlag);]

KOM(2012) 254 endgqultig; Ratsdokument 10638/12 (gednderter Vorschlaq)

Mit dem ursprunglichen Anderungsvorschlag vom Dezember 2008 sollte die Effizienz der

Verordnung bei der Unterstitzung des Dublin-Systems gesteigert, der Datenschutz verbes-

sert und Koharenz mit dem seit Annahme der Verordnung entstandenen Asyl-Besitzstand

hergestellt werden. Neben der Anpassung einiger Bestimmungen an faktische Anderungen

sollte zudem ein neuer Rahmen fiur das Betriebsmanagement vorbereitet werden. Der Neu-

fassungsentwurf zielt im Besonderen auf:

e Erweiterung des Anwendungsbereichs auf den subsidiaren Schutz;

e beschleunigte Ubermittlung von Fingerabdruckdaten (klare Fristen);

¢ Freigabe von Daten uUber anerkannte Flichtlinge, die bislang gespeichert, aber nicht ab-
gefragt werden kdnnen;

e \Verbesserung des Datenschutzes durch einen automatisierten Hinweis tber die Datenl-
schung anderer Mitgliedstaaten;
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e Regelungen zur Uberwachung durch den Europaischen Datenschutzbeauftragten und die
nationalen Datenschutzbeauftragten.

Der Bundesrat nahm den urspringlichen Anderungsvorschlag der Kommission am
13.02.2009 zur Kenntnis (BR-Drs. 962/08).

Die technischen Anderungen wurden im Rat rasch ausverhandelt. Das Européiische Parla-
ment billigte den urspringlichen Kommissionsvorschlag — mit einigen Anderungen — am
07.05.20009.

Die Kommission unterbreitete am 10.09.2009 einen ge&anderten Vorschlag, mit dem der Ent-
schlieBung des Parlaments und den Verhandlungsergebnissen im Rat Rechnung getragen
sowie der Zugriff der Strafverfolgungsbehdrden der Mitgliedstaaten auf die Zentraldatenbank
zum Zweck der Verhitung, Aufdeckung und Ermittlung terroristischer und sonstiger schwerer
Straftaten ermdglicht werden sollte. Der JI-Rat hatte bereits im Juni 2007 unter deutscher
Prasidentschaft die Offnung von EURODAC fiir polizeiliche Zwecke befiirwortet.

Der Bundesrat begriiRte den Kommissionsvorschlag zur Offnung von EURODAC fiir Strafver-
folgungsbehérden in seiner Sitzung am 27.11.2009 (BR-Drs. 730/09). Zur Regelléschung der
Uber EURODAC erlangten personenbezogenen Daten innerhalb eines Monats wurde eine
Ausnahme fir terroristische und sonstige schwerwiegende Straftaten gefordert.

Mit Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon und der Abschaffung des Saulensystems wurde
der — von der Kommission parallel vorgelegte — Vorschlag fir einen Ratsbeschluss tber den
Zugriff der nationalen Strafverfolgungsbehérden auf EURODAC (KOM(2009) 344 endg.;
Ratsdok. 13322/09) hinfallig. Die Kommission nahm dies zum Anlass, am 11.10.2010 einen
erneut gednderten Verordnungsvorschlag zu unterbreiten. Mit der Begriindung, eine rasche
Einigung uber die Anderung der Verordnung nicht gefahrden zu wollen, wurde der Zugriff fur
Polizei- und Strafverfolgungsbehérden ausgeklammert. Dies stieR beim JI-Rat am
08./09.11.2010 auf Unverstandnis, weil die einstimmige Willensbekundung des Rates aus

dem Jahr 2007 unberiicksichtigt blieb. Die Innenminister forderten die Kommission wiederholt
auf, einen neuen Verordnungsvorschlag vorzulegen. Die Beratungen zur EURODAC-
Verordnung wurden bis dahin ausgesetzt.

Am 30.05.2012 unterbreitete die Kommission ihren lange erwarteten erneut geanderten Vor-
schlag, mit dem den Strafverfolgungsbehérden und Europol der Zugriff auf EURODAC zum
Zweck der Verhitung, Aufdeckung und Untersuchung terroristischer und sonstiger schwerer
Straftaten ermdoglicht werden soll. Als Voraussetzung fur den Datenzugriff wurde statuiert,
dass dies im Einzelfall fur die Verhitung, Aufdeckung oder Untersuchung terroristischer oder
sonstiger schwerer Straftaten erforderlich ist und ein Abgleich mit nationalen Fingerabdruck-
Datensammlungen ergebnislos blieb. Dartiber hinaus werden berechtigte Grinde fur die An-
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nahme vorausgesetzt, dass der Abgleich zur Verhiitung, Aufdeckung oder Untersuchung die-
ser Straftaten beitragen wird. Ein systematischer Abgleich ist ausgeschlossen.

Der Anderungsvorschlag wurde in der RAG Asyl und in der RAG Polizeiliche Zusammenar-
beit sowie im weiteren Verlauf auf allen Ratsebenen beraten. Der informelle SCIFA am
02./03.07.2012 befasste sich mit wichtigen Einzelfragen des Verordnungsentwurfs. Bei der
Definition schwerer Straftaten (Art. 2 Buchst. k) beflirwortete die grof3e Mehrheit die Anleh-
nung an den Straftatenkatalog des Rahmenbeschlusses zum EU-Haftbefehl. Deutschland
kritisierte dies als zu weitgehend bzw. unbestimmt und forderte eine Konkretisierung anhand
inhaltlicher Kriterien wie Mindesthdchststrafe und Schwere des Delikts im Einzelfall. Bei der
Mindestspeicherdauer (Art. 16 Abs. 1) sprach sich die grol3e Mehrheit aus Effizienzgriinden
fir eine Speicherzeit von zwei Jahren aus. Andere Mitgliedstaaten zeigten sich flexibler und
pladierten fur die zweijahrige Speicherfrist als ,Ausgangspunkt® fir die Verhandlungen mit
dem Parlament; nur wenige Mitgliedstaaten unterstiitzten die Plane der Kommission, die Frist
auf ein Jahr zu reduzieren. Bei der Regelung zur Datenuberprifung durch Experten (Art. 25
Abs. 4) wurde der Begriff ,Fachmann fir Daktyloskopie® als unklar angesehen; die Qualifika-
tionsanforderungen wurden in der Folge prazisiert. Die Aussprache zum Verbot der Daten-
Ubermittlung an Drittstaaten und Dritte (Art. 35) ergab kein einheitliches Meinungsbild.

Im AStV am 10.10.2012 stellte der Vorsitz eine ausreichende Mehrheit fir den Ratstext fest
und erdffnete den Trilog. Deutschland versuchte vergeblich, eine Ergdnzung in den Art. 5 und
6 durchzusetzen, wonach Nachrichtendienste nicht die Funktion als zugangsberechtigte Be-
horden oder Prifstellen wahrnehmen dirfen (Trennungsgebot). Am 27.03.2013 billigte der
AStV den im Trilog zwischen Europaischem Parlament, Rat und Kommission erzielten Ge-
samtkompromiss, der u.a. folgende Verhandlungsergebnisse enthalt:

¢ Anwendungsbereich (Art. 1): Klargestellt wurde, dass neben Strafverfolgungsbehérden

auch die Polizei zur Gefahrenabwehr zugriffsberechtigt ist.

e Speicherdauer illegal eingereister Personen (Art. 16): Nach schwierigen Verhandlungen
einigte man sich auf eine Speicherdauer von 18 Monaten. Der Rat war im Einklang mit der
deutschen Verhandlungsposition fir die Beibehaltung der Speicherdauer von zwei Jahren
eingetreten; das Europaische Parlament und die Kommission hatten die Verkiirzung auf
ein Jahr gefordert.

e Zugéanglichkeit der Daten von anerkannten Schutzberechtigten (Art. 18): Die Daten sind
drei Jahre ab der Gewahrung des internationalen Schutzes zuganglich. Damit ging der
Rat, der die Daten funf Jahre ab dem Zeitpunkt der Speicherung zuganglich machen woll-
te, auf das Europaische Parlament zu.

e Zugriffsvoraussetzungen fir Polizei- und Strafverfolgungsbehérden (Art. 20): Die Bedin-
gungen fur den Zugang der Polizei- und Strafverfolgungsbehdrden standen im Mittelpunkt
der Verhandlungen. Deutschland trat dafir ein, die formalen und materiellen Hirden mog-
lichst niedrig zu halten, um sie in der Praxis mit einem vertretbaren birokratischen Auf-
wand erfillen zu kénnen. Dies gelang zumindest teilweise. Zwar konnte nicht verhindert
werden, dass vor der Abfrage der EURODAC-Datenbank ein Abgleich mit den Daten des
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Visa-Informations-Systems und nach dem Primer Vertrag durchzufiihren ist. Die Anforde-
rungen konnten aber in materieller und formeller Hinsicht abgeschwéacht werden. Eine
VIS-Abfrage ist nur notwendig, wenn alle Voraussetzungen hierfur vorliegen. Eine Priim-
Abfrage muss nur erfolgen, wenn Vergleiche technisch mdglich sind und berechtigte An-
haltspunkte vorliegen, dass damit die ldentitat geklart werden kann. Bei den materiellen
Zugangsvoraussetzungen wurden erganzende Zusétze des Parlaments akzeptiert. Die Er-
forderlichkeit des Zugriffs setzt hiernach Uberwiegende offentliche Sicherheitsinteressen
voraus (VerhaltnismaRigkeit). Berechtigte Grinde, dass der Abgleich zur Verhitung, Auf-
deckung oder Untersuchung schwerwiegender Straftaten beitragen wird, sollen insbeson-
dere vorliegen, wenn der begriindete Verdacht besteht, dass ein Verdachtiger, Tater oder
Opfer einer Kategorie der Verordnung unterfallt.

e Verbot der Datenibermittiung an Drittstaaten und Dritte (Art. 35): Der Kompromisstext
stellt klar, dass das Ubermittlungsverbot an Drittstaaten auch fir EURODAC-Daten gilt, die
von Mitgliedstaaten weiterverarbeitet werden. In jedem Fall muss eine Datenlbermittlung
unterbleiben, wenn ein ernsthaftes Risiko besteht, dass dies zu Folter, unmenschlicher
oder erniedrigender Behandlung oder Bestrafung fihren kann. Mit diesen Klarstellungen
wurde Forderungen des Europaischen Parlaments entsprochen.

3.3 Européisches Unterstitzungsbiro fur Asylfragen (EASO)

Verordnung (EU) Nr. 439/2010 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 19. Mai
2010 zur Einrichtung eines Europaischen Unterstitzungsbiros fur Asylfragen;
ABL L 132 vom 29.05.2010 S. 11 ff.

Das Européaische Unterstltzungsburo fir Asylfragen (EASO) mit Sitz in Valletta (Malta) nahm
am 19.06.2011 seine Tatigkeit auf. Das EASO besitzt als Gemeinschaftsagentur Rechtsper-
sonlichkeit und arbeitet fachlich unabhéngig. Es wird nach aufen vom Exekutivdirektor ver-
treten, der dem Verwaltungsrat verantwortlich ist. Der Verwaltungsrat setzt sich aus stimmbe-
rechtigten Vertretern der Mitgliedstaaten und der Kommission sowie einem Vertreter des
UNHCR ohne Stimmrecht zusammen; er kann einen Exekutivausschuss mit unterstiitzender
Funktion einsetzen. In einem Beirat unterhalt das Unterstitzungsbiro engen Dialog mit ein-
schlagigen Nichtregierungsorganisationen (NGO).

Dem EASO kommt eine Schlisselrolle bei der verbesserten Umsetzung des GEAS und beim

Ausbau der praktischen Zusammenarbeit in Asylangelegenheiten zu. Es darf aber keinen

Einfluss auf die Entscheidungen nationaler Asylbehdrden in Asylverfahren nehmen. Die

Kompetenzen des EASO schlieRen folgende Tatigkeiten ein:

=  Sammlung, Verwaltung und Analyse von Herkunftslandinformationen (Aufbau und Unter-
haltung eines eigenen Informationsportals);

= Angebot eines europdischen Schulungsprogramms fur Mitglieder einzelstaatlicher Verwal-
tungs-, Justizbehorden sowie sonstiger Stellen, die mit Asylfragen befasst sind;
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= Koordinierung und Unterstitzung gemeinsamer Malinahmen fir besonders belastete
Mitgliedstaaten (z.B. Sammlung und Auswertung von Informationen zur Verifizierung be-
sonderer Belastungssituationen; Friihwarnsystem betreffend Massenzustrom von Dritt-
staatsangehdrigen, Koordinierung von Asyl-Unterstiitzungsteams);

= Mitwirkung bei der Umsetzung des GEAS (Informationsaustausch, z.B. mit Datenbanken
zu europdischen und (inter-)nationalen Asylrechtsinstrumenten; Jahresbericht zur Asylsi-
tuation in der EU mit vergleichender Analyse; Erstellung von Fachdokumentationen zur
Anwendung der Gemeinschaftsinstrumente);

= Unterstltzung fur die externe Dimension des GEAS (Koordinierung des Informationsaus-
tauschs und anderer MaRnahmen bei Umsiedlung anerkannter Schutzberechtigter inner-
halb der EU).

Die Verhandlungen tiber die Verordnung dauerten im Rat nur knapp ein Jahr. Uber weite
Strecken wurde nicht in der RAG Asyl und im SCIFA, sondern auf Ebene der Jl-Referenten
beraten. Besonders umstritten waren die Ausgestaltung der Leitungs- und Verwaltungsstruk-
tur (z.B. Notwendigkeit eines Exekutivausschusses), die Beteiligung von Zivilgesellschaft und
NGO in einem Beirat sowie die Rechtsnatur der erarbeiteten Dokumentationen und Analysen.
Das Européische Parlament hatte eine starkere Rolle fir UNHCR und NGO, einen verbindli-
chen Solidaritatsmechanismus zur EU-internen Umverteilung anerkannter Schutzberechtigter
und ein Mitspracherecht bei Ernennung des Exekutivdirektors gefordert.

Der Bundesrat hatte zum Kommissionsvorschlag am 03.04.2009 kritisch Stellung genommen
(BR-Drs. 192/09). Zwar wurden die Bemiihungen anerkannt, durch Intensivierung der prakti-
schen Zusammenarbeit eine einheitlichere Anwendung der EU-Asylrechtsnormen zu errei-
chen und damit zur Minderung der Sekundéarmigration beizutragen. Allerdings sah der Bun-
desrat die Notwendigkeit einer neuen Agentur als nicht nachgewiesen. Falls die Einrichtung
als Agentur nicht verhindert werden kann, wurde gefordert, dass die nationale Verantwortung
fur Asylverfahren nicht durch (in-) direkte Einflussnahmen des ,Biiros® ausgehohit wird.

Das EASO legte im Juli 2012 seinen ersten Jahresbericht vor (Ratsdokument 13004/12). Der
Bericht wurde im SCIFA am 11.09.2012 allgemein begruf3t. Einige Mitgliedstaaten bekréftigten
das Bedurfnis, die nationalen Schutzquoten in Asylverfahren starker anzugleichen.

4. Solidaritat im Asylbereich

Im Vertrag von Lissabon ist fur die Asyl- und Migrationspolitik der Grundsatz der Solidaritat
und der gerechten Aufteilung der Verantwortlichkeiten unter den Mitgliedstaaten in Art. 80
AEUV niedergelegt. Das Europdische Parlament forderte Anfang Mai 2009 im Rahmen seiner
Entschlieung zum ersten Asylpaket einen verbindlichen Mechanismus zur Lastenteilung un-
ter den Mitgliedstaaten bei der Aufnahme von Asylbewerbern. Im Februar 2010 wurde eine im
Auftrag des LIBE-Ausschusses erstellte Studie veroffentlicht, die untersucht, wie die Lasten
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derzeit — insbesondere in finanzieller Hinsicht — unter den Mitgliedstaaten verteilt sind und
welche Mdglichkeiten eines Ausgleichs es geben kdnnte.

Der Européische Rat bekraftigte am 23./24.06.2011, dass gegenuber den Mitgliedstaaten, die
ganz unmittelbar von den Migrationsstromen betroffen sind, echte Solidaritat in der Praxis
geuibt werden musse. Die erforderliche operative und finanzielle Hilfe sei zu leisten. Die frei-
willige Ausweitung des Pilotprojekts zur Aufnahme schutzberechtigter Personen aus Malta
wurde begruf3t.

Mitteilung der_ Kommission vom_2. Dezember 2011 an das_Europdische Parlament, den Rat,
den Europaischen Wirtschafts- und Sozialausschuss _und den Ausschuss der Regionen lber
verstarkte EU-interne Solidaritat im Asylbereich; Eine EU-Agenda fir_weitergehende Teilung
der Verantwortung und mehr gegenseitiges Vertrauen;

KOM(2011) 835 endquiltig; Ratsdokument 18209/11

In ihrer Mitteilung vom 02.12.2011 schlagt die Kommission vor, die EU-interne Solidaritat im

Asylbereich entlang von vier Achsen zu starken:

e praktische Zusammenarbeit und technische Hilfe: Schliisselrolle des EASO, dessen tech-
nische und personelle Kapazitaten optimal genutzt werden sollen;

o finanzielle Solidaritét: bestmdgliche Verwendung des Flichtlingsfonds bis 2013 und ra-
sche Einigung der gesetzgebenden Organe auf die spezifischen Instrumente des mehr-
jahrigen Finanzrahmens 2014 — 2020 (siehe VII. 2).

o Aufgabenteilung: Reform der Dublin-Verordnung, Weiterentwicklung des Konzepts der
EU-internen Umsiedlung schutzberechtigter Personen innerhalb der EU (ggf. permanen-
tes System auf freiwilliger Basis) und Durchfihrbarkeitsstudie gemeinsamer Asylantrags-
bearbeitung innerhalb der EU;

e Verbesserung der Instrumente zur Steuerung des Asylsystems: Einhaltung der Frist zur
Schaffung des GEAS bis 2012, Erh6hung der Widerstandsfahigkeit des Dublin-Systems
(Evaluierungs- und Friihwarnmechanismus), Starkung gegenseitigen Vertrauens in ande-
ren Bereichen des Migrationsmanagements (z.B. Schengen-Evaluierungsmechanismus,
Visumschutzklausel).

Der JI-Rat verabschiedete am 08.03.2012 Schlussfolgerungen uber einen gemeinsamen
Rahmen fir echte und praktische Solidaritdt gegentber Mitgliedstaaten, deren Asylsysteme
besonderem Druck, einschlief3lich durch gemischte Migrationsstrome, ausgesetzt sind (Rats-
dokument 7115/12). Die Schlussfolgerungen sollen den Frihwarn- und Krisenbewaltigungs-
mechanismus der Dublin-Verordnung (vgl. Nr. 1ll. 3.1) erganzen, nachdem Kommission, eini-
ge sudliche Mitgliedstaaten und Abgeordnete des Europdischen Parlaments weiter gehende
Solidaritatsmechanismen gefordert hatten. Sie enthalten ein flexibles und offenes Instrumen-
tarium (,Werkzeugkiste®), das vorwiegend bestehende, aber auch eventuelle neue Mal3nah-
men aufzeigt. Betont wird, dass Solidaritat und Verantwortung — inshesondere zur Einhaltung
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der Verpflichtungen aus dem geltenden Asyl- und Migrationsrecht durch alle Mitgliedstaaten —
Hand in Hand gehen mussen. Die Kommission wurde ersucht, ihre Studie zur Durchfthrbar-
keit der gemeinsamen Bearbeitung von Asylantragen in der EU bis Ende 2012 abzuschlieRen
und anschlieBend Empfehlungen zu unterbreiten. Der Entwurf der Schlussfolgerungen war
vorab beim SCIFA am 13.02.2012 er6rtert worden.

Die Umsetzungsfortschritte wurden im SCIFA am 25.05.2012 erértert. Der JI-Rat filhrte am
07./08.06.2012 auf Grundlage einer Bestandsaufnahme (Ratsdokument 10465/12) eine politi-
sche Aussprache mit Fokus auf die Unterstiitzung Griechenlands beim Grenz-, Asyl- und Mig-
rationsmanagement. Beim SCIFA am 15.11.2012 informierte die Kommission Uber ihre Ab-
sicht, Anfang 2013 ein Expertentreffen veranstalten zu wollen.

Das Europdische Parlament begriidte mit seiner EntschlieBung vom 11.09.2012 die Mittei-
lung. Es forderte weitere Uberlegungen zur Entwicklung eines angemessenen Mechanismus
zur Zustandigkeitsteilung, um den fir die Asylprifung zusténdigen Mitgliedstaat festzulegen
und in Notsituationen und bei unverhaltnisméfRig hoher Beanspruchung schnell und wirksam
helfen zu kénnen. Die gemeinsame Bearbeitung von Asylantragen kénne ein nitzliches Werk-
zeug fur Solidaritéat und Zusténdigkeitsteilung darstellen. Die Kommission wurde aufgefordert,
im Rahmen eines Legislativvorschlags fur einen EU-internen Umsiedlungsmechanismus einen
Verteilungsschliissel fiir die Ubersiedlung schutzberechtigter Personen zu priifen; dabei soll-
ten objektiv nachvollziehbare Kriterien berlicksichtigt werden, wie z.B. das BIP der Mitglied-
staaten, deren Bevolkerungszahl und Flache sowie die Belange und Integrationsaussichten
der Asylsuchenden.

5. EU-Neuansiedlungsprogramm

Mitteilung der Kommission an das Européische Parlament und den Rat zur Einrichtung eines
gemeinsamen Neuansiedlungsprogramms der EU:
KOM(2009) 447 endqgultig; Ratsdokument 12986/09

Die Kommission unterbreitete am 02.09.2009 einen Vorschlag zur Einrichtung eines gemein-
samen Neuansiedlungsprogramms, mit dem die Anstrengungen der Mitgliedstaaten beim
Resettlement innerhalb der EU besser koordiniert werden sollen. Die Teilnahme soll den Mit-
gliedstaaten freigestellt sein.

Kernpunkt des Programms ist die Installierung eines Verfahrens zur Festlegung gemeinsa-
mer jahrlicher Prioritaten fir Neuansiedlungsmaflnahmen. Die Kommission soll — auf Emp-
fehlung eines Gremiums, an dem neben den Mitgliedstaaten UNHCR, IOM sowie einschlagi-
ge NGO teilnehmen kdénnen — gemeinsame jahrliche EU-Prioritaten fir neu anzusiedelnde
Flichtlinge festlegen. Die Prioritaten sollen nach bestimmten geografischen Regionen,
Staatsangehdrigkeit oder fur bestimmte andere Kategorien (z.B. Notfélle) definiert werden.
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Synergieeffekte verspricht sich die Kommission durch gemeinsame Durchfihrung operativer
Maflnahmen (z.B. Auswahl- und Erkundungsmissionen, arztliche Untersuchungen und Rei-
sevorkehrungen). Die Zusammenarbeit bei Aufnahme und Integration soll durch einen Infor-
mationsaustausch und die Ermittlung bewéhrter Verfahren verstérkt werden.

Um den Mitgliedstaaten einen Anreiz zur Beteiligung zu bieten, unterbreitete die Kommission
gleichzeitig eine Anderung der EFF-lII-Entscheidung, die eine zusatzliche finanzielle Unter-
stitzung fur die Aufnahme von Flichtlingen aufgrund des gemeinsamen Neuansiedlungspro-
gramms beinhaltet (siehe Nr. VII. 1). Fur den Zeitraum 2014 bis 2020 wird die finanzielle For-
derung im Asyl- und Migrationsfonds geregelt (siehe Nr. VII. 2).

Beim JI-Rat am 21.09.2009 fand der Kommissionsvorschlag breite Unterstitzung. Allerdings
hoben einige Mitgliedstaaten die Freiwilligkeit einer Beteiligung ausdrticklich hervor.

Der Bundesrat unterstiitzte mit Beschluss vom 27.11.2009 (BR-Drs. 724/09) die Bestrebun-
gen, die Strukturen und Verfahren zur Koordinierung der Neuansiedlungen in der EU aufei-
nander abzustimmen, um eine engere praktische Zusammenarbeit zwischen den Mitglied-
staaten und eine wirksamere Koordinierung auf EU-Ebene zu ermdglichen. Er setzte aber
voraus, dass die Teilnahme am Neuansiedlungsprogramm ausschlielich freiwillig erfolgt.
Das vorgeschlagene Konsultations- und Entscheidungsverfahren zur Festlegung jahrlicher
Prioritaten bewertete der Bundesrat kritisch. Nationale Spielraume bei der Auswahl der auf-
zunehmenden Flichtlinge missten unbedingt aufrecht erhalten bleiben.

Das Europaischen Parlament forderte mit seiner EntschlieBung vom 18.05.2010 ein an-
spruchsvolleres Programm, das Qualitat und Wirksamkeit der Neuansiedlung gewahrleistet,
konkrete Leitlinien fir ein neues Modell der Prioritdtensetzung enthéalt, Anreize fur Mitglied-
staaten zur Teilnahme bietet, Koharenz mit anderen Malinahmen im Asylbereich sicherstellt
und Aufnahmestandards und Follow-up-Malinahmen umfasst. Besonders schutzbedirftige
Personengruppen (z.B. unbegleitete Minderjahrige, Folteropfer) sollten unveranderlich in die
Aufnahmeprioritaten einbezogen werden. Bei der Festlegung der jahrlichen Prioritaten forder-
te das Parlament ein Mitbestimmungsrecht. Die Rolle des Europaischen Asylunterstiitzungs-
biros, von UNHCR und NGO wurde insgesamt stark betont.

6. Aktionsplan fur unbegleitete Minderjéahrige

Mitteilung der Kommission an den Rat und das Europaische Parlament: Aktionsplan fir unbe-
gleitete Minderjahrige (2010 — 2014);
KOM(2010) 213 endgquiltig; Ratsdokument 9604/10

Die Kommission legte am 06.05.2010 einen Aktionsplan fir unbegleitete Minderjahrige vor.
Der Aktionsplan zielt darauf ab, ein gemeinsames europdisches Konzept zu schaffen, mit dem
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illegaler Migration vorgebeugt sowie hohe und kindgerechte Aufnahme- und Schutzgarantien

fur unbegleitete Minderjahrige eingefiihrt werden sollen. Die Mitteilung der Kommission soll

Ausgangspunkt eines langfristigen Handlungskonzepts sein, das sich an EU-Organe und -

Agenturen, Mitgliedstaaten, Drittstaaten und die Zivilgesellschaft richtet. Der Aktionsplan sieht

drei Hauptaktionsbereiche vor:

e Pravention von unsicherer Migration und Menschenhandel: Als Schwerpunkte benannt
werden die Entwicklungszusammenarbeit zur Verbesserung der Lebensbedingungen in
Herkunftslandern, gezielte Sensibilisierungsprogramme fir ,Risikokinder® und die Forde-
rung von Schutzsystemen fir Kinder (z.B. Geburtenregistrierungsprogramme);

o Aufnahme- und Verfahrensgarantien fir unbegleitete Minderjahrige: héhere Schutznormen
im Asylrecht; Erstellung von Leitlinien fur Asylfragen sowie zu bewéhrten Praktiken fur die
Altersbestimmung und Suche nach Familienangehdrigen;

o Nachhaltige Lésungen unter Berlicksichtigung des Kindeswohls: Optionen sind die Rick-
fuhrung und Reintegration im Herkunftsland, die Gewahrung eines Schutzstatus oder die
Neuansiedlung innerhalb der EU. Die Behdrden sollen innerhalb eines mdglichst kurzen
Zeitraums (nach Mdoglichkeit binnen sechs Monaten) Uber die Zukunft des unbegleiteten
Minderjahrigen entscheiden. Die Kommission plant eine Studie, um zu prifen und zu be-
werten, ob die Einfihrung eines gemeinsamen Rahmens fir unbegleitete Minderjahrige,
die nicht rickgefihrt werden kénnen, erforderlich und ratsam ist.

Der Bundesrat begriif3te in seiner Stellungnahme vom 09.07.2010 die Anstrengungen der EU,
den europaweiten Anstieg der Anzahl illegal einreisender unbegleiteter Minderjahriger zum
Anlass zu nehmen, ein gemeinsames Konzept zur Lésung der daraus resultierenden Heraus-
forderungen aufzustellen (BR-Drs. 281/10). Er vertrat aber die Auffassung, dass der Aktions-
plan die Erhéhung der Aufnahme- und Schutzgarantien unbegleiteter Minderjahriger zu einsei-
tig in den Vordergrund stellt. Er bedauerte, dass der Aktionsplan die Problematik der Altersbe-
stimmung nur aus Sicht des Minderjahrigenschutzes beleuchte und das staatliche Interesse
an der Identitatsklarung und Altersfeststellung illegal eingereister Personen ausblende. Die
Bundesregierung wurde aufgefordert, Bestrebungen entgegenzutreten, Betroffene bis zum
(vollen) Beweis des Gegenteils als Minderjahrige zu behandeln. Begrif3t wurde die Ankindi-
gung, fur die korrekte Umsetzung der EU-Rechtsvorschriften zum Schutz unbegleiteter Min-
derjahriger in allen Mitgliedstaaten Sorge zu tragen. Darliber hinausgehende gemeinsame
Normen fir die Aufnahme und Unterstiitzung unbegleiteter Minderjahriger erachtete der Bun-
desrat angesichts des schon bestehenden umfassenden EU-Besitzstands fiir nicht notwendig.
Bereits aus Kompetenzgriinden abgelehnt wurden die Plane, auf EU-Ebene Rechtsvorschrif-
ten zur Behandlung unbegleiteter ausreiseverpflichteter Minderjahriger, die vorlaufig nicht
rickgefuhrt werden kénnen, einzufthren.

Der JI-Rat nahm am 03.06.2010 Schlussfolgerungen zu unbegleiteten Minderjahrigen an, die
insgesamt 33 Einzelfolgerungen enthalten (Ratsdokument 10669/10). Die Kommission wurde
aufgefordert zu prufen, ob die EU-Rechtsvorschriften betreffend unbegleitete Minderjahrige
diesen ausreichenden Schutz bdten, insbesondere ob gewahrleistet sei, dass sie bis zum
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Nachweis ihrer Volljahrigkeit als Minderjahrige behandelt werden. Der Rat empfahl, Leitlinien
Uber geeignete Methoden zur Altersbestimmung sowie eine Studie Uber Rechtsvorschriften
und Vollzugspraxis der Mitgliedstaaten zur Rickkehr unbegleiteter Minderjahriger in das Her-
kunftsland zu erarbeiten. Die Mitgliedstaaten wurden ermutigt, Uber die Zukunft der Minderjah-
rigen innerhalb eines mdglichst kurzen Zeitraums zu entscheiden. Die Kommission wurde
ersucht, Mitte 2012 und erneut 2015 Uber die Umsetzung zu berichten und ggf. eine Uberar-
beitung und/oder zusatzliche Aktionen vorzuschlagen.

Die Kommission veroffentlichte am 28.09.2012 ihre Halbzeitbewertung (KOM(2012) 554 end-
gultig). In den beiden vergangenen Jahren sei der Schwerpunkt auf eine bessere Koordinati-
on und Ubereinstimmung unter den verschiedenen rechtlichen, finanziellen und politischen
Instrumenten gesetzt worden. Weitere Anstrengungen werden u.a. gesehen betreffend die
Verbesserung von Statistiken, Pravention von unsicherer Migration und Menschenhandel,
hohere Aufnahme- und Schutzstandards in der EU, vorrangige Finanzierung entsprechender
Projekte und starkere Zusammenarbeit zwischen Herkunfts-, Transit- und Ziellandern. Der
Bericht wurde im SCIFA am 08.10.2012 allgemein begrulf3t.

IV. Migration

1. Schritte zu einer gemeinsamen Migrationspolitik

Neues Migrationskonzept nach Inkrafttreten des Vertrags von Amsterdam

Mit dem Vertrag von Amsterdam erhielt die Gemeinschaft eine eigene Zustandigkeit fur die
Bereiche Einwanderung und Asyl. Auf der Sondertagung in Tampere im Oktober 1999 legte
der Europaische Rat u.a. die Eckpunkte einer gemeinsamen Migrations- und Asylpolitik fest.
Dabei wurden folgende Schwerpunktbereiche benannt:

e Partnerschaft mit Herkunftslandern;

e Gemeinsames Europaisches Asylsystem;

e Gerechte Behandlung von Drittstaatsangehdrigen;

e Steuerung der Migrationsstréme.

Mitteilung der Kommission vom 22. November 2000 an den Rat und das Europaische Parla-
ment Uber eine Migrationspolitik der Gemeinschaft;
KOM(2000) 757 endgiltig; Ratsdokument 11529/00

Im November 2000 skizzierte die Kommission ihre Vorstellungen zur Umsetzung der Schritte
zu einer gemeinsamen Einwanderungspolitik in konkrete MaRnahmen. Dabei sah sie u.a.
folgende Arbeitsschwerpunkte:
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o (gesteuerte Eroffnung der legalen Migration (Arbeitsmigration) angesichts der verénderten
wirtschaftlichen und demographischen Situation und des anhaltenden Migrationsdrucks
und dem damit verbundenen Anstieg der illegalen Einwanderung;

o Festlegung eines gemeinsamen Rechtsrahmens fiir die Einreise von Drittstaatsangehori-
gen, die eine Beschéftigung ausiiben oder eine Ausbildung absolvieren wollen;

e Normierung der Rechte und Pflichten der Drittstaatsangehorigen mit legalem Aufenthalts-
status, ggf. abhangig von Dauer und Verfestigung des Aufenthaltes;

e FoOrderung und partnerschaftliche Koordinierung von Integrationsmaf3nahmen auf nationa-
ler und lokaler Ebene.

‘ Grinbuch und Strategischer Plan zur legalen Zuwanderung

Grinbuch Uber ein EU-Konzept zur Verwaltung der Wirtschaftsmigration;
KOM(2004) 811 endguiltig; Ratsdokument 5436/05

Nach dem Scheitern des Vorschlags fir eine Richtlinie Giber Bedingungen fur die Einreise und

den Aufenthalt von Drittstaatsangehérigen zur Ausiibung einer Erwerbstatigkeit vom Juli 2001

leitete die Kommission mit dem im Januar 2005 vorgelegten Grinbuch einen Konsultations-

prozess uber Gemeinschaftsregeln fur die Zulassung von Wirtschaftsmigranten ein. Zur Dis-

kussion gestellt wurden insbesondere folgende Schliisselfragen:

e horizontale (einheitliche Regelung der Bedingungen von Einreise und Aufenthalt aller er-
werbstatigen Drittstaatsangehdrigen mit legalem Aufenthaltsstatus) oder sektorenbezoge-
ne Vorgehensweise (eigenstandige Legislativakte fir bestimmte Personengruppen, z.B.
Saisonarbeitnehmer, konzernintern entsandte Arbeithnehmer, Hochqualifizierte);

o Vorrangregelungen fur einheimische Arbeitskrafte;

e Abhangigkeit der Zulassung von einem konkreten Arbeitsplatzangebot oder flexible Zu-
lassungsmodelle;

e EU-Auswahlsystem mit Qualifikationskriterien;

e kombinierte Aufenthalts-/ Arbeitsgenehmigung;

e Mdglichkeiten des Wechsels des Arbeitgebers bzw. Sektors.

Der Bundesrat beteiligte sich mit seinem Beschluss vom 18.03.2005 am Konsultationsverfah-
ren (BR-Drs. 37/05). Die Bundesregierung bertcksichtigte diese Position in ihrer Stellung-
nahme an die Kommission.

Mitteilung der Kommission vom 21. Dezember 2005: Strategischer Plan zur legalen Zuwan-

derung;
KOM(2005) 669 endgiltig; Ratsdokument 5052/06
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Im Anschluss an die o6ffentliche Konsultation legte die Kommission ihren Strategischen Plan

zur legalen Zuwanderung vor. Das darin angekindigte MaRnahmepaket betrifft — im Unter-

schied zu dem vom Rat nicht angenommenen Richtlinienvorschlag vom Juli 2001 — lediglich

die Zugangsbedingungen und -verfahren fir wenige ausgewéahlte Kategorien von Arbeitsmig-

ranten. Folgende vier sektorale Rechtsakte wurden in den Blick genommen:

e Richtlinie Uber die Bedingungen fir die Einreise und den Aufenthalt hochqualifizierter
Beschaftigter (vgl. Nr. IV. 2.7)

e Richtlinien Uber die Bedingungen fir die Einreise und den Aufenthalt von Saisonarbeit-
nehmern und konzernintern Entsandten (vgl. Nr. IV. 2.8 und 2.9)

Hinzutritt — als horizontales Instrument — eine Rahmenrichtlinie, die ein einheitliches Antrags-
verfahren fir Arbeits- und Aufenthaltsgenehmigung vorsieht und einen Sockel an Rechten
legal beschaftigter Drittstaatsangehdriger bundelt (vgl. Nr. IV. 2.6).

Die Kommission regte zudem an, den Zugang Drittstaatsangehériger zum Arbeitsmarkt in
geltenden Richtlinien weiter zu harmonisieren. Neben legislativen Mainahmen wurden Aktivi-
taten in folgenden Bereichen vorgeschlagen: Wissensaufbau und Informationsvermittlung far
Zuwanderer (EU-Zuwanderungsportal, Europdische Arbeitsplatzdatenbank / EURES, Euro-
paisches Migrationsnetz / EMN), Umsetzung der gemeinsamen Integrationsagenda und Zu-
sammenarbeit mit Herkunftslandern (v.a. Erleichterung zirkularer Migration).

Der Bundesrat begrii3te mit Beschluss vom 10.03.2006 die Absicht der Kommission, bei der
Zulassung zum Arbeitsmarkt der Gemeinschaftspraferenz jedenfalls im Grundsatz Rechnung
zu tragen und hinsichtlich von Zulassungsverfahren zum Arbeitsmarkt keinen ausschlieflich
horizontalen Ansatz mehr zu verfolgen (BR-Drs. 5/06).

Weiterentwicklung auf Grundlage des Haager Programms

Mitteilung der Kommission vom 1. September 2005 an den Rat, das Europaische Parlament,
den Européaischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen —
Migration und Entwicklung: Konkrete Leitlinien;

KOM(2005) 390 endqiiltig; Ratsdokument 11978/05

Die Mitteilung beleuchtete die Beziehung von Migration und Entwicklung. Die Kommission

vertffentlichte Leitlinien zur Steigerung der Wirkung von Migration auf die Entwicklung, die

ihren Schwerpunkt auf die Sid-Nord-Migration legen. Folgende migrationspolitische Mal3-

nahmen wurden u.a. vorgeschlagen:

e Erleichterung von Geldtransfers und Schaffung von Anreizen fur produktive Investitionen
in den Empféangerlandern;

o starkere Einbeziehung der Diasporamitglieder in die Entwicklung der Heimatlander;
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e Erleichterung der zirkularen Migration (befristete Migration) und Begrenzung der negati-
ven Auswirkungen des sog. ,Braindrain“ (Abwanderung von Fachkraften).

Mitteilung der Kommission vom 24. Oktober 2007 an den Rat, das Europaische Parlament,
den Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen —
«Die Bekampfung der nicht angemeldeten Erwerbstatigkeit verstarken®;

KOM(2007) 628 endgquiltig; Ratsdokument 14369/07

Die Mitteilung befasste sich mit der politischen Bedeutung des Abbaus der nicht angemelde-
ten Erwerbstatigkeit (Schwarzarbeit), beleuchtete deren Bedingungsfaktoren und unterbreite-
te MaRRhahmenvorschlage zum Abbau auf européischer und nationaler Ebene. Dazu z&hlten
die Verringerung der steuerlichen Belastung der Arbeit (v. a. Lohnnebenkosten), die Einhal-
tung von Mindestléhnen, die Uberprifung etwaiger Ubergangsregelungen betreffend die
Freizugigkeit von Arbeithnehmern aus den neuen Mitgliedstaaten, die Verbesserung der Zu-
sammenarbeit der Mitgliedstaaten (v. a. bei der Entsendung von Arbeitnehmern), der Abbau
komplexer Verwaltungsverfahren und die wirksame Uberwachung und die Sanktionierung
gegenuber Personen, die illegal aufhaltige Arbeitnehmer beschatftigen (vgl. Nr. VI. 3.5).

Mitteilung der Kommission vom 5. Dezember 2007 an das Européische Parlament, den Rat,
den Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen —
LSchritte zu einer gemeinsamen Einwanderungspolitik*;

KOM(2007) 780 endgquiltig; Ratsdokument 16239/07

Die Mitteilung fasste die Entwicklungen der letzten Jahre in den Bereichen legale Einwande-
rung, Bekampfung der illegalen Einwanderung, Integration sowie bei der Einbeziehung von
Migrationsaspekten in die Au3en- und Entwicklungspolitik der EU zusammen. Zudem gab sie
einen Ausblick auf kunftige Entwicklungen. Dabei schlug die Kommission eine ,neuerliche
Verpflichtung“ zur Entwicklung einer gemeinsamen Einwanderungspolitik vor, um die EU in
die Lage zu versetzen, Einwanderung zu ihrem Vorteil fur wirtschaftliches Wachstum und
Wettbewerbsféahigkeit zu nutzen.

Mitteilung der Kommission vom 17. Juni 2008 an das Européische Parlament, den Rat, den
Européischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen — Eine
gemeinsame Einwanderungspolitik flr Europa: Grundsatze, MalRnahmen und Instrumente;
KOM (2008) 359 endqiiltig; Ratsdokument 11017/08

Mit der Mitteilung vom 17.06.2008 stellte die Kommission ihre Vorstellungen zur Weiterent-
wicklung einer — die Politik der Mitgliedstaaten erganzenden — gemeinsamen europaischen
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Einwanderungspolitik dar. Die Kommission schlug unter den drei Uberschriften Wohlstand,

Solidaritat und Sicherheit zehn gemeinsame Grundsétze vor. Schwerpunkte waren:

o Wohlstand: Eréffnung von Moglichkeiten der legalen Migration, wenn die Qualifikation
dem jeweiligen nationalen Arbeitsmarktbedarf entspricht. Klare Regelung der Rechte le-
gal in der EU lebender Drittstaatsangehdriger; dabei sollte der Rechtstatus demjenigen
der Unionsbirger angeglichen werden. Erstellung nationaler Einwanderungsprofile, um
einen Gesamtuberblick Uber die Einwanderungssituation in den Mitgliedstaaten zu ge-
winnen. Verbesserung der Integration legaler Einwanderer im Wege eines in beide Rich-
tungen gehenden Prozesses (,Férdern und Fordern®).

e Solidaritat: Vereinbarung von Mobilitatspartnerschaften und Schaffung echter Moglichkei-
ten fur eine zirkulare Migration.

e Sicherheit: Wirksame Bekadmpfung der illegalen Einwanderung durch gemeinsame Vi-
sumpolitik, integrierte Grenzverwaltung sowie wirksame Rickfihrungsmal3nahmen.

Der Bundesrat trat in seiner Stellungnahme vom 19.09.2008 (BR-Drs. 451/08) dem Vorschlag
der Kommission entgegen, den Rechtsstatus von Drittstaatsangehdrigen dem der Unionsbuir-
ger anzugleichen. Die Anerkennung des Rechts der Mitgliedstaaten, festzulegen, wie viele
Drittstaatsangehorige aus Drittlandern in ihr Hoheitsgebiet einreisen durfen, wurde begruf3t.
Skepsis aulierte der Bundesrat gegentber nationalen Einwanderungsprofilen.

Der JI-Rat nahm auf seiner Tagung am 30.11./01.12.2009 Schlussfolgerungen uber ,Arbeits-
migration und ihr Entwicklungspotenzial im Zeitalter der Mobilitat* (Ratsdokument 15823/09),
zur ,Migration im Interesse der Entwicklung“ (Ratsdokument 15806/09) sowie zu ,Mobilitats-
partnerschaften als Instrument des Gesamtansatzes zur Migrationsfrage“ (Ratsdokument
15811/09) an. In allen drei Ratsschlussfolgerungen wurde hervorgehoben, dass Mdglichkeiten
zur legalen Migration — u.a. innerhalb der Konzepte der voriibergehenden und zirkularen Mig-
ration — eroffnet werden sollten. Bei der Tagung des JI-Rats am 02./03.12.2010 wurden im
Anschluss an die Konferenz ber legale Zuwanderung am 26.11.2010 Schlussfolgerungen
zum Thema ,Welche Politik soll die EU im Bereich der legalen Zuwanderung verfolgen?“ an-
genommen (Ratsdok. 17221/10).

Gesamtansatz zur Migrationsfrage

Mitteilung der Kommission vom 30. November 2005 an den Rat und das Europaische Parla-
ment — Vorrangige MalRhahmen zur Lésung von Migrationsproblemen: Erste Folgemalinah-
men nach Hampton Court;

KOM(2005) 621 endgqiiltig; Ratsdokument 15112/05

Angesichts des wachsenden Problems der illegalen Einwanderung aus Afrika forderten die
Staats- und Regierungschefs bei ihrem informellen Treffen im Oktober 2005 in Hampton
Court ein umfassendes Konzept zur Steuerung der Migrationsstrome. Daraufhin unterbreitete
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die Kommission am 30.11.2005 ein Aktionsprogramm vorrangiger Mal3nahmen, das drei
Hauptaktionsfelder benennt:

o verstarkte Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten (v.a. im Rahmen von FRONTEX);

o Dialog mit Herkunftslandern (insbesondere Afrika und Lander sudlich der Sahara);

e Zusammenarbeit mit den EU-Nachbarlandern (v.a. am Mittelmeer).

In einem ausgewogenen Gesamtansatz sollten die illegale Einwanderung (einschlie3lich der
damit verbundenen menschlichen Tragddien) bekampft und die Vorteile der legalen Migration
nutzbar gemacht werden. Im Rahmen der operativen Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten
wurde die verstarkte Uberwachung des Mittelmeers mit Hilfe der Grenzschutzagentur
FRONTEX vorgeschlagen. Weitergehende MalRhahmen — wie die Schaffung eines Kisten-
patrouillennetzes oder Satelliteniiberwachungssystems — sollten geprift werden.

Gesamtansatz zur Migrationsfrage (Ratsschlussfolgerungen vom 15./16.12.2005);
Ratsdokument 15914/05

Der Européaische Rat verabschiedete im Dezember 2005 den sog. Gesamtansatz zur Migrati-
onsfrage. Der Gesamtansatz beruht auf der Erkenntnis, dass die wirkungsvolle Bekampfung
der illegalen Einwanderung eine ganzheitliche Strategie erfordert, die nicht nur den Schutz
der AuRengrenzen in den Blick nimmt, sondern auf die Lésung der eigentlichen Ursachen von
Migration gerichtet ist. Der Rat billigte ein Paket vorrangiger Malinahmen mit Schwerpunkt in
Afrika und dem Mittelmeerraum, das folgende Bereiche umfasste:

e Verstarkung der Zusammenarbeit und der Malinahmen der Mitgliedstaaten;

e Ausbau von Dialog und Zusammenarbeit mit den afrikanischen Staaten;

e Ausbau von Dialog und Zusammenarbeit mit den Nachbarlandern im Mittelmeerraum;

e Fragen der Finanzierung und Umsetzung.

Die Kommission wurde ersucht, bis Ende 2006 Uber die erzielten Fortschritte zu berichten.

Mitteilung der Kommission vom 30. November 2006 an den Rat und das Européische Parla-
ment — Der Gesamtansatz zur Migrationsfrage nach einem Jahr: Schritte zur Entwicklung
eines umfassenden europdischen Migrationskonzepts;

KOM(2006) 735 endqiltig; Ratsdokument 16106/06

Die Mitteilung erflllte nicht nur die Berichtspflicht gegenliber dem Rat zur Umsetzung der
ersten Phase des Gesamtansatzes (hinsichtlich der auf3enpolitischen Aspekte der Migrati-
onspolitik), sondern unterbreitete zudem Vorschlage fiir die Weiterentwicklung durch Einbe-
ziehung anderer Politikbereiche (v.a. legale Migration und Integration).

Neben der Vertiefung des Dialogs und der Zusammenarbeit mit afrikanischen Herkunfts- und
Transitlandern erstrebt die Kommission insbesondere die Weiterentwicklung der EU-Politik
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zur Arbeitsmigration. Vorgeschlagen wurde u.a. die Untersuchung der Potenziale neuer Mig-
rationsformen (v.a. zirkulare Migration), der Aufbau von Migrationszentren in Partnerlandern,
der Abschluss breit angelegter Mobilitdtspakete (Mobilitatspartnerschaften) und die Entwick-
lung von Migrationsprofilen fur Entwicklungslander. In geografischer Hinsicht wurde angeregt,
den Gesamtansatz zur Migrationsfrage auf ostliche und siiddstliche Nachbarregionen der EU
sowie ggf. auch auf Lateinamerika und Asien auszudehnen und die Migrations-, Auf3en- und
Entwicklungspolitik insgesamt starker miteinander zu verbinden.

Der Europdische Rat griff diese Aspekte im Dezember 2006 auf und bat die Kommission,
Vorschlage vorzulegen, wie die legale Migration zwischen der EU und DrittlAndern besser
organisiert und wie besser Uber ihre verschiedenen Formen informiert werden kann, sowie zu
prufen, wie sich legale Migrationsmaoglichkeiten in die EU-Politik im Bereich der Aul3enbezie-
hungen eingliedern lassen.

Der JI-Rat erorterte im Februar 2007 mdogliche Elemente von Partnerschaftsabkommen der
EU Uber Migration und Entwicklung. Die Mitgliedstaaten sollten befristete Aufenthaltserlaub-
nisse fur Arbeits-, Bildungs- oder Ausbildungszwecke vorsehen und freiwillige Quoten fir
bestimmte Arbeitsmarkt- bzw. Bildungssektoren einrdumen. Die Partnerstaaten sollten sich
zur Anerkennung demokratischer und rechtsstaatlicher Prinzipien und zum Schutz der Men-
schenrechte verpflichten und die Ruckibernahme der Migranten gewéhrleisten. Zudem soll-
ten EU-MaRRnahmen die Reintegration von Riickkehrern und die Nutzbarmachung des erwor-
benen Know-hows férdern.

Mitteilung der Kommission vom 16. Mai 2007 an den Rat, das Europdische Parlament, den
Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen — Zirkula-
re_Migration und Mobilitatspartnerschaften zwischen der Europaischen Union und Drittstaa-
ten;

KOM(2007) 248 endgqiiltig; Ratsdokument 9776/07

Mit der Mitteilung entsprach die Kommission dem Auftrag des Europaischen Rates vom De-
zember 2006. Die Mitteilung konzentrierte sich auf die Darstellung der Grundséatze fur Mobili-
tatspartnerschaften sowie moglicher Wege zur Erleichterung der zirkularen Migration.

Im Abschnitt Uber Mobilitdtspartnerschaften wurden die gegenseitigen Verpflichtungen der
teilnehmenden Drittstaaten, der EU und der teilnehmenden Mitgliedstaaten konkretisiert. Ein-

zelverpflichtungen der Drittstaaten sollten sich im Wesentlichen auf die Bekdmpfung der ille-
galen Migration beziehen. Die teilnehmenden Mitgliedstaaten sollten die legale Migration fur
Drittstaatsangehdrige erleichtern, finanzielle und/oder technische Unterstiitzung bei der Mig-
rationssteuerung leisten, MaRnahmen zur Einddmmung des Braindrain vorsehen und die
Erteilung von Kurzzeit-Visa landerspezifisch verbessern.
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Das Konzept der zirkuldren Migration wurde definiert als ,eine Form der Migration, die so
gesteuert wird, dass sie einen gewissen Grad an legaler Mobilitat (hin und zuriick) zwischen
zwei Landern zulasst‘. Bei den mdglichen Formen unterschied die Kommission zwischen der
zirkuldren Migration von in der EU ansassigen Drittstaatsangehdrigen sowie derjenigen von
in einem Dirittstaat aufhaltigen Personen. Neben den im Strategischen Plan angekiindigten
vier spezifischen Richtlinienvorschlagen (Hochqualifizierte, Saisonarbeiter, bezahlte Auszu-
bildende, innerbetrieblich Versetzte) soll eine Ausweitung auf weitere Kategorien legaler Mig-
ranten Uberpruft werden. Die Mitteilung befasste sich auch mit praxisrelevanten Bedingungen
und Garantien der zirkularen Migration, z.B. der Gewahrleistung der tatsachlichen Riickkehr.

Die Einbeziehung der Konzepte zu zirkularer Migration und Mobilitatspartnerschaften wurde
im Juni 2007 vom JI-Rat angenommen. Mobilitdtspartnerschaften bestehen mit Moldawien
und Kap Verde (2008), Georgien (2009) und Armenien (Oktober 2011) und werden derzeit mit
Marokko und Tunesien verhandelt.

Mitteilung der Kommission vom 16. Mai 2007 an den Rat, das Europdische Parlament, den
Européischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen — Anwen-
dung des Gesamtansatzes zur Migration auf die éstlichen und suiddstlichen Nachbarregionen
der Europaischen Union;

KOM(2007) 247; Ratsdokument 9773/1/07

Im Dezember 2006 hatte der Européische Rat die Kommission ersucht, Vorschléage fur eine
Ausdehnung des Gesamtansatzes auf die 0Ostlichen und suddstlichen Nachbarregionen zu
unterbreiten. Die Mitteilung entsprach diesem Ersuchen und gab in erster Linie Empfehlun-
gen, die unmittelbar auf folgende Lander ausgerichtet waren: Tirkei, westlicher Balkan (Al-
banien, Bosnien-Herzegowina, Kroatien, Mazedonien, Montenegro und Serbien - einschliel3-
lich Kosovo), Partnerlander der Europaischen Nachbarschaftspolitik (ENP) in Osteuropa (Uk-
raine, Moldau, Weil3russland) und im sidlichen Kaukasus (Armenien, Aserbaidschan, Geor-
gien) sowie die Russische Foderation. Daneben schlug die Kommission die Einbeziehung
weiter entfernter Herkunfts- und Transitlander vor, fir die eher mittel- bis langfristige Empfeh-
lungen gegeben werden: ENP-Partnerlander im Nahen und Mittleren Osten (Syrien, Jordani-
en, Libanon), Iran und Irak, Zentralasien und die asiatischen Herkunftslander (China, Indien,
Pakistan, Afghanistan, Bangladesch, Sri Lanka, Vietnam, Philippinen, Indonesien).

Mit allen benannten Landern wurde — unter Einbindung der Migrationspolitik — ein institutio-
neller Rahmen fur den politischen und wirtschaftlichen Dialog geschaffen sowie Kooperati-
onsbeziehungen errichtet. Anhang Il der Mitteilung enthielt eine Liste zahlreicher Kooperati-
onsprojekte, die in diesen Landern von der EU in den Bereichen Migration, Visa und Grenz-
kontrolle finanziert wurden.
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Die Ausweitung des Gesamtansatzes mit Schwerpunkt auf die 6stlichen und suddstlichen
Nachbarregionen wurde im Juni 2007 vom JI-Rat gebilligt. Im Dezember 2007 begrufite der
Europdische Rat die Fortschritte bei der Asnwendung des Gesamtansatzes.

Mitteilung der Kommission vom 8. Oktober 2008 an das Européische Parlament, den Rat,
den Europaischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen —
Konsolidierung des Gesamtansatzes zur Migrationsfrage: Flir mehr Koordinierung, Kohdrenz

und Synerqie;
KOM (2008) 611 endgqiiltig; Ratsdokument 14003/08

Die Kommission berichtete Uber die bisherige Umsetzung des Gesamtansatzes zur Migrati-
on, zeigte seine kinftigen Entwicklungsmoglichkeiten auf und schlug Verbesserungen betref-
fend die Koordinierung, Koharenz und Synergie vor. Die Mitteilung analysierte den Gesamt-
ansatz in thematischer wie geografischer Hinsicht. Dabei gelangte die Kommission zu dem
Schluss, dass Migrationsmissionen und -profile, Mobilitatspartnerschaften und Kooperations-
plattformen ihren Wert unter Beweis gestellt hatten, allerdings noch systematischer einge-
setzt werden mussten, um die erstrebte strukturelle Koordinierung und politische Koharenz
Zu gewahrleisten.

Fur die Weiterentwicklung des Gesamtansatzes beflirwortete die Kommission inhaltliche und
methodische Verbesserungen zur Erhdhung von Koordinierung, Koharenz und Synergie und
sprach sich fir spezifischere Aktionen mit mehr Tiefenwirkung aus. Fur die Bereiche legale
Migration, Bekdmpfung der illegalen Einwanderung sowie Migration und Entwicklung wurden
zahlreiche Einzelvorschlage unterbreitet. Beispielsweise sollten die erste Generation von
Mobilitdtspartnerschaften evaluiert und Pilotinitiativen fur zirkulare Migration eingefuihrt wer-
den. Wichtige Drittlander sollten beim Ausbau ihrer Migrationssteuerung unterstiitzt werden.
Die Erarbeitung effizienter, sicherer und kostengtinstiger Geldtransferméglichkeiten wurde
erneut angeregt.

Der JI-Rat billigte am 27./28.11.2008 Schlussfolgerungen zur Anwendung des Gesamtansat-
zes zur Migrationsfrage, die eine Bilanz der bisherigen MalRBnhahmen zogen und die kinftige
Strategie festlegten. Der Rat forderte die Mitgliedstaaten u.a. dazu auf, neue Méglichkeiten
der legalen Migration zu schaffen. Die zirkulare Migration kénnte durch Schaffung geeigneter
Rechtsinstrumente geférdert werden, indem Migranten die Méglichkeit geboten wirde, in ihr
Herkunftsland zurlckzureisen, ohne die mit dem Aufenthaltsstatus im Mitgliedsstaat verbun-
denen Vorteile zu verlieren.

Der Européische Rat forderte am 29./30.10.2009 die Kommission und die Mitgliedstaaten auf,
die Umsetzung des Gesamtansatzes zur Migrationsfrage zu beschleunigen und dabei einen

besonderen Schwerpunkt auf die strategische und wirksame Anwendung des Gesamtansat-
zes, einschlieB3lich der regionalen Schutzprogramme, zu legen.
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Seit November 2009 befasst sich ein Expertenausschuss mit der Umsetzung des Gesamtan-
satzes zur Migrationsfrage (,Global Approach Implementation Committee / GAIC®).

‘ Europaischer Pakt zu Einwanderung und Asyl

Der Europdische Rat nahm im Oktober 2008 den Européischen Pakt zu Einwanderung und
Asyl an (Ratsdokumente 13440/08 und 14368/08). Der Pakt, der fur die Union und die Mit-
gliedstaaten den Sockel fiir eine gemeinsame Einwanderungs- und Asylpolitik bildet, umfasst
funf grundlegende Verpflichtungen:

e Gestaltung der legalen Einwanderung unter Bertcksichtigung der selbstbestimmten Prio-
ritaten, Bedurfnisse und Aufnahmekapazitaten jedes Mitgliedstaats und Foérderung der In-
tegration;

o Bekampfung der illegalen Einwanderung, inshesondere durch Sicherstellung der Ruck-
fuhrung illegal aufhaltiger Auslander in das Herkunfts- oder Transitland,;

o Starkung der Wirksamkeit der Grenzkontrollen;

e Schaffung eines Europas des Asyls;

e Aufbau einer umfassenden Partnerschaft mit den Herkunfts- und Transitlandern.

Die Umsetzung sollte im Rahmen des Stockholmer Programms erfolgen. Der Européische

Rat soll jahrlich eine Aussprache Uber die Einwanderungs- und Asylpolitik durchfiihren.

Bislang wurden hierzu die folgenden Kommissionsmitteilungen verdffentlicht:

e Mitteilung vom 10.06.2009 Uber die Methode zur Verfolgung der Umsetzung des Europai-
schen Pakts zu Einwanderung und Asyl (KOM(2009) 266 endg.; Ratsdok. 10972/09): Die
Kommission 2009 beschrieb die Methode zur Vorbereitung der jahrlichen Aussprache
uber die Einwanderungs- und Asylpolitik im Européaischen Rat.

o Erster Jahresbericht vom 06.05.2010 (Ratsdokument 9273/10): Neben einer Bestands-
aufnahme wurden Empfehlungen vordringlicher Handlungsfelder fur das Folgejahr be-
nannt. Bei der illegalen Einwanderung wurde der Vorschlag erneuert, baldmdglichst eine

Untersuchung einzuleiten, wie illegal aufhéltiger Drittstaatsangehdrige, die vorlaufig nicht
rickgefuihrt werden kénnen, europaweit behandelt werden sollten.

Der JI-Rat begrufite in seinen Schlussfolgerungen vom 03./04.06.2010 die erzielten Er-
gebnisse und verlangte intensivere und starker zielgerichtete Anstrengungen der EU und
der Mitgliedstaaten (Ratsdokument 10674/10). Der Européische Rat billigte die Schluss-
folgerungen am 17.06.2010.

o Zweiter Jahresbericht vom 24.05.2011 (Ratsdokument 10772/11): Angesichts eines mas-
siven Ungleichgewichts zwischen Qualifikationsbedarf und -angebot auf den européi-
schen Arbeitsmérkten sieht die Kommission eine zentrale Rolle fiur die langfristige Absi-
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cherung der Wettbewerbsféhigkeit der EU in einer gut organisierten legalen Einwande-
rung. Die EU brauche ein Einwanderungssystem mit flexiblen Zugangsregelungen, zu-
gleich aber gemeinsame Standards fur Einreise und Aufenthalt sowie angemessen ge-
schitzte Rechte fir Migranten.

Die Plane der Kommission, die legale Zuwanderung von Drittstaatsangehérigen ange-
sichts der demografischen Entwicklung zu erleichtern, wurde bei der Sitzung des SCIFA
am 25./26.05.2011 angesichts hoher Arbeitslosenzahlen und des EU-internen Arbeitskraf-
tepotentials von fast allen worthehmenden Mitgliedstaaten kritisch bewertet. Der JI-Rat
betonte in seinen Schlussfolgerungen vom 09./10.06.2011 das Recht der Mitgliedstaaten,
dartber zu entscheiden, wie viele Drittstaatsangehdrige sie zu Beschéftigungszwecken
zulassen und dass sie dabei auch ihre Aufnahmekapazitat, den Bedarf auf ihren Arbeits-
markten und den Grundsatz der Unionspréaferenz beriicksichtigen.

o Dritter Jahresbericht vom 30.05.2012 (Ratsdokument 10950/12): Der Jahresbericht stiitzt
sich auf die — teilweise dramatischen — Ereignisse im Jahr 2011 (Arabischer Frihling) und
gibt eine vorausschauende Analyse der Migrations- und Asylpolitik. Ein Schwerpunkt ist
die Reaktion auf den gestiegenen Migrationsdruck an den Auf3engrenzen (v.a. Mittelmeer-
raum und Sldostgrenzen). Die Kommission ist der Auffassung, dass die externe Migrati-
onspolitik, fir die der Gesamtansatz fur Migration und Mobilitdét den Rahmen vorgibt, wei-
ter gestarkt werden muss.

Beim informellen SCIFA am 02./03.07.2012 wurde der Jahresbericht als gute Zusammen-
fassung der Entwicklung und geeignete Grundlage fir die weiteren Diskussionen gewuir-
digt. Die Mehrheit sah in einer wirksamen Migrationssteuerung einen wichtigen Faktor,
die Wachstumsziele der EU zu erreichen. Kritisch &uf3erten sich Frankreich, die Nieder-
lande und Osterreich zu den Planen, die Arbeitsmigration auszuweiten. Bei der Vorstel-
lung im informellen JI-Rat am 23./24.07.2012 wurden als kinftige Prioritdten insbesonde-
re die Forderung der legalen und die Bek&mpfung der illegalen Migration sowie die Soli-
daritéat mit besonders durch einen Zustrom betroffener Mitgliedstaaten benannt. Deutsch-
land bat um eine zeitnahe Vorlage eines Konzepts fir das Smart-Borders-Projekt.

Neuer Gesamtansatz fur Migration und Mobilitdt (GAMM) ‘

Anlasslich der Umwalzungen in nordafrikanischen Nachbarstaaten (,Arabischer Fruhling“) und
die dadurch verursachten Migrationsbewegungen im sidlichen Mittelmeerraum forderte der
Europaische Rat die Kommission am 11.03.2011 und 24./25.03.2011 auf, einen Plan fur den
Ausbau der Kapazitaten zur Steuerung der Migration und der Fluchtlingsstréme vorzulegen.
Daraufhin verabschiedete der JI-Rat am 11./12.04.2011 Schlussfolgerungen zur Steuerung
der Migration aus der sudlichen Nachbarregion (Ratsdokument 8710/2/11). Die Absicht der
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Kommission, Dialoge Uber die Zusammenarbeit bei der Steuerung der Migrationsstréme ein-
zuleiten, wurde begrufit.

Mitteilung der Kommission an das Europaische Parlament, den Rat, den Europaischen Wirt-
schafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: Mitteilung zur Migration;
KOM(2011) 248; Ratsdokument 9731/11

Die Mitteilung vom 04.05.2011 diente vor allem als Diskussionsgrundlage fur die Sonderta-
gung der Justiz- und Innenminister am 12.05.2011. Die Mitteilung stellt die jingsten und kunf-
tigen Vorschlage in der Migrations- und Asylpolitik in einen Gesamtkontext. Die von der Kom-
mission geplanten MaRnahmen werden — untergliedert nach Themenbereichen und Vorlage-
datum — in einem Anhang 1 aufgefthrt.

Beim Sonder-JI-Rat am 12.05.2011 zur sidlichen Nachbarregion wurde eine umfassende
Aussprache gefiihrt, schwerpunktmafig zu folgenden Themen: Ergénzung der Schengen-
Regelungen zur temporaren Wiedereinfiihrung von Grenzkontrollen (siehe hierzu unter Nr. VI.
3.2), Starkung der Grenzschutzagentur FRONTEX, EU-interne (Um-)Verteilung von Asylbe-
werbern bzw. Migranten und Zusammenarbeit mit Drittstaaten (einschlie3lich Férderung lega-
ler Migrationsmoglichkeiten).

Mitteilung der Kommission an das Europdische Parlament, den Rat, den Europdischen Wirt-
schafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: Ein Dialog mit den Landern
des sudlichen Mittelmeerraums tiber Migration, Mobilitdt und Sicherheit;

KOM(2011) 292; Ratsdokument 10784/11

Mit der Mitteilung vom 24.05.2011 kommt die Kommission der Aufforderung des Europaischen
Rates vom 24.03.2011 nach, einen MalBnahmenplan fir den Ausbau der Kapazitaten zur
Steuerung der Migration und der Fliichtlingsstréme zu unterbreiten. Darin wird vorgeschlagen,
mit den Landern des sudlichen Mittelmeerraumes einen Dialog Uber Migration, Mobilitat und
Sicherheit zu erdffnen, der Reformen zur Verbesserung der Sicherheit unterstiitzt, den Bur-
gern der Partnerlander gréf3ere Mobilitatsmaoglichkeiten in die EU bietet, gleichzeitig aber bei
den Migrationsursachen ansetzt. Dabei sollen Mobilitatspartnerschaften, zugeschnitten auf die
jeweiligen Lander (landerspezifischer Ansatz), eingesetzt werden.

Die Mitteilung wurde beim SCIFA am 25./26.05.2011 grundsatzlich begrif3t. Es wurde betont,
dass Anstrengungen der Partnerstaaten bei der Bekdmpfung der illegalen Migration Voraus-
setzung fir Erleichterungen im Bereich der Mobilitéat sein missten (Konditionalitat). Zum Ein-
satz von Mobilitatspartnerschaften hob die Kommission hervor, dass vom Prinzip der freiwilli-
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gen Teilnahme nicht abgeriickt werde. Das Inaussichtstellen von Visaliberalisierungen stief3
auf deutliche Kiritik.

Mit seinen Schlussfolgerungen zu Grenzen, Migration und Asyl — Bestandsaufnahme und wei-
teres Vorgehen — vom 09./10.06.2011 begriufte der JI-Rat die Kommissionsmitteilung als ei-
nen wichtigen Beitrag zur Entwicklung der mittel- und langfristigen Strategie fur die Region
(Ratsdokument 11476/11). Der Rat schloss sich dem Vorschlag an, diesen Dialog zunéachst
mit Tunesien, Agypten und Marokko und — sobald die Umstande dies gestatten — mit Libyen
aufzunehmen. Begrif3t wurden u.a. auch die Ankindigungen der Kommission, Vorschlage zu
intelligenten Grenzen (Ein-/Ausreisesystem, Registrierungsprogramm fir Reisende) sowie zu
einem EU-Mechanismus zur zeitweiligen Wiedereinfuhrung von Binnengrenzkontrollen als
Notmafl3nahme vorzulegen.

Auf seiner Tagung am 23./24.06.2011 billigte der Européische Rat die Aufnahme eines struk-
turierten Dialogs mit geeigneten Partnerlandern. Die Kommission wurde zudem ersucht, bis
September 2011 einen Vorschlag fur eine Schutzklausel zu unterbreiten, mit der ausnahms-
weise eine Wiedereinfihrung von Binnengrenzkontrollen zugelassen werden kann, sofern
Mitgliedstaaten ihre Schengen-Verpflichtungen nicht mehr erfullen konnen. Das Europdische
Parlament bekraftigte in einer EntschlieBung vom 07.07.2011 seine entschiedene Ablehnung
jedes neuen Schengen-Mechanismus, der andere Ziele hat als die Verbesserung der Freizi-
gigkeit und die Verwaltung des Schengen-Raums.

Mitteilung der Kommission vom 18. November 2011 an das Europdische Parlament, den Rat,
den Europaischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: Ge-
samtansatz fir Migration und Mobilitét;

KOM (2011) 743 endqiiltig; Ratsdokument 17254/11

Mit der Mitteilung vom 18.11.2011 folgt die Kommission dem Auftrag des Europaischen Rates
vom 23./24.06.2011, den Gesamtansatz zur Migrationsfrage zu evaluieren, systematischer
und strategischer auszurichten sowie konkrete Vorschlage fir den Ausbau der wichtigsten
Partnerschaften — mit Prioritat auf die Nachbarlander — zu unterbreiten. Die Kommission will
den Gesamtansatz vor dem Hintergrund des demografischen und gesellschaftlichen Wandels
sowie der Globalisierung des Arbeitsmarktes flr Hochqualifizierte auf den strategisch bedeut-
samen Bereich der Mobilitat ausdehnen. Der neue GAMM soll sich auf vier S&ulen stitzen:

o Erleichterung der legalen Migration und Mobilitat;

o Bekampfung der illegalen Migration und des Menschenhandels;

o FoOrderung des internationalen Schutzes und der externen Dimension der Asylpolitik;

e Maximierung der Auswirkungen von Migration und Mobilitat auf die Entwicklung.

Geografische Prioritat soll die EU-Nachbarschaft haben, also der sidliche Mittelmeerraum
(Marokko, Algerien, Tunesien, Libyen, Agypten) und die Ostliche Partnerschaft (Ukraine,
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Belarus, Moldau, Georgien, Armenien, Aserbaidschan). Im Dialog sollen malRgeschneiderte
bilaterale Partnerschaftsrahmen ausgehandelt werden. Als zentrales Umsetzungsinstrument
sollen Mobilitatspartnerschaften mit einem leistungsbezogenen Ansatz (Prinzip ,mehr flr
mehr*) eingesetzt werden, die Visaerleichterungs- und Rickibernahmeabkommen enthalten.
Als alternativer Rahmen soll die Gemeinsame Agenda fur Migration und Mobilitat (GAMM)
dienen, mit der innerhalb jeder der vier Saulen Absprachen vereinbart werden kénnen, ohne
Visaerleichterungs- oder Riickiilbernahmeabkommen vorauszusetzen.

Zur Gewabhrleistung der Transparenz und zur besseren Umsetzung sollen die Ergebnisse des
GAMM in einem erstmals im Juni 2013 alle zwei Jahre vorzulegenden Fortschrittsbericht auf-
gezeigt und Uber eine eigens dazu eingerichtete Website veroffentlicht werden.

Ein erster Gedankenaustausch fand im JI-Rat am 13./14.12.2011 statt. Die Strategiedebatte
soll insbesondere in der Hochrangigen Gruppe fur Asyl und Migration (HLWG) erfolgen. Nach
einer Aussprache der Innenminister am 26./27.04.2012 und Diskussionen in der HLWG am
21.03.2012 und im SCIFA am 25.05.2012 verabschiedete der Rat (Allgemeine Angelegenhei-
ten) am 29.05.2012 Schlussfolgerungen, mit denen er die Weiterentwicklung und Umsetzung
des Gesamtansatzes seit seiner Einfuhrung im Dezember 2005 begrtif3t. Bekraftigt wurde die
Notwendigkeit, die Umsetzung des Gesamtansatzes alle zwei Jahre — erstmals im Juni 2013
— durch Berichte systematisch zu verfolgen. Die Rolle des SCIFA bei der Umsetzung des
GAMM wurde in der Sitzung am 25.05.2012 diskutiert. Eine bessere Koordinierung und Ko-
harenz der Arbeiten von HLWG (als zentrales Lenkungsgremium des GAMM) und SCIFA
wurde allgemein beflirwortet. Der SCIFA kdnne die dort behandelten auRenpolitischen Ge-
sichtspunkte durch innenpolitische Belange erganzen, etwa bei Fragen der Rickibernahme
oder Visaliberalisierung.

Europaische Agenda fur die Integration

Mitteilung der Kommission vom 3. Juni 2003 an den Rat, das Europaische Parlament, den
Europaischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen uber Ein-

wanderung, Integration und Beschéaftigung;
KOM(2003) 336 endg.; Ratsdokument 10293/03

Die Kommission konkretisierte ihre Kernelemente einer ganzheitlichen Integrationspolitik. Von
elementarer Bedeutung sei der Zugang der Drittstaatsangehérigen zum Arbeitsmarkt. Die
Anerkennung im Ausland erworbener Berufsqualifikationen sei dabei wichtig, um die Potenzi-
ale optimal auszuschopfen. Als weitere zentrale Elemente wurden Bildung und Sprache, eine
vorausschauende Stadt- und Regionalplanung, die aktive Einbindung in das gesellschaftliche
Leben sowie eine langfristige Perspektive zur Einbilirgerung benannt.
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Der Bundesrat nahm am 17.10.2003 kritisch Stellung und dokumentierte in vielen Punkten
eine abweichende Haltung (BR-Drs. 439/03).

Mitteilung der Kommission vom 1. September 2005 an den Rat, das Europdische Parlament,
den Européischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: Eine
gemeinsame _Integrationsagenda — Ein Rahmen fir die Integration von Drittstaatsangehori-
gen in die Europdische Union;

KOM(2005) 389 endgqiiltig; Ratsdokument 12120/05

Die Justiz- und Innenminister hatten sich am 19.11.2004 auf elf Grundprinzipien zur Integrati-
on von Zuwanderern geeinigt. Daran anschliel3end unterbreitete die Mitteilung — in tabellari-
scher Form — zahlreiche Vorschlage fur konkrete Malinahmen zur Umsetzung der gemein-
samen Grundprinzipien auf nationaler sowie EU-Ebene. Das MalRnahmenpaket sollte als
unverbindlicher Leitfaden fur die Integrationspolitik der Mitgliedstaaten und der EU dienen.

Der Bundesrat nahm zu der Mitteilung am 10.03.2006 Stellung (BR-Drs. 909/05). Er stellte
fest, dass die Integration von Einwanderern vor allem eine nationale, regionale und lokale
Aufgabe sei. Elementare Voraussetzung fir die gesellschaftliche Teilhabe der Zuwanderer sei
die Beherrschung der Sprache des Aufnahmestaates.

Mitteilung der Kommission an das Europdische Parlament, den Rat, den Europaischen Wirt-
schafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: Europaische Agenda fiir die
Integration von Drittstaatsangehdrigen;

KOM(2011) 455 endgiiltiq; Ratsdokument 13290/11

Die Mitteilung vom 20.07.2011 zeigt Integrationsherausforderungen in Europa auf und unter-
breitet Empfehlungen sowie Aktionsschwerpunkte fir deren Bewaltigung. Mangels Harmoni-
sierungskompetenz (vgl. Art. 79 Abs. 4 AEUV) will die Kommission (nur) einen Rahmen fur
Monitoring, Vergleich und Austausch bewaéhrter Praktiken bieten und durch Finanzierungsin-
strumente Anreize schaffen. Die vorgeschlagenen Malinahmen konzentrieren sich auf drei
Schwerpunktbereiche: Integration durch Partizipation (z.B. Sprachkurse, Mafinahmen zur
Anerkennung von Qualifikationen/Berufserfahrungen), verstarktes Handeln auf lokaler Ebene
(Unterstutzung ,territorialer Pakte“) und Einbeziehung der Herkunftslander (z.B. Information
vor der Einreise, die Zuwanderern die Integration erleichtern soll).

Der Bundesrat begriifdte mit Beschluss vom 28.09.2011 die Agenda, stellte aber fest, dass
viele der darin aufgefiinrten Empfehlungen seit langem bewéhrte Praxis in den Landern seien
(BR-Drs. 425/11). Das Erlernen der Landessprache wurde als zentrale Voraussetzung fir
Integration betont.
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Die Mitteilung wurde im SCIFA am 22.07.2011 grundsatzlich begruf3t, in der Sitzung am
30.11/01.12.2011 wurde der Entwurf von Ratsschlussfolgerungen erortert. Deutschland setzte
sich erfolglos fur die Einbeziehung aller Personen mit Integrationsbedarf ein, also auch von
eigenen Staatsangehdrigen und Unionsburgern mit Migrationshintergrund. Die Schlussfolge-
rungen, wurden vom JI-Rat am 13./14.12.2011 angenommen (Ratsdokument 18296/11). Da-
rin wurden u.a. die Vorschlage aufgegriffen, einen Koordinierungsmechanismus und einen
Werkzeugkasten (,europaische Module) zu entwickeln bzw. weiterzuentwickeln, die Weiter-
entwicklung eines Monitoringsystems zu prifen, die Kooperation auszubauen und auf EU-
Ebene auch im nachsten mehrjahrigen Finanzrahmen eine finanzielle Férderung von Integra-
tionsmalnahmen vorzuhalten.

2. Richtlinien
2.1 Richtlinie Familienzusammenfiihrung
Richtlinie 2003/86/EG des Rates vom 22. September 2003 betreffend das Recht auf Famili-

enzusammenfihrung;
ABI L 251 vom 03.10.2003 S. 12 ff.

Die Richtlinie regelt die Familienzusammenfiihrung von Drittstaatsangehdrigen einschlie3lich
anerkannter Fluchtlinge. Nicht erfasst ist der Nachzug zu Unionsbiirgern sowie der Nachzug
zu Asylbewerbern und Personen, die subsididren Schutz genieRen. Es werden lediglich Min-
deststandards festgelegt, glinstigere nationale Regelungen sind weiterhin méglich. Die Rege-
lungen des bislang geltenden deutschen Rechts der Familienzusammenfiihrung kénnen bzw.
konnten dabei im Wesentlichen erhalten bleiben, insbesondere beschranken sich Anspriiche
auf Familienzusammenfiihrung auf die Kernfamilie.

Der Bundesrat nahm mehrfach zum Richtlinienentwurf (auch Vorlauferfassungen) Stellung
(09.06.2000, BR-Drs. 103/00; 21.12.2000, BR-Drs. 681/00; 14.02.2003, BR-Drs. 63/03).

Am 27.06.2006 wies der Européische Gerichtshof die Klage des Europaischen Parlaments
gegen die Richtlinie ab (Rs. C-540/03). Das Parlament hatte in mehreren Bestimmungen
Verstol3e gegen die Europaische Menschenrechtskonvention, v.a. gegen das Grundrecht auf
Achtung des Familienlebens, gesehen. Der EUGH betonte, dass die Rechte von Kindern und
der Schutz des Familienlebens zwar hohen Rang besitzen, Familienmitgliedern aber kein
subjektives Recht auf Aufnahme in die EU geben. Den Mitgliedstaaten bleibe ein Ermes-
sensspielraum, in dessen Rahmen auch Integrationskriterien bertcksichtigt werden konnten.

Die von der Richtlinie erméglichten Differenzierungen nach dem Alter stellten demzufolge
keine Diskriminierungen dar.
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Die Umsetzung der Richtlinie in Deutschland erfolgte, soweit erforderlich, durch das Gesetz
zur Umsetzung aufenthalts- und asylrechtlicher Richtlinien der Européaischen Union vom
19.08.2007 (BGBI. | S. 1970).

Mit ihrem Bericht vom 08.10.2008 (KOM(2008) 610) bewertete die Kommission die Umset-
zung der Richtlinie und gab Empfehlungen fur eine ordnungsgemafe Richtlinienanwendung.
Sie kam zu dem Schluss, dass die Wirkung der Richtlinie zur Angleichung der Rechtsvor-
schriften auf dem Gebiet der Familienzusammenfiihrung begrenzt bleibe, da sie den Mitglied-
staaten groRe Ermessensspielraume belasse. Die Kommission kiindigte eine Konsultation in
Form eines Grunbuchs uber die kiinftige Ausgestaltung der Regelung an.

Grinbuch der Kommission zum Recht auf Familienzusammenfihrung von in der Europai-
schen Union lebenden Drittstaatsangehdrigen (Richtlinie 2003/86/EG);
KOM(2011) 751 endgiiltig; Ratsdokument 17205/11

Mit dem Griunbuch leitete die Kommission eine 6ffentliche Diskussion Uber die kiinftige Aus-
gestaltung der Richtlinie ein. Alle Interessentrdger wurden aufgefordert, Vorschlage fur wir-
kungsvollere Regelungen zur Familienzusammenfiihrung einzubringen sowie Sachinformatio-
nen und Daten zu liefern. Das Grinbuch enthalt 14 Einzelfragen zu dem Anwendungsbereich
der Richtlinie, den Voraussetzungen fur die Ausiibung des Rechts auf Familienzusammenfiih-
rung, der Gliltigkeitsdauer des Aufenthaltstitels, Fragen im Zusammenhang mit Asyl und sub-
sidiarem Schutz, zur Bekampfung von Betrug und Missbrauch und Verfahrensregelungen. Je
nach Ausgang der Konsultation will die Kommission tber politische FolgemalRnahmen ent-
scheiden, z.B. die Anderung der Richtlinie.

Die Mehrzahl der Justiz- und Innenminister sah bei der Aussprache bei dem informellen Tref-
fen am 26./27.01.2012 keinen Anderungsbedarf an der Richtlinie.

Der Bundesrat nahm mit Beschluss vom 10.02.2012, der direkt an die Kommission Gbermittelt
wurde, zum Griinbuch Stellung (BR-Drs. 735/11). Gegen die Uberlegungen der Kommission,
genauere Regelungen fiur Befragungen und Nachforschungen bei Anhaltspunkten fir Miss-
brauch und Betrug vorzugeben, wurden Bedenken erhoben. Bestehende Handlungsspielrdu-
me der Behdrden dirften nicht unnétig eingeschrankt werden, um im Einzelfall praxisgerecht
reagieren zu konnen. Gemeinschaftliche Regelungen zu Verfahrensgebihren lehnte der Bun-
desrat ab. Die in der Richtlinie festgelegte Bearbeitungsfrist von neun Monaten soll nach Auf-
fassung des Bundesrats beibehalten werden, auch wenn die durchschnittliche Bearbeitungs-
zeit deutlich darunter liege.

Die Lander Bayern, Hessen, Niedersachsen und Sachsen gaben eine eigene gemeinsame

Stellungnahme ab. Darin wurden die Bemihungen, die Regelungen fir die Familienzusam-
menfihrung wirkungsvoller zu gestalten, anerkannt. Da die Familienzusammenfiihrung einer
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der zahlenmalig bedeutendsten Grunde fur die dauerhafte Einwanderung sei, bestehe aber
ein erhebliches Interesse daran, verbliebene nationale Steuerungsmoglichkeiten aufrechtzu-
erhalten. Zuzugsanspruche Uber das geltende Recht hinaus wurden abgelehnt. Das Recht der
Mitgliedstaaten, von drittstaatsangehoérigen Familienangehdrigen die Erbringung von Integrati-
onsleistungen schon vor der Einreise zu verlangen, sei aufrechtzuerhalten.

Beim SCIFA am 02./03.07.2012 stellte die Kommission klar, dass sie hach dem Ergebnis der
Konsultation keine Neuverhandlung der Richtlinie anstrebe. Dies wurde von allen Mitglieds-
staaten mit Ausnahme der Niederlande begrif3t. Stattdessen beabsichtigt die Kommission, auf
Grundlage der Arbeit in einer Expertengruppe Auslegungsleitlinien vorzulegen. Uber die Ein-
richtung einer Expertengruppe bestand Uberwiegend Einverstandnis, der Erlass von Leitlinien
wurde hingegen kontrovers beurteilt. Deutschland lehnt Leitlinien ab, da die Richtlinie den
Mitgliedstaaten bewusst Umsetzungsspielrdume belasse, deren Grenzen allein der Européi-
sche Gerichtshof zu bestimmen habe.

2.2 Daueraufenthalts-Richtlinie

Richtlinie 2003/109/EG des Rates vom 25. November 2003 betreffend die Rechtsstellung der
langfristig aufenthaltsberechtigten Drittstaatsangehorigen (,Daueraufenthalts-Richtlinie®);
ABIL 16 vom 23.01.2004 S. 44 ff.

Die Richtlinie regelt die Rechtsstellung langfristig legal in einem Mitgliedstaat lebender Dritt-
staatsangehdriger und die Bedingungen, unter denen sie sich in anderen Mitgliedstaaten
aufhalten durfen. Wesentliche Voraussetzungen und Rechtsfolgen des Status ,langfristig auf-
enthaltsberechtigte Drittstaatsangehorige® sind:

e Erwerb der besonderen Rechtsstellung des langfristig Aufenthaltsberechtigten nach re-
gelmafig funfjahrigem rechtmafigem Aufenthalt;

e Gleichbehandlung langfristig Aufenthaltsberechtigter mit eigenen Staatsangehorigen in
bestimmten Bereichen (z. B. Zugang zum Arbeitsmarkt; allgemeine und berufliche Bil-
dung; Anerkennung von Diplomen, Prifungszeugnissen und sonstigen Befahigungs-
nachweisen; Sozialhilfe und Sozialschutz; steuerliche Verguinstigungen);

e erhohter Ausweisungsschutz: Ausweisung nur bei gegenwartiger, hinreichend schwerer
Gefahr fur die offentliche Sicherheit oder Ordnung;

e Aufenthaltsrecht in den anderen Mitgliedstaaten: Der Nachweis der Lebensunterhaltssi-
cherung kann verlangt werden. Der Zugang zum Arbeitsmarkt kann von einer nationalen
Arbeitsmarktprifung, insbesondere einer Vorrangregelungen fiir EU-Birger und bevor-
rechtigte Drittstaatsangehérige, abhéangig gemacht werden.

Der Bundesrat nahm mehrfach kritisch Stellung (27.01.2001, BR-Drs. 371/01; 14.02.2003,
BR-Drs. 50/03; 11.04.2004, BR-Drs. 50/03).
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Die Umsetzung der Richtlinie erfolgte durch das Gesetz zur Umsetzung aufenthalts- und
asylrechtlicher Richtlinien der Europaischen Union vom 19.08.2007 (BGBI. | S. 1970).

In ihrem Bericht vom 28.09.2011 (KOM(2011) 585 endg.) konstatierte die Kommission viele
Defizite bei der Umsetzung der Richtlinie in den Mitgliedstaaten. Betreffend Deutschland
wurde problematisiert: das Fehlen besonderer Rechtsvorschriften ber den Nachweis von
Wohnraum, die Gefahr des ,Wettstreits“ zwischen Erlaubnis zum Daueraufenthalt und Nie-
derlassungserlaubnis, die — Uber einen reinen Sprachkurs hinausgehende — Integrationskurs-
verpflichtung langfristig Aufenthaltsberechtigter aus anderen Mitgliedstaaten und das Fehlen
einer behordlichen Bearbeitungsfrist.

Richtlinie 2011/51/EU des Européischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Richt-
linie 2003/109/EG zwecks Erweiterung ihres Anwendungsbereichs auf Personen mit interna-
tionalem Schutzstatus;

ABI L 132 vom 19.05.2011 S. 44 ff.

Mit der Anderung wurde die Richtlinie auf die Personen mit internationalen Schutzstatus (an-
erkannte Flichtlinge und subsidiar Schutzberechtigte), die bisher vom Anwendungsbereich
ausgeschlossen waren, erweitert. Inhaber nationaler humanitarer Aufenthaltstitel bleiben wei-
terhin vom Anwendungsbereich ausgeschlossen. Die Dauer des Asylverfahrens wird ange-
rechnet; bei einer Verfahrensdauer von unter 18 Monaten steht es den Mitgliedstaaten aller-
dings frei, nur eine anteilige Dauer (mindestens halftig) anzurechnen.

Der Bundesrat hatte mit Beschluss vom 21.09.2007 die Auffassung vertreten, dass es der
Einbeziehung der subsidiar Schutzberechtigten nicht bedirfe, bei der Zuerkennung des
Rechtstatus zumindest aber in zeitlicher und qualitativer Hinsicht deutliche Differenzierungen
im Vergleich zu anerkannten Fliichtlingen gefordert (BR-Drs. 415/07).

Die schwierigen Verhandlungen uber die Richtlinie dauerten drei Jahre. Zunachst war eine
Verstandigung im Rat gescheitert; wahrend den Benelux-Staaten, Finnland und Schweden
die Ausdehnung der Richtlinie nicht weit genug ging (Einbeziehung nationaler humanitérer
Aufenthaltstitel), lehnten Malta und Zypern die Ausweitung auf subsidiar Schutzberechtigte
ab. Nach Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon, mit dem die Anderung nun dem Mitent-
scheidungsverfahren (Mehrheitsprinzip im Rat) unterlag, gelang schlief3lich der Durchbruch.

Die Umsetzungsfrist endet am 20.05.2013. Der zur Umsetzung vorgelegte Entwurf eines Ge-

setzes zur Verbesserung der Rechte von international Schutzberechtigten und auslandischen
Arbeitnehmern befindet sich derzeit im parlamentarischen Verfahren (BR-Drs.97/13).
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2.3 Studentenrichtlinie

Richtlinie 2004/114/EG des Rates vom 13. Dezember 2004 tber die Bedingungen fir die Zu-
lassung von Drittstaatsangehdrigen zur Absolvierung eines Studiums oder zur Teilnahme an
einem Schileraustausch, einer unbezahlten Ausbildungsmalnahme oder einem Freiwilligen-
dienst;

ABI L 375 vom 23.12.2004 S. 12 ff.

Die Richtlinie regelt die Bedingungen fir Einreise und Aufenthalt von Studenten sowie optio-
nal unbezahlten Auszubildenden, Teilnehmern an Freiwilligendiensten und Austauschschi-
lern. Sie gewahrt auslandischen Studenten zur Forderung der Mobilitdt unter bestimmten
Voraussetzungen einen Anspruch auf Einreise und Aufenthalt in einem zweiten Mitgliedstaat
zum Zweck des Studiums und enthalt Regelungen zur Erwerbstatigkeit von Studenten.

Der Vorschlag wurde vom Bundesrat am 14.02.2003 unter Nennung einzelner Verbesse-
rungsvorschlage grundséatzlich begrif3t (BR-Drs. 795/02).

Die Umsetzung der Richtlinie in Deutschland erfolgte durch das Gesetz zur Umsetzung auf-
enthalts- und asylrechtlicher Richtlinien der Européischen Union vom 19.08.2007 (BGBI. | S.
1970).

Die Kommission konstatiert in ihrem Bericht vom 28.09.2011 zur Anwendung der Richtlinie
(KOM(2011) 587 endg.) groRen Anderungsbedarf, u.a. bei folgenden Punkten: Starkung der
Verfahrensgarantien (behérdliche Bearbeitungsfristen, Begriindungspflicht bei Antragsableh-
nungen), Konkretisierung der Mobilitdtsvorschriften, Verbesserung des Harmonisierungsni-
veaus in Bezug auf Freiwillige, unbezahlte Auszubildende und Schiler mit dem Ziel eines
EU-Rechtsrahmens im Bereich der Bildung, Ausbildung und des kulturellen Austauschs mit
Drittstaaten. Sie sieht zudem Handlungsbedarf bei der Regelung des Arbeitsmarktzugangs
fur Studenten nach Abschluss ihres Studiums.

Vorschlag fur eine Richtlinie des Europaischen Parlaments und des Rates tUber die Bedingun-
gen fur die Einreise und den Aufenthalt von Drittstaatsangehérigen zu Forschungs- oder Stu-
dienzwecken, zur Teilnahme an einem Schileraustausch, einem bezahlten oder unbezahlten

Praktikum, einem Freiwilligendienst oder zur Ausiibung einer Au-pair-Beschéftigunq;
KOM(2013) 151 endgultig; Ratsdokument

Nach einer offentliche Konsultation Mitte 2012 unterbreitete die Kommission am 23.03.2013
ihren Vorschlag zur Neufassung der Studenten- und der Forscherrichtlinie (vgl. Nr. 1V.2.4). Die
beiden Richtlinien werden geandert und in einem Rechtsakt zusammengefasst, der in folgen-
den Bereichen Verbesserungen vorsieht:
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o Erwerbstétigkeit: Studenten sollen mindestens 20 Stunden pro Woche arbeiten dirfen. Der
Arbeitsmarktzugang kann weiterhin von einer nationalen Erlaubnis abh&ngig gemacht wer-
den. Nach Abschluss des Studiums bzw. der Forschungsarbeit sollen Studenten bzw. Wis-
senschaftler fir einen Zeitraum von 12 Monaten im Aufnahmemitgliedstaat bleiben dirfen,
um dort eine Arbeit zu suchen oder ein Unternehmen zu grinden.

o Erleichterte Mobilitat: Studenten sollen bis zu sechs Monate in einem anderen Mitgliedstaat
einen Teil ihres Studiums oder ein Praktikum absolvieren durfen. Der Zeitraum, fir den sich
Wissenschatftler in einem zweiten Mitgliedstaat aufhalten dirfen, soll von drei auf sechs
Monate verlangert werden.

o Familienangehdrige von Wissenschaftlern: Die Familienzusammenfiihrung soll erleichtert
werden (keine Mindestaufenthaltsdauer, keine Abhangigkeit von der Daueraufenthaltsper-
spektive des Wissenschaftlers, keine Integrationsanforderungen vor der Einreise, keine
Wartefrist fir den Arbeitsmarktzugang). Familienangehdrige sollen unter bestimmten Vo-
raussetzungen das Recht haben, den Wissenschaftler in einen anderen Mitgliedstaat zu
begleiten.

¢ Gleichbehandlungsrechte: Wissenschattler sollen beim Zugang zu Sozialversicherungsleis-
tungen (einschliel3lich Familienleistungen) ein Recht auf Gleichbehandlung mit den Staats-
angehdorigen des Aufnahmemitgliedstaats erhalten.

e Bearbeitungsdauer: Uber vollstandige Antrage auf Erteilung eines Aufenthaltstitels soll in-
nerhalb von 60 Tagen entschieden werden.

Dartber hinaus will die Kommission bezahlte Praktikanten und Au-pair-Beschéftigte in den
Anwendungsbereich der Richtlinie einbeziehen, um ihnen EU-weit Rechte und Schutz vor
Ausbeutung zu garantieren. lhnen soll ein Aufenthaltstitel fir héchstens ein Jahr erteilt wer-
den. Au-Pair-Beschaéftigte dirfen nicht junger als 17 Jahre und — auf3er in begriindeten Einzel-
fallen — nicht alter als 30 Jahre alt sein. Bezahlten Praktikanten sollen vergleichbare Mobili-
tatsrechte wie Studenten gewahrt werden.

Der Richtlinienvorschlag wurde im SCIFA am 10.04.2013 vorgestellt. In ersten Reaktionen
wurden die Neuregelungen zur Verbesserung der Wettbewerbsfahigkeit der EU und zur Miss-
brauchsvermeidung untersttitzt, die Ausweitung des Anwendungsbereichs auf weitere Perso-
nengruppen, insbesondere Au-Pairs, hingegen kritisch bewertet.

2.4 Forscherrichtlinie

Richtlinie 2005/71/EG des Rates vom 12. Oktober 2005 iiber ein besonderes Zulassungsver-

fahren fur Drittstaatsangehdrige zum Zwecke der wissenschaftlichen Forschung;
ABI L 289 vom 03.11.2005 S. 15 ff.

Empfehlung des Europaischen Parlaments und des Rates vom 28. September 2005 zur Er-

leichterung der Ausstellung einheitlicher Visa durch die Mitgliedstaaten fur den kurzfristigen
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Aufenthalt an Forscher aus Drittstaaten, die sich fir Forschungszwecke innerhalb der Ge-
meinschaft bewegen (2005/761/EG);
ABI L 289 vom 03.11.2005 S. 23 ff.

Empfehlung des Rates vom 12. Oktober 2005 zur Erleichterung der Zulassung von Dritt-
staatsangehdrigen in_die Europdaische Gemeinschaft zum Zwecke der wissenschaftlichen
Forschung (2005/762/EG);

ABI L 289 vom 03.11.2005 S. 26 ff.

Die Richtlinie zielt darauf ab, die Einreise und den Aufenthalt fir Drittstaatsangehérige in die
Mitgliedstaaten fur Forschungszwecke zu erleichtern. Die beiden Empfehlungen sollten deren
Einreise und Aufenthalt bereits vor Umsetzung der Richtlinie erleichtern.

Nach der Richtlinie sollen Visa und Aufenthaltstitel an Forscher erteilt werden, die eine Auf-
nahmevereinbarung mit einer zugelassenen Forschungseinrichtung vorweisen, die ihrerseits
die Verantwortung fir den Forscher dbernimmt. Eine Mobilitatsklausel ermdglicht For-
schungsvorhaben in mehreren Mitgliedstaaten. Fur Missbrauchsfélle enthélt die Richtlinie
eine Widerrufsklausel.

Der Bundesrat begruf3te am 14.05.2004 das auf Forscher bezogene MalRnahmenpaket im
Grundsatz (BR-Drs. 281/04).

Die Umsetzung der Richtlinie erfolgte durch das Gesetz zur Umsetzung aufenthalts- und asyl-
rechtlicher Richtlinien der Europaischen Union vom 19.08.2007 (BGBI. | S. 1970).

Der Kommissionsvorschlag zur Uberarbeitung der Studentenrichtlinie sowie der Forscher-
richtlinie wird unter Nr. IV2.3 dargestellt.

2.5 Freizugigkeitsrichtlinie

Richtlinie 2004/38/EG des Europdaischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 Uber
das Recht der Unionsbirger und ihrer Familienangehérigen, sich im Hoheitsgebiet der Mit-
gliedsstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten, zur Anderung der Verordnung (EWG) Nr.
1612/68 und zur Aufhebung der Richtlinien 64/221/EWG, 68/360/EWG, 72/194/EWG,
73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG und 93/96/EWG;

ABI L 158 vom 30.04.2004 S. 77 ff.

Mit der Richtlinie wurden Freizugigkeitsrechte der Unionsbirger und ihrer Familienangehori-
gen, die bis dahin bereichsspezifisch und fragmentarisch geregelt waren, in einem einheitli-
chen Rechtsakt zusammengefasst und teilweise fortentwickelt. Die Richtlinie brachte u. a. die
folgenden Neuerungen:
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e Erleichterung der Formalitaten beim Umzug in einen anderen Mitgliedstaat;

e der vormals in einigen Mitgliedstaaten geforderte Aufenthaltstitel wird durch eine einfache
Bescheinigung tber das gemeinschaftsrechtliche Aufenthaltsrecht ersetzt;

e der voraussetzungslose, d.h. nicht an den Nachweis einer Erwerbstétigkeit oder ausrei-
chender Mittel geknlpfte Aufenthalt, betragt drei Monate;

e Erwerb eines Rechts auf Daueraufenthalt mit erweiterten Rechten nach regelmaRig funf-
jahrigem rechtmanRigen Aufenthalt;

e fUr die Entscheidung Uber Einreise und Aufenthalt von Familienangehorigen, die nicht als
Ehepartner, eingetragene Partner, Kinder bis 21 Jahre oder Verwandte in aufsteigender
Linie anspruchsberechtigt sind, verbleibt den Mitgliedstaaten Flexibilitat.

Die weitergehenden Kommissionsvorschlage in Bezug auf den Zugang von Unionsbirgern
zu sozialen Leistungen und den generellen Ausschluss von Ausweisungen fur Daueraufent-
haltsberechtigte wurden vom Rat nicht verwirklicht.

Der Bundesrat nahm am 20.12.2001 und 26.09.2003 ausftihrlich Stellung (BR-Drs. 590/01
und BR-Drs. 645/03).

Die Umsetzung der Richtlinie in Deutschland erfolgte durch Art. 2 — Anderung des Freiziigig-
keitsgesetzes/EU — des Gesetzes zur Umsetzung aufenthalts- und asylrechtlicher Richtlinien
der Européischen Union vom 19.08.2007 (BGBI. | S. 1970), soweit nicht das Freizligigkeits-
gesetz/EU die entsprechende Umsetzung bereits vorweggenommen hatte.

Die Kommission legte am 10.12.2008 ihren Bericht liber die Anwendung der Freiziigigkeits-
richtlinie vor (KOM(2008) 840 endg.). Darin zeigte sie sich insgesamt ,eher enttduscht®, da
die meisten Mitgliedstaaten erhebliche Teile und zentrale Bestimmungen der Richtlinie nicht
richtig umgesetzt hatten. Die grof3ten Probleme bestiinden beim Recht auf Einreise und Auf-
enthalt von Familienangehdrigen aus Drittstaaten und im Zusammenhang mit der Anforde-
rung zusatzlicher, von der Richtlinie nicht vorgesehener Dokumente bei Ausstellung der Auf-
enthaltsbescheinigung. Die Kommission gelangte zu dem Schluss, dass die Richtlinie derzeit
nicht geandert, sondern wirksamer umgesetzt werden muisse.

Der Aussage der Kommission, die Richtlinie sei in keinem Mitgliedstaat korrekt umgesetzt
worden, traten fast alle betroffenen Mitgliedstaaten entgegen. Die Kommission nahm dies
zum Anlass, bilaterale Gesprache zu fuhren. Nachdem bei einem Treffen im Bundesministe-
rium des Innern im Januar 2011 nur ein Teil der kritisierten Punkte geklart werden konnte,
leitete die Kommission im Juni 2011 ein Vertragsverletzungsverfahren ein. Aus diesem Anlass
wurden mit dem Gesetz zur Anderung des Freiziigigkeitsgesetzes/EU und weiterer aufent-
haltsrechtlicher Vorschriften vom 21.01.2013 (BGBI. I. S. 86) punktuelle Anpassungen vorge-
nommen. Lebenspartner wurden in Bezug auf ihr Recht auf Einreise und Aufenthalt mit Ehe-
gatten gleichgestellt. Nicht umgesetzt wurde die Forderung der Kommission, fir weitere Fa-
milienangehdrige und Lebenspartner eine Sonderregelung zur erleichterten Einreise und Auf-
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enthalt einzufihren (vgl. Art. 3 Abs. 2 der Richtlinie). Der Fortgang des Vertragsverletzungs-
verfahrens bleibt insoweit abzuwarten.

In ihrem Bericht tber die Unionsbuirgerschaft vom 27.10.2010 — ,Weniger Hindernisse fur die
Auslibung von Unionsblrgerrechten — thematisierte die Kommission erneut die nach ihrer
Ansicht aus der divergierenden und inkorrekten Anwendung des EU-Rechts und aufwandigen
Verwaltungsverfahren resultierende Freizlgigkeitshindernisse (KOM(2010) 603 endg., Nr.
2.3.1). Zur Verbesserung will die Kommission bewahrte Praktiken fordern, die Bevolkerung
besser Uber die EU-Regelungen aufklaren und den EU-Birgern Informationen tber ihre Frei-
zugigkeitsrechte an die Hand geben (Mal3Bnahmevorschlag Nr. 15). Dieser Bericht wurde ge-
meinsam mit dem Bericht Uber ,Fortschritte auf dem Weg zu einer effektiven Unionsburger-
schaft 2007-2010“ vorgelegt (KOM(2010) 602 endg.).

Seit September 2008 befasst sich die von der Kommission eingerichtete Expertengruppe
(,LFREEMO") zur Auslegung der Freizlgigkeitsrichtlinie mit der Anwendung der Richtlinie.
Unter Einbeziehung der dort erarbeiteten Ergebnisse veroffentlichte die Kommission im Juli
2009 ihre Mitteilung Uber Leitlinien mit dem Titel ,Hilfestellung bei der Umsetzung und An-
wendung der Richtlinie 2004/38/EG Uber das Recht der Unionsburger und ihrer Familienan-
gehorigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten®
(KOM(2009) 313 endg.). Die Leitlinien sollen anhand typisierter Fallbeispiele praktische Hil-
fen zu folgenden Bereichen geben: Einreise und Aufenthalt von Unionsbiirgern und ihren
drittstaatsangehdrigen Familienangehdrigen, Beschrankungen des Einreise- und Aufenthalts-
rechts aus Griinden der 6ffentlichen Ordnung oder Sicherheit, Rechtsmissbrauch und Betrug.
Die Leitlinien vom JI-Rat am 21.09.2009 begruf3t.

Im Berichtszeitraum befasste sich die Expertengruppe FREEMO mit der Erarbeitung eines
Handbuchs zu Scheinehen. In der SCIFA-Sitzung am 21.02.2013 auf3erten einige Mitglied-
staaten, darunter Deutschland, die Sorge, dass das eigentliche Ziel des Handbuchs — Erarbei-
tung eines operativen Hilfsmittels fur die zustdndigen Behdrden — verfehlt werde. Deutlich
abgelehnt wurden die Einschrankung des behdrdlichen Handlungsspielraums und eine allge-
meine Verotffentlichung des Handbuchs.

2.6 Rahmenrichtlinie Arbeitnehmerrechte

Richtlinie 2011/98/EU des Européischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011
Uber ein einheitliches Verfahren zur Beantragung einer kombinierten Erlaubnis fiir Drittstaats-
angehdrige, sich im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates aufzuhalten und zu arbeiten, sowie
Uber ein gemeinsames Biindel von Rechten fir Drittstaatsarbeitnehmer, die sich rechtméaRig
in einem Mitgliedstaat aufhalten (sog. ,Rahmenrichtlinie Arbeithehmerrechte*);

ABI L 343 vom 23.12.2011 S. 1 ff.
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Die Rahmenrichtlinie enthalt zwei Kernbestandteile: Sie statuiert ein einheitliches Antragsver-
fahren fur die Erteilung einer kombinierten Aufenthalts-/Arbeitserlaubnis und garantiert Ar-
beitnehmern aus Drittstaaten, die sich rechtméRig in einem Mitgliedstaat aufhalten, ein Bln-
del von Gleichbehandlungsrechten (Inlandergleichbehandlung) auf arbeits-, sozial- und aus-
bildungsrechtlichem Gebiet. Die Rechte werden also nicht nur Drittstaatsangehérigen zuteil,
die zu Beschaftigungszwecken erst in die EU einreisen, sondern auch denjenigen, die sich
bereits rechtmalig in einem Mitgliedstaat aufhalten und dort arbeiten, auch wenn sie ur-
spriinglich zu anderen Aufenthaltszwecken eingereist sind (z.B. als Familienangehoérige, Stu-
denten oder Forscher). Unberthrt bleiben die Zustandigkeiten der Mitgliedstaaten betreffend
die Zulassung von Drittstaatsangehdrigen zu ihren Arbeitsmérkten. Vom Anwendungsbereich
ausgenommen sind freizligigkeitsberechtigte Familienangehérige, entsandte und innerbe-
trieblich versetzte Arbeitnehmer, Saisonarbeitnehmer, Au-Pairs, Flichtlinge / subsidiar Ge-
schitzte und Asylbewerber, Daueraufenthaltsberechtigte, Geduldete, Selbstandige und See-
leute. Fir Drittstaatsangehoérige, die in einem Mitgliedstaat weniger als sechs Monate arbei-
ten dirfen, oder Studenten gelten die Gleichbehandlungsrechte; ihnen muss aber keine
kombinierte Erlaubnis ausgestellt werden.

Wesentliche Regelungsinhalte der Rahmenrichtlinie sind:
¢ Einfuhrung eines einheitlichen Antragsverfahrens fur die Erteilung einer kombinierten Ar-
beits-/Aufenthaltserlaubnis fir Drittstaatsangehérige (in Deutschland geltendes Recht);

e \Verfahrensgarantien im einheitlichen Antragsverfahren (z.B. Begriindungs- und Informati-
onspflichten, Entscheidungsfrist von maximal 4 Monaten, Rechtsschutzgarantie);

o Rechte aufgrund der kombinierten Erlaubnis: Einreise, Aufenthalt und Zugang zum ge-
samten Hoheitsgebiet des ausstellenden Mitgliedstaates; Austibung der mit der kombi-
nierten Erlaubnis genehmigten Beschaftigung; Information Gber die Rechte gemal der
Richtlinie;

e Recht auf Gleichbehandlung der Drittstaatsarbeitnehmer in Bezug auf
- Arbeitsbedingungen (einschlieBlich Arbeitsentgelt, Kindigungs- und Gesundheits-

schutz, Sicherheit am Arbeitsplatz);
- Vereinigungsfreiheit;

- allgemeine und berufliche Bildung;

- Anerkennung von Diplomen, Prifungszeugnissen und sonstigen beruflichen Befahi-
gungshachweisen gemaf den nationalen Verfahren;

- Leistungen der sozialen Sicherheit nach der Verordnung (EG) Nr. 883/2004;

- Steuervergunstigungen;

- Zugang zu (6ffentlich angebotenen) Waren und Dienstleistungen (einschlief3lich 6f-
fentlicher Wohnraum);

- Beratungsdienste der Arbeitsdmter.

Die Mitgliedstaaten kénnen die Gleichbehandlung in naher bestimmten Bereichen ein-

schranken. Dis gilt u.a. fir Familienleistungen fir Studenten oder Drittstaatsangehdrige,

deren Aufenthalt fir einen Zeitraum von hdchstens 6 Monaten zugelassen wurde.
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Der Bundesrat hatte mit Beschluss vom 22.12.2007 betont, dass die Rahmenrichtlinie nicht
erforderlich sei (BR-Drs. 792/07). Es bestehe kein Handlungsbedarf, die Rechte von Dritt-
staatsangehdrigen Uber die ohnehin geltenden Nichtdiskriminierungsbestimmungen hinaus
zu regeln. Die sofortige Zuerkennung weitergehender Rechte, die Drittstaatsangehdrigen
nach der Richtlinie 2003/109/EG nach funf Jahren verliehen werden, schliel3e jede Steuerung
eines befristeten Aufenthalts aus. Hilfsweise kritisierte er eine Reihe von Einzelpunkten des
Vorschlags (z.B. ausufernder Arbeithehmerbegriff, zu kurze Bearbeitungsfrist).

Vor Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon konzentrierten sich die Verhandlungen tber weite
Strecken auf Kompetenzfragen. Die Bedenken mehrerer Mitgliedstaaten (bestatigt durch ein
Gutachten des Juristischen Dienstes des Rates), die Gleichbehandlungsrechte nicht nur auf
Inhaber der kombinierten Erlaubnis, sondern auf alle drittstaatsangehdérigen Arbeitnehmer zu
erstrecken, waren nicht Uberwindbar. Die Kommission, deren Juristischer Dienst ein Gegen-
gutachten vorlegte, hielt daran fest, dass die Gleichbehandlungsrechte als Kernelement der
Richtlinie fir alle legal aufhaltigen Arbeitnehmer aus Drittstaaten gelten mussten. Der Konflikt
wurde durch Neufassung des Art. 79 Abs. 2 Buchst. b AEUV hinfallig.

Anschlieend stand die Reichweite der Gleichbehandlungsrechte in den Bereichen soziale
Sicherheit und Steuern im Vordergrund. Dem Hauptanliegen Deutschlands, im Sinne der Ko-
harenz keine Uber die geltende Studenten- und Hochqualifiziertenrichtlinie hinausgehenden
Regelungen zu beschlieRen, wurde in zentralen Bereichen entsprochen; insbesondere gelten
Ausnahmevorbehalte fir Familienleistungen (v.a. Kinder- und Elterngeld) fur Drittstaatsange-
hdrige, die sich zum Studium, aufgrund eines Visums oder allgemein nicht langer als sechs
Monate in einem Mitgliedstaat aufhalten. Im Trilog mit dem Européischen Parlament gab es
vier Hauptstreitpunkte: Dauer der Bearbeitungsfrist, optionale Ausstellung eines Zusatzblatts
zum elektronischen Aufenthaltstitel, Ausweitung des Rentenexports und verpflichtende
Ubermittlung von Korrelationstabellen. In informellen Gesprachen wurde eine Paketlésung
gefunden. Das Parlament billigte die Ratsposition zum Zusatzblatt in Papierform (mit Anga-
ben zum Beschéftigungsverhaltnis) und zur Entscheidungsfrist (4 Monate). Im Gegenzug

akzeptierte der Rat den Parlamentsstandpunkt zur vollstdndigen Gleichbehandlung beim
Rentenexport und dem Zugang Arbeitsuchender zu allgemeiner und beruflicher Bildung. Zur
zunachst ausgeklammerten Streitfrage der Vorlagepflicht von Korrelationstabellen wurde auf
Basis einer interinstitutionellen Vereinbarung — nach Begriindung der Erforderlichkeit durch
die Kommission — als zuséatzlicher Erwagungsgrund 32 eingefigt.

Die Richtlinie ist bis 25.12.2013 in das nationale Recht umzusetzen. Der hierzu vorgelegte
Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Rechte von international Schutzberechtigten
und auslandischen Arbeitnehmern befindet sich derzeit im parlamentarischen Verfahren (BR-
Drs.97/13).
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2.7 Hochqualifiziertenrichtlinie

Richtlinie 2009/50/EG des Rates vom 25. Mai 2009 uber die Bedingungen fiir die Einreise
und den Aufenthalt von Drittstaatsangehérigen zur Ausiibung einer_hochqgualifizierten Be-
schéftigung (sog. Hochqualifiziertenrichtlinie);

ABI L 155 vom 18.06.2009 S. 17 ff.

Mit der Richtlinie werden die Bedingungen fur die Einreise und den Aufenthalt von Arbeit-
nehmern aus Drittstaaten sowie fir deren Familienangehdrigen zur Austibung einer hochqua-
lifizierten Beschaftigung im Rahmen einer ,Blauen Karte EU” festgelegt. Die Richtlinie soll zur
Bewaltigung des Arbeitskraftemangels beitragen, indem die Zulassung und Mobilitat hoch-
qualifizierter Drittstaatsangehoriger gefordert wird; die Attraktivitat der EU flr Hochqualifizierte
aus der gesamten Welt soll erhéht werden. Unberihrt bleibt das Recht jedes Mitgliedstaates,
weiterhin selbst festzulegen, wie vielen Drittstaatsangehdrigen die Einreise zum Zweck der
hochqualifizierten Beschaftigung gestattet wird.

Wesentliche Inhalte der Hochqualifiziertenrichtlinie sind:

¢ Anwendungsbereich: Drittstaatsangehérige, die einen Antrag auf Zulassung in das Ho-
heitsgebiet eines Mitgliedstaats zum Zweck der Auslbung einer hochqualifizierten Be-
schéaftigung als Arbeitnehmer stellen; ausgenommen sind Personengruppen, die von spe-
zielleren Regelungen erfasst sind (z.B. Forscher) sowie Drittstaatsangehdérige, deren Ab-
schiebung aus faktischen oder rechtlichen Grinden ausgesetzt ist (Geduldete).

¢ Besondere Zulassungsvoraussetzungen: Arbeitsvertrag oder verbindliches Arbeitsange-
bot fUr eine hochqualifizierte Beschaftigung (fir mindestens ein Jahr); Qualifikation: héhe-
rer beruflicher Bildungsabschluss (Hochschulabschluss oder mindestens funfjahrige ein-
schlagige Berufserfahrung); Bruttomonatsgehalt Gber dem Schwellenwert (wird national
festgelegt: mindestens das 1,5-fache des durchschnittlichen Bruttojahresgehalts in dem
betreffenden Mitgliedstaat bzw. fur Berufe, in denen ein besonderer Bedarf besteht, min-
destens das 1,2-fache).

e Verhaltnis zu nationalen Vorschriften: Mitgliedstaaten kénnen weiterhin nationale Aufent-

haltstitel fur die Zuwanderung von Fachkraften erteilen (neben ,Blauer Karte EU").
e Ablehnungsgriinde: Mitgliedstaaten kbnnen Zulassungsquoten festlegen, einzelstaatliche

Verfahren zur Besetzung freier Stellen anwenden und Vorrangprifungen vorsehen.

e Blaue Karte EU: Die Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis wird als ,Blaue Karte EU“ unter
Verwendung des einheitlichen Formulars nach der Verordnung (EG) Nr. 1030/2002 aus-
gestellt (vgl. Nr. V. 2.5). Entzug ist bei drei Monate anhaltender (vorher: Zeit zur Suche ei-
ner Anschlussbeschaftigung) oder wiederholter Arbeitslosigkeit méglich.

e Rechte der Inhaber: In den ersten zwei Jahren beschrankt sich der Arbeitsmarktzugang

auf hochqualifizierte Tatigkeiten; Arbeitsplatzwechsel sind schriftlich zu genehmigen.
Nach zwei Jahren kénnen die Mitgliedstaaten die Inhaber der ,Blauen Karte EU* bezlig-
lich des Zugangs zu hochqualifizierter Beschéftigung eigenen Staatsangehorigen gleich-
stellen. Nach einem rechtmaRigen Aufenthalt von 18 Monaten ist die Weiterwanderung in
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andere Mitgliedstaaten mdglich, allerdings nur unter den dort geltenden Zulassungsvo-
raussetzungen. Unabhangig von einer bestimmten Aufenthaltsdauer werden beschéfti-
gungsrelevante Gleichbehandlungsrechte (z. B. Arbeitsbedingungen, Zugang zu Bildung,
Anerkennung von Diplomen, soziale Leistungen) sowie Erleichterungen beim Familien-
nachzug (z. B. Familienzusammenfihrung unabhangig von einer dauerhaften Bleibeper-
spektive oder Mindestaufenthaltsdauer) gewéhrt.

¢ Nach funfijahrigem rechtméaRigen Aufenthalt als Inhaber der ,Blauen Karte EU“ entsteht
ein Daueraufenthaltsrecht unter — im Vergleich zu sonstigen Drittstaatsangehérigen — er-
leichterten Voraussetzungen (z. B. Kumulierung der Aufenthaltszeiten in verschiedenen
Mitgliedstaaten). Diese Rechtstellung beinhaltet die Gleichbehandlung beim Arbeits-
marktzugang, berechtigt zur Weiterwanderung in andere Mitgliedstaaten und ermdglicht
eine zeitlich erweiterte temporare Ruckkehr in das Herkunftsland (Gedanke der zirkularen
Migration).

Der Bundesrat unterstiitzte in seinem Beschluss vom 22.12.2007 den Wettbewerb um die
,besten Kodpfe*, betonte aber, dass eine gezielte Offnung des Arbeitsmarkts fiir Hochqualifi-
Zierte keine Alternative zur Qualifizierung und Weiterbildung des heimischen Arbeitskraftepo-
tenzials sei, sondern nur eine sinnvolle Erganzung hierzu darstelle (BR-Drs. 762/07). Zahlrei-
che inhaltliche Detailregelungen des Richtlinienentwurfs wurden kritisiert, u. a. die nach Auf-
fassung des Bundesrats zu niedrig angesetzte Gehaltsschwelle.

Die Richtlinie wurde am 25.05.2009 vom Rat angenommen. Das Europdische Parlament hat-
te am 20.11.2008 im Konsultationsverfahren verschiedene Anderungsvorschlage unterbreitet,
die Uberwiegend unbericksichtigt blieben.

Die Richtlinie wurde mit dem Gesetz zur Umsetzung der Hochqualifizierten-Richtlinie der Eu-
ropaischen Union vom 01.06.2012 in deutsches Recht umgesetzt (BGBI. | S. 1224).

2.8 Richtlinie konzernintern Entsandte (sog. ICT-Richtlinie)

Vorschlag flir eine Richtlinie des Europaischen Parlaments und des Rates Uber die Bedingun-
gen fur die Einreise und den Aufenthalt von Drittstaatsangehdrigen_im Rahmen_einer konzern-
internen Entsendung;

KOM(2010) 378 endqultig; Ratsdokument 12211/10

Der Richtlinienvorschlag zielt darauf ab, die befristete konzerninterne Entsendung von Fih-
rungskraften, Fachkraften und Trainees (ICT) aus Drittstaaten in einen in der EU ansassigen
Unternehmensteil zu erleichtern, indem einheitliche Zulassungsbedingungen und ein transpa-
rentes Zulassungsverfahren geschaffen werden. Zudem sollen die Rechte, die konzernintern
Entsandte wahrend ihres Aufenthalts in der EU geniel3en, einschlie3lich der Bedingungen fir
die Familienzusammenfuhrung und den Aufenthalt in anderen Mitgliedstaaten (unionsinterne
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Mobilitat), harmonisiert werden. Mit der Richtlinie soll die Attraktivitat der EU als Standort fur

multinationale Unternehmen erhéht werden. Kernpunkte des Kommissionsvorschlags sind:

o Erteilung einer kombinierten Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis fur die Dauer der Entsen-
dung, die fur Fihrungs- und Fachkrafte hochstens drei Jahre bzw. fiir Trainees ein Jahr be-
tragt. Ein subjektives Recht auf Zulassung wird nicht geschaffen.

o Die kombinierte Erlaubnis soll binnen 30 Tagen erteilt werden. Bei komplexen Antragen soll
eine Verlangerung um bis zu 60 Tagen mdglich sein.

o Festlegung einheitlicher Zulassungskriterien (z.B. Beschéaftigungsangebot; Qualifikations-
nachweis u.a.) und Ablehnungsgriinde (nicht: Arbeitsmarktprifung).

e Verankerung von Gleichbehandlungsrechten fir konzernintern Entsandte (z.B. Vereini-
gungsfreiheit, Anerkennung von Diplomen, Zugang zu Waren und Dienstleistungen).

o Regelung der Mobilitét zwischen Niederlassungen innerhalb der EU (fur Aufenthalte bis zu
12 Monaten).

o Erleichterte Familienzusammenfihrung (keine Mindestaufenthaltsdauer; keine Abh&ngig-
keit von einer Daueraufenthaltsperspektive des Stammberechtigten).

Der Bundesrat unterstitzte in seinem Beschluss vom 24.09.2010 die Bemuhungen, den in-
nerbetrieblichen Transfer von Fihrungs- und Fachkraften sowie Trainees in die EU zu erleich-
tern und die Attraktivitat der EU als Standort fir multinationale Unternehmen zu erhdéhen (BR-
Drs. 441/10). Die Bundesregierung wurde aber gebeten, bei den Verhandlungen auf europai-
scher Ebene darauf zu achten, dass die Regelungstiefe der Richtlinie nicht tGber das zur Zwe-
ckerreichung erforderliche Mal3 hinausgeht. Die Festlegung eines vereinfachten Verfahrens
fir anerkannte Unternehmensgruppen lehnte der Bundesrat ab. Die Entscheidungsfrist von 30
Tagen wurde als zu kurz und sachlich nicht gerechtfertigt erachtet. Hinsichtlich der Regelung
der unionsinternen Mobilitat sah der Bundesrat die Notwendigkeit einer klaren Abgrenzung der
Entscheidungskompetenzen zwischen den betroffenen Mitgliedstaaten. Die Befugnis des ers-
ten Mitgliedstaates, Uber den Aufenthalt fir Arbeitseinsatze in einem anderen Mitgliedstaat zu
entscheiden, konne allenfalls kurzfristige Zeitraume umfassen.

In ihrer GegenéufRerung vom 02.03.2011 (zu Drs. 441/10) betonte die Kommission die Bedeu-
tung von Verfahrensvereinfachungen fir bestimmte Unternehmensgruppen, kurzen Bearbei-
tungsfristen, einer beschleunigten Familienzusammenfihrung und einer erleichterten Mobilitat
fur die Attraktivitat der vorgeschlagenen Regelung. Sie stellte klar, dass die Richtlinie nicht per
se ein Recht auf Zulassung begrtindet.

Der Richtlinienvorschlag wird seit September 2010 verhandelt. Deutschland setzt sich
schwerpunktmafig fur die Wahrung der nationalen Handlungsspielraume bei der arbeitsmark-
torientierten Steuerung der Arbeitsmigration ein. In den Ratsgremien wurden viele Einzelfra-
gen kontrovers diskutiert, u.a. die Definitionen von Fihrungs-, Fachkraft und Trainee, eine
(verpflichtende oder optionale) Vorbeschéaftigungszeit im entsendenden Unternehmen, die
Liste der Versagungsgriinde (abschlieBend oder offen), die Dauer der Bearbeitungsfrist, die
Hochstaufenthaltsdauer (einschlief3lich der Frage einer Karenzzeit nach Voraufenthalten), die
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Gleichbehandlungsrechte (z.B. Familienleistungen), die Familienzusammenfuhrung und — als
besonders schwieriges Themenfeld — die Regelungen lber die unionsinterne Mobilitat. Letzte-
re, die von der Kommission als Schliisselelement der Richtlinie betrachtet werden, wurden
intensiv verhandelt, um ein Gleichgewicht herzustellen zwischen den Kontrollbedurfnissen der
Mitgliedstaaten, in die die Weiterentsendung erfolgt, und dem Interesse an einem unkompli-
zierten und schnellen Antragsverfahren fur Entsandte und Arbeitgeber.

In einer Orientierungsabstimmung am 26.01.2012 beschloss der LIBE-Ausschuss — unter Ein-
beziehung der Stellungnahme des EMPL-Ausschusses vom 12.12.2011 — insgesamt 82 Ande-
rungsvorschlage. Hiernach soll die Richtlinie keine Anwendung auf Leiharbeit und selbstandi-
ge Erwerbstatigkeit finden. Bei Vorliegen der Zulassungskriterien soll kein Rechtsanspruch auf
Einreise und Aufenthalt entstehen, so dass gerechtfertigte nationale Ablehnungsgriinde bei-
behalten werden kdnnen. Die Vorbeschéftigungszeit im Unternehmen soll statt zwolf Monate
nur neun (Manager, Spezialisten) bzw. drei (Trainees) Monate betragen. Der Ausschuss pla-
dierte fur die Klarstellung, dass einzelstaatliche Zuwanderungskontingente auch gesondert fiir
bestimmte Berufsgruppen, Wirtschaftszweige oder Regionen aufgestellt werden kénnen.

Im AStV am 30.05.2012 wurde der Vorsitz mehrheitlich zur Aufnahme des Trilogs mandatiert.
Der Ratstext (Ratsdokument 10618/12) unterscheidet sich erheblich vom Kommissionsvor-
schlag. Im Einzelnen:

e Bei der unionsinternen Mobilitdt (Art. 16, 16 A) setzte sich ein ,gemischtes Modell“ durch,
das nach der Dauer der Weiterentsendung differenziert. Hiernach reicht bei kurzzeitigen
Entsendungen (unter drei Monate) die bloRe Notifizierung (mit Widerspruchsrecht des
zweiten Mitgliedstaats) aus; nachtragliche Eingriffs- bzw. Sanktionsmoglichkeiten bleiben
unberthrt. Weiterentsendungen von Uber drei Monaten bedirfen dagegen einer neuen Zu-
lassungsentscheidung des weiteren Mitgliedstaats. Deutschland war erfolglos dafiir einge-
treten, dass Mitgliedstaaten auch kirzere Weiterentsendungen von einer gesonderten Zu-
lassungsentscheidung abhangig machen dirfen. Die meisten Mitgliedstaaten und die
Kommission lehnten dies ab, weil sie den Hauptzweck der Richtlinie, konzerninterne Ent-
sendungen zu vereinfachen, gefahrdet sahen.

o Die Mitgliedstaaten sollen das Recht behalten, auch Drittstaatsangehérigen, die dem
Grunde nach unter die Richtlinie fallen, aber die Zulassungsvoraussetzungen im Einzelfall
nicht erfullen, nationale Aufenthaltstitel zu erteilen (Art. 2 Abs. 3).

e Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass konzernintern Entsandte unmittelbar vor dem Zeit-
punkt ihrer Entsendung bei der gleichen Unternehmensgruppe beschéftigt gewesen sein
missen. Die Vorbeschéftigungszeit muss zwischen sechs und zwoélf (Fiihrungs-, Fachkraf-
te) und drei und zwolIf Monaten (Trainees) liegen (Art. 5 Abs. 6).

e Die Ablehnungsgriinde wurden ausgeweitet, bleiben aber abschlieRend konzipiert (Art. 6).
Die Ablehnung erfolgt auch, wenn die aufnehmende Niederlassung allein zu dem Zweck
gegrundet wurde, die Einreise von ICT zu erleichtern (,Briefkastenfirmen®) bzw. kann erfol-
gen, wenn gegen den Arbeitgeber bestimmte Sanktionen verhangt wurden oder Arbeits-
und Beschaftigungsbedingungen oder Tarifvertrage nicht eingehalten werden.
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o Die Hochstdauer der Entsendung betragt fur Fihrungs- und Fachkréfte drei Jahre, fir Trai-
nees ein Jahr (Art. 10 A). Die Mitgliedstaaten kdnnen verlangen, dass zwischen dem Ende
einer Entsendung und der erneuten Antragstellung als ICT fir denselben Mitgliedstaat ein
Zeitraum von bis zu drei Jahren liegen muss.

e Uber Antrage ist so rasch wie moglich, jedoch spatestens 90 Tagen nach Eingang des voll-
standigen Antrags zu entscheiden (Art. 12 Abs. 1).

e ICT sind gleich zu behandeln wie innerhalb der EU entsandte Arbeitnehmer gemanR der
Richtlinie 96/71/EG (Art. 14 Abs. 1). In bestimmten Bereichen geniefen sie Gleichbehand-
lungsrechte mit den Staatsangehérigen des Mitgliedstaats, in den sie entsandt werden (Art.
14 Abs. 2). Dies gilt ausdrticklich nicht fir Familienleistungen.

Der Trilog begann erst im November 2012, nachdem das Europdische Parlament die Eroff-
nung von der parallelen Verhandlung der Richtlinie Saisonarbeitnehmer abhéangig gemacht
hatte. Gegenstand der bisherigen Trilogverhandlungen waren viele schon in den Ratsgremien
umstrittene Regelungen, z.B. Begriffsdefinitionen (Flhrungs- und Fachkréfte, Trainees), Ver-
haltnis zu nationalen Aufenthaltstiteln zur Beschaftigung, Dauer von Bearbeitungsfrist und
Vorbeschaftigungszeit. Hinzu kommen weitere Forderungen des Parlaments, etwa der Aus-
schluss von ,Briefkastenfirmen® und scharfere Inspektionspflichten bei Arbeitgebern. Als ein
Hauptstreitpunkt zeichnet sich die Frage der Reichweite der den ICT garantierten Gleichbe-
handlungsrechte ab. Wahrend der Rat ein klares Mandat fir die Beibehaltung des Verweises
auf die Entsenderichtlinie hat, also entsandte Drittstaatsangehdrige wie innerhalb der EU ent-
sandte Arbeitnehmer behandeln will, fordert das Parlament eine Gleichbehandlung mit eige-
nen Staatsangehdrigen des jeweiligen Mitgliedstaats. Umstritten ist auch die Einbeziehung
von Familienleistungen, deren Ausschluss Deutschland im Rat hart erkampft hatte.

2.9 Richtlinie Saisonarbeitnehmer

Vorschlag fur eine Richtlinie des Europaischen Parlaments und des Rates Uber die Bedingun-
gen fur die Einreise und den Aufenthalt von Drittstaatsangehdérigen zwecks Ausibung einer
saisonalen Beschatftigung;

KOM(2010) 379 endquiltig; Ratsdokument 12208/10

Ziel des Richtlinienvorschlags ist es, ein beschleunigtes Verfahren und einheitliche Kriterien
fur die Zulassung von Saisonarbeitnehmern aus Drittstaaten einzufihren. Um der Ausbeutung
von Saisonarbeitskraften vorzubeugen und ihre Sicherheit und Gesundheit zu schitzen, sol-
len die fur Arbeitsbedingungen geltenden Rechtsvorschriften klar definiert werden. Wesentli-
che Inhalte des Richtlinienvorschlags sind:

e Einfuhrung eines einheitlichen Zulassungsverfahrens fur Saisonarbeitnehmer aus Dritt-
staaten mit einer Verfahrensdauer von maximal 30 Tagen auf Grundlage gemeinsamer Zu-
lassungskriterien (u. a. Arbeitsvertrag oder verbindliches Beschéaftigungsangebot) und Ab-
lehnungsgriinde (v. a. nationale Arbeitsmarktprifung und Zulassungsquoten);
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e Schaffung eines neuen Aufenthaltstitels ,Aufenthaltserlaubnis Saisonarbeitnehmer®, der ab
einer Aufenthaltsdauer von mehr als drei Monaten zwingend zu erteilen ist;

o Festlegung der Hoéchstdauer fir Saisonarbeit auf sechs Monate pro Kalenderjahr, um zu
verhindern, dass regulére Arbeitsplatze durch Saisonarbeit ersetzt werden;

o Erteilung von multisaisonalen Aufenthaltstiteln fiir maximal drei Jahre bzw. Einfihrung ei-
nes erleichterten Wiedereinreiseverfahrens fiir aufeinanderfolgende Saisons;

¢ Regelungen zu den Arbeitsbedingungen und zur Gleichstellung von Saisonarbeithnehmern
mit inlandischen Beschaftigten bei bestimmten Rechten;

e Verpflichtung der Mitgliedstaaten zur Ubermittlung jahrlicher, detailliert aufgeschliisselter
statistischer Angaben zur Anzahl der nach der Richtlinie ausgestellten, verlangerten und
entzogenen Aufenthaltstitel.

Der Bundesrat begrif3te in seiner Stellungnahme vom 24.09.2010, die der Kommission direkt
Ubermittelt wurde, den Richtlinienvorschlag grundsétzlich, betonte aber die Kompetenz der
Mitgliedstaaten, den Zugang zu den dortigen Arbeitsméarkten zu regeln (BR-Drs. 442/10). Er
wies darauf hin, dass der nationale Rechtsrahmen fiir die saisonale Beschaftigung von Dritt-
staatsangehdrigen gut austariert und angemessen flexibel sei und allenfalls einer geringfiigi-
gen Nachjustierung bedurfe. Abgelehnt wurde der Vorschlag, wonach tber Antrage innerhalb
einer Frist von 30 Tagen zu entscheiden sei. Die Einfihrung eines erleichterten Wiedereinrei-
severfahrens wurde unter dem Aspekt der Missbrauchsvermeidung kritisch betrachtet. Zudem
wurde eine Klarstellung im normsetzenden Richtlinientext gefordert, wonach Aufenthaltstitel
nur im erteilenden Mitgliedstaat gelten und keinen Familiennachzug zulassen.

Die Kommission erwiderte die AuRerung des Bundesrats am 04.02.2011 (zu Drs. 442/10). Zur
30-Tage-Frist wies sie darauf hin, dass eine kurze Frist im Sinne der Attraktivitat der Regelung
unerlasslich sei, um es Arbeitgebern zu ermdglichen, mdéglichst rasch die bendtigten Arbeit-
nehmer einzustellen. Zur Kritik an den Vorschlagen betreffend multisaisonale Aufenthaltstitel
bzw. die erleichterte Wiedereinreise hob sie das dahinterstehende Konzept der zirkularen Mig-
ration hervor. Zur Visaerteilung wurde bekréftigt, dass der Richtlinienvorschlag den EU-Visa-
Aquis unberihrt lasse.

Der Richtlinienvorschlag wurde seit September 2010 federfihrend in der RAG Migration bera-
ten. Viele Regelungen stiel3en auf Kritik, etwa der abschlieRende Katalog von Zulassungskri-
terien und Versagungsgrinden, das unklare Verhaltnis zu den Visabestimmungen (v.a. Vi-
sakodex), die Hochstbeschéaftigungsdauer von sechs Monaten, die Zulassigkeit von Arbeitge-
berwechseln, die Verpflichtung zu multisaisonalen Aufenthaltstiteln bzw. zu einem vereinfach-
ten Wiedereinreiseverfahren, die Bearbeitungshdchstdauer von 30 Tagen und die zwingende
Vorgabe, ab einer Aufenthaltsdauer von drei Monaten Aufenthaltstitel zu erteilen. Deutschland
setzt sich schwerpunktmaRig dafur ein, die nationale Verfahrensautonomie zu wahren, auch
mit Blick auf eine etwaige Weiterentwicklung des Systems. Die Mitgliedstaaten sollen weiter-
hin das Recht haben, die Zuwanderung von Saisonarbeitskraften drittstaatsbezogen zu steu-
ern und fur bestimmte Berufe, Wirtschaftszweige oder Regionen mittels Kontingenten ganz
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auszuschlieBen. Das staatliche Vermittlungsmonopol der Arbeitsverwaltung soll durch eine
Optionsklausel abgesichert werden. Bei den Gleichbehandlungsrechten fordert die Bundesre-
gierung — aufgrund des zeitlich sehr begrenzten Aufenthalts von Saisonarbeitskraften — Aus-
nahmeregelungen fur Familienleistungen (Eltern- und Kindergeld) und den Rentenexport
(Prinzip der Gegenseitigkeit).

Nach schwierigen Verhandlungen mandatierte der AStV am 05.12.2012 den Vorsitz zur Auf-
nahme des Trilogs. Der Ratstext (Ratsdokument 16976/12) enthalt u.a. folgende Verhand-
lungsergebnisse:

e Saisonbeschaftigungsaufenthalte von bis zu drei Monaten fallen vollumfanglich unter den
Anwendungsbereich der Richtlinie (Art. 1). Damit wurde ein langer Streit dartiber beendet,
ob die im Richtlinienentwurf aufgestellten Zulassungsvoraussetzungen nur auf Saisonbe-
schéaftigungsaufenthalte von Uber drei Monaten angewendet werden sollen, um Rege-
lungskonflikte zum Visakodex und kompetenzrechtliche Bedenken zu vermeiden. Etwa die
Halfte der Mitgliedstaaten wollte Kurzaufenthalte unter drei Monaten ausschlie3lich nach
dem Visakodex und etwaigen nationalen Regelungen behandeln. Dieser Ansatz wurde von
der Kommission und der anderen Halfte der Mitgliedstaaten — darunter Deutschland — ab-
gelehnt, um den Mehrwert des EU-Rechtsaktes nicht insgesamt in Frage zu stellen (zwei
getrennte Regelungssysteme). Wahrend in der Sitzung des SCIFA am 11.09.2012 noch
keine Annaherung der beiden ,Lager gelang, setzten sich die Beflrworter einer Anwen-
dung auf Kurzaufenthalte im Oktober letztlich durch. Ihre Hauptargumente waren, dass der
Schengen-Aquis nicht die Austubung einer Erwerbstatigkeit regelt, ein wirksamer Schutz
vor Ausbeutung die Einbeziehung aller Saisonarbeitnehmer erfordert und zwei unterschied-
liche Verwaltungsverfahren zusatzliche Burokratie zur Folge héatten. Im AStV am
03.10.2012 stimmten alle Mitgliedstaaten — mit Ausnahme der Tschechischen Republik —
der Einbeziehung von Kurzaufenthalten grundsatzlich zu. Zuvor war der Juristische Dienst
des Rates in seinem Gutachten (Ratsdokument 14038/12) zum Ergebnis gelangt, dass die
Richtlinie auch insoweit auf Art. 79 Abs. 2 a und b AEUV gestitzt werden kénne. Fir die
Einreisebedingungen bei Kurzaufenthalten gilt der Schengen-Aquis (v.a. Visakodex).

e Der Rat befurwortete keine feste Hochstaufenthaltsdauer (Art. 11 Abs. 1), sondern will es
den Mitgliedstaaten Uberlassen, eine nationale Hochstfrist zwischen finf und neun Mona-
ten pro Zwoélf-Monats-Zeitraum zu bestimmen.

o Die Bearbeitungshdéchstfrist wurde auf 90 Tage nach Eingang des vollstandigen Antrags
verlangert (Art. 13 Abs. 1).

e Mitgliedstaaten kénnen entscheiden, Saisonarbeitnehmern vom Kreis der Anspruchsbe-
rechtigten fir Familienleistungen auszunehmen (Art. 16 Abs. 2). Dafir war Deutschland
nachdricklich eingetreten.

Der LIBE-Ausschuss des Europdischen Parlaments erteilte in einer Orientierungsabstimmung
am 25.04.2012 sein Mandat fiir den Trilog. Das Abstimmungsergebnis enth&lt 99 Anderungs-
antrage, darunter auch Vorschlage des beteiligten EMPL-Ausschusses. Hauptziel des Parla-
ments ist die Offnung der Richtlinie auf bereits in der EU aufhaltige Drittstaatsangehorige; fiir
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eine Ubergangsfrist soll dies sogar fiir Personen ohne rechtmafRigen Aufenthaltsstatus gelten.
Auf der anderen Seite fordert das Parlament einen stéarkeren Schutz der nationalen Arbeits-
markte. So soll vermieden werden, dass die Zahl der Saisonarbeitnenmer grél3er ist als dieje-
nige der Inlander, die eine Saisonbeschéftigung aufnehmen wollen. Nationale Zulassungsquo-
ten sollen nicht nur allgemein, sondern auch nur fur bestimmte Sektoren oder Regionen fest-
gelegt werden dirfen. Zudem will das Parlament die Verfahrens- und Informationsrechte der
Saisonarbeitnehmer starken, z.B. durch eine kiirzere Bearbeitungsfrist von nur 15 Tagen. Mit
einem effizienten System zur Uberwachung sollten geeignete und wirksame Kontrollverfahren
und Inspektionen bei Arbeitgebern durchgefuhrt werden.

Mehrere nationale Parlamente erhoben Subsidiaritatsriige gegen den Richtlinienvorschlag.
Die Kommission antwortete zu den wichtigsten, die Subsidiaritat betreffenden Punkten, mit
einer gesonderten Stellungnahme (vgl. Anlage zu Drs. 442/10).

Die praktische Relevanz der Richtlinie fiir Deutschland ist kurz- bis mittelfristig eher gering.
Deutschland gewinnt Saisonarbeitnehmer weitgehend aus den neuen Mitgliedstaaten der EU
und nicht aus Drittstaaten.

V. Visa, Aufenthaltstitel und Passe
1. Verordnungen
1.1 Visalistenverordnung

Verordnung (EG) Nr. 539/2001 des Rates vom 15. Méarz 2001 zur Aufstellung der Liste der
Drittlander, deren Staatsangehérige beim Uberschreiten der AuRengrenzen im Besitz eines
Visums sein missen, sowie der Liste der DrittlAnder, deren Staatsangehérige von dieser Vi-
sumpflicht befreit sind;

ABI L 81 vom 31.03.2001 S. 1 ff.

Verordnung (EG) Nr. 851/2005 des Rates vom 2. Juni 2005 zur Anderung der Verordnung
(EG) Nr. 539/2001 in Bezug auf den Gegenseitigkeitsmechanismus;
ABI L 141 vom 04.06.2005 S. 3 ff.

Die Visalistenverordnung legt die Drittstaaten fest, deren Birger bei der Einreise in die EU
von der Visumpflicht befreit sind (Liste Il — ,Positivliste”) bzw. Visa benétigen (Liste | — ,Nega-
tivliste). Die urspriingliche Verordnung sah zunachst vor, die Visapflicht fur Blrger eines
Drittstaats in allen EU-Staaten wieder einzufiihren, sofern dieser Staat die Visapflicht fur Br-
ger eines EU-Mitgliedstaats einfuihrt bzw. aufrechterhalt (Grundsatz der Reziprozitat).
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Dieser Ansatz wurde nach dem Beitritt der neuen Mitgliedstaaten zum 01.05.2004, deren
Burger vielfach noch in verschiedenen Staaten der Liste Il visapflichtig waren (v.a. in den
USA), vollends unrealistisch. Die Anderungsverordnung vom 02.06.2005 ermdglicht eine fle-
xible Vorgehensweise. Danach strebt die EU zwar weiter die Visabefreiung aller EU-Birger in
Staaten an, von deren Blrgern die EU keine Visa verlangt. Um dies zu erreichen, kommt
auch die Wiedereinfihrung der Visapflicht fur Birger dieser Drittstaaten in Betracht. Ein Au-
tomatismus ist aber nicht mehr vorgesehen, sondern zunéchst Verhandlungen der Kommis-
sion mit dem Drittstaat und anschliel3end ggf. Entscheidungen uber Mafinahmen. Hierlber
erstattet die Kommission jahrlich Bericht.

Inzwischen konnten mit den meisten Drittstaaten gegenseitige Befreiungen von der Visum-
pflicht erreicht werden. Auch in den Verhandlungen mit den USA konnten Fortschritte erzielt
werden. Ende 2008 wurden sieben weitere Mitgliedstaaten (Tschechische Republik, Estland,
Lettland, Litauen, Ungarn, Slowakei und Malta) in das Visa-Waiver-Programm (VWP) aufge-
nommen; am 05.04.2010 trat Griechenland hinzu. Die Visumspflicht gilt unverandert fur
Staatsangehorige Bulgariens, Polens, Ruméniens und Zyperns.

Kanada fuhrte im Juli 2009 fur Staatsangehdrige der Tschechischen Republik die Visums-
pflicht einseitig ein. Hintergrund war, dass Angehdérige der Roma tschechischer Staatsange-
horigkeit politisches Asyl beantragt hatten. Der Visastreit wurde mehrmals im JI-Rat behan-
delt. Kanada wurde aufgefordert, die Visumfreiheit so bald wie mdglich wieder einzufiihren.
Drastischere MafRnahmen, insbesondere die Wiedereinfiihrung der Visumpflicht fur kanadi-
sche Staatsangehdrige, wurden aber nicht beschlossen.

Die Kommission Uberpriift regelméaRig die Listen der visumpflichtigen bzw. visumfreien Dritt-
staaten. Fur die Uberprifung sind vor allem die Gefahr der illegalen Migration, die Dokumen-
tensicherheit, die Au3enbeziehungen der EU und Kriterien der regionalen Koharenz relevant.
Seit ihrem Inkrafttreten wurde die Verordnung bislang sechsmal dahingehend geéndert, dass
Drittstaaten in die Positivliste (ibernommen wurden. Seit 2006 wurden die folgenden Ande-
rungsverordnungen angenommen:

e Verordnung (EG) Nr. 1932/2006 des Rates vom 21. Dezember 2006;
ABI L 405 vom 30.12.2006 S. 23 ff; berichtigt ABI L 29 vom 03.02.2007 S. 10 ff.

Die Anderungsverordnung regelt die Einfuhrung der Visapflicht fur Burger Boliviens. Da-
neben ist die Visafreiheit fur die Burger von Antigua und Barbuda, Bahamas, Barbados,
Mauritius, Seychellen sowie St. Christoph und Nevis vorgesehen, sobald die EU mit die-
sen Landern ein Abkommen zur gegenseitigen Visabefreiung abgeschlossen hat. Zudem
werden Personen mit Fluchtlingsstatus, Staatenlose sowie Personen mit ungeklarter
Staatsangehdrigkeit, die in einem Mitgliedstaat aufhaltig und Inhaber eines von diesem
Mitgliedstaat ausgestellten Reisedokuments sind, von der Visumspflicht befreit. Das Glei-
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che gilt fir Schler, die Staatsangehdrige eines visumpflichtigen Drittstaates und in einem
Mitgliedstaat aufhaltig sind, wenn sie als Mitglied einer Schulergruppe in Begleitung einer
Lehrkraft an einer organisierten Reise teilnehmen.

e Verordnung (EG) Nr. 1244/2009 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 30.
November 2009;
ABI L 336 vom 18.12.2009 S. 1 ff.

Mit der auf der Tagung des JI-Rats am 30.11./01.12.2009 verabschiedeten Anderungs-
verordnung wurden die Burger Mazedoniens, Montenegros und Serbiens ab 19.12.2009
von der Visumpflicht befreit. Mit den flnf westlichen Balkanlandern Albanien, Bosnien und
Herzegowina, Mazedonien, Montenegro und Serbien waren bereits Anfang 2008 — als
erster Schritt zur Abschaffung der Visumpflicht — Visumerleichterungsabkommen in Kraft
getreten. Mit jedem der Lander wurden der Visumdialog eingeleitet und Fahrplane fir ei-
ne Visumliberalisierung erstellt. Die Kommission war zu dem Schluss gelangt, dass Ma-
zedonien alle, Montenegro und Serbien einen Grol3teil der Zielvorgaben ihrer Fahrplane
erfullt haben. Die Visabefreiung gilt nur fir Blrger dieser Staaten, die Inhaber biometri-
scher Reisepésse sind.

e Verordnung (EG)_Nr. 1244/2009 des Rates vom 24. November 2010;
ABI L 329 vom 14.12.2010 S. 1 ff.

Die Visabefreiung fur Blrger Albaniens sowie Bosnien und Herzegowinas, die biometri-
sche Reisepéasse besitzen, folgte mit Wirkung zum 15.12.2010. Nach Billigung des Euro-
paischen Parlaments nahm der Rat der Justiz- und Innenminister die Anderungsverord-
nung auf seiner Tagung am 08./09.11.2010 an. Angesichts des starken Anstiegs serbi-
scher und mazedonischer Asylantragsteller in ihren Landern hatten v.a. Deutschland,
Frankreich und die Niederlande Bedenken gegen die Visabefreiung angemeldet. Die
Kommission kiindigte einen Mechanismus an, um bei einem plétzlichen Zustrom Gegen-
mafnahmen bis hin zur Aussetzung der Visabefreiung ergreifen zu kénnen.

Die Kommission veroffentlichte am 05.09.2012 ihren Dritten Bericht tiber die Uberwa-
chung fur die Zeit nach der Visaliberalisierung fur die westlichen Balkanstaaten (Ratsdo-
kument 13273/12). Sie erachtet folgende MaRnahmen als notwendig: erweiterte Zusam-
menarbeit mit den Behorden der westlichen Balkanstaaten, Ermittlung von Schleusern
wie Reiseblros oder Transportunternehmen, verbesserte Kontrollen bei der Ausreise (in
den westlichen Balkanstaaten) und bei der Einreise (an den EU-Grenzen), zielgerichtete
Informations- und Sensibilisierungskampagnen und Unterstiitzung der Minderheiten in
den Herkunftsl&andern. Der Bericht wurde am 15.11.2012 im SCIFA erortert. Vorsitz und
Kommission informierten tber das Ergebnis des Ministertreffen am 05./06.11.2012 in Ti-
rana (gemeinsame Erklarung, Ratsdokument 15898/12). Deutschland berichtete Gber den
besorgniserregenden Zustrom von serbischen und mazedonischen Asylbewerbern und
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die ergriffenen Anstrengungen. Als Gegenmalfinahmen wurden eine rasche Verbesserung
der wirtschaftlichen und sozialen Situation der betroffenen Minderheiten in den Herkunfts-
landern und ein rasches Inkrafttreten der Visumschutzklausel (s.u.) gefordert.

e Verordnung (EU)_Nr. 1211/2010 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 15.
Dezember 2010;
ABI L 339 vom 22.12.2010 S. 6 ff.

Die Visumspflicht fir Burger Taiwans wurde im Januar 2011 aufgehoben. Mit der Ande-
rungsverordnung wurden zudem die Nordlichen Marianen aus der Negativliste der visum-
pflichtigen Staaten gestrichen. Die Blrger dieses Auliengebiets der USA besitzen US-
amerikanische Reisepasse und dirfen als US-Staatsbirger visumsfrei einreisen.

Vorschlag fiir_eine Verordnung des Europaischen Parlaments und des Rates zur Anderung
der Verordnung (EG)_Nr._ 539/2001 des Rates zur Aufstellung der Liste der Drittldnder, deren
Staatsangehdrige beim_Uberschreiten der AulRengrenzen im Besitz_eines Visums_sein miis-
sen, sowie der_Liste der Drittlander, deren Staatsangehdrige von dieser Visumpflicht befreit

KOM(2011) 290 endgultig; Ratsdokument 10834/11

Mit dem Anderungsentwurf vom 24.05.2011 soll die Visalistenverordnung u.a. um eine Vi-
sumschutzklausel erganzt werden. Hintergrund des Vorschlags war der starke Anstieg der
Asylzugangszahlen nach Aufhebung der Visapflicht fir Serbien, Montenegro und Mazedonien
u.a. in Deutschland. Ein in die gleiche Richtung zielender Vorsto3 Frankreichs und der Nie-
derlande vom Dezember 2010 fand im SCIFA am 08./09.02.2011 grof3e Zustimmung.

Die Schutzklausel soll eine sechsmonatige Aussetzung der Visafreiheit von Birgern auf der
Positivliste aufgefuhrter Drittstaaten ermdglichen, wenn eine Notlage dies erfordert. Eine Not-
lage im Sinne der Verordnung soll vorliegen, wenn es bei einem Vergleich der letzten sechs
Monate mit dem vorangegangenen Sechsmonatszeitraum in einem Mitgliedstaat zu einem
plotzlichen Anstieg der illegal Aufhaltigen, der Asylantragsteller oder der Anzahl abgelehnter
Ruckibernahmeersuchen eines visabefreiten Drittstaates kommt (jeweils Steigerung um min-
destens 50 %). Die Kommission soll Uber die Aussetzung im Komitologieverfahren (Prufver-
fahren) entscheiden. Vor Ablauf der Aussetzungsfrist ist ein Kommissionsbericht an das Euro-
paische Parlament und den Rat vorgesehen. Sofern die Kommission in der Folge vorschléagt,
die Visabefreiung fur den betroffenen Drittstaat durch Anderung der Verordnung riickgangig zu
machen, kann die Aussetzung um weitere neun Monate verlangert werden.

Der Bundesrat begrii3te am 08.07.2011 die Einfuhrung einer Visumschutzklausel, die eine
schnelle und flexible Méglichkeit biete, auf besonders belastende Entwicklungen zu reagieren
(BR-Drs. 311/11). Bei den Merkmalen zur Feststellung einer Notlage hielt der Bundesrat einen
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verbindlichen Zeitraum von sechs Monaten als zu lang bemessen. Die Bundesregierung wur-
de gebeten, sich fir eine Verklrzung der Frist auf drei Monate sowie eine Klarstellung, dass
diese im Einzelfall unterschritten werden kann, einzusetzen.

Der Vorschlag wurde seit Mai 2011 in der RAG Visa und auf allen weiteren Ratsebenen ver-
handelt. Der SCIFA befasste sich mit dem Verordnungsentwurf in den Sitzungen am 25.05.,
08.11. und 30.11./01.12.2011. Zur Visumschutzklausel billigte der JI-Rat am 13./14.12.2011
einen geanderten Wortlaut, der wesentliche Forderungen Deutschlands nach einem flexiblem
Mechanismus aufgreift. Der Schwellenwert von mindestens 50 % wird im Richtlinientext ge-
strichen und in einen neuen Erwagungsgrund 8b lUbernommen, allerdings erganzt um den
Zusatz, dass ein plétzlicher und relevanter Anstieg auch bei einem niedrigeren Wert vorliegen
kann. Auch die 3 %-Klausel betreffend die Asylanerkennungsquote, mit der die Auslosung des
Aussetzungsmechanismus bei problematischen Asylherkunftslandern ausgeschlossen werden
sollte, fallt weg. Schlie3lich wird auf Wunsch Deutschlands die maximale Anwendungsdauer
der Aussetzung von neun auf zwdélf Monate verlangert.

Trotz der Verstandigung Uber die Aussetzungsklausel im JI-Rat im Dezember 2012 gelang es
bislang nicht, eine Einigung tiber die Anderung der Verordnung zu erzielen. Die Verhandlun-
gen sind bei der Frage eines neuen Gegenseitigkeitsmechanismus fur den Fall der Wiederein-
fuhrung der Visumspflicht fur einen Mitgliedstaat durch einen visabefreiten Drittstaat festgefah-
ren. Die Kommission hatte den urspriinglichen Verordnungstext insoweit nur um die Beteili-
gung des Parlaments im Mitentscheidungsverfahren erganzen wollen. Im weiteren Verhand-
lungsverlauf entwickelte sich aber eine intensive Diskussion Uber die inhaltliche Novellierung
des Mechanismus. Hauptstreitpunkt ist das Verfahren fir die voriibergehende Aussetzung der
Visafreiheit gegeniber Drittstaaten, die die Visapflicht fir einen Mitgliedstaat wieder einfiihren.
Das Europaische Parlament, das eine gleichberechtigte Rolle einnehmen will, fordert delegier-
te Rechtsakte (Art. 290 AEUV). Eine zwischen Rat und Parlament im Dezember 2012 erzielte
Einigung wurde von der Kommission nicht akzeptiert. Das Instrument des delegierten Rechts-
aktes zur voriibergehenden Aussetzung der Visafreiheit lehnt sie kategorisch ab. Im Ubrigen
zeigte sie sich von der Wirksamkeit des vorgeschlagenen Mechanismus nicht tGiberzeugt. Ein
neuer Kompromissvorschlag des Vorsitzes, der keinen delegierten Rechtsakt mehr vorsah,
wurde bei den JI-Referenten am 01.02.2013 und 18.03.2013 diskutiert. Der Kompromissvor-
schlag enthalt einen dreimaligen Suspendierungsautomatismus, der nur durch eine Mehr-
heitsentscheidung des Rates verhindert werden konnte. Bis auf Deutschland und Frankreich
signalisierten alle Mitgliedstaaten Flexibilitat und drangten auf einen raschen Abschluss der
Verhandlungen. Deutschland &uRRerte erhebliche aul3enpolitische Bedenken gegen einen
dreimaligen Automatismus. Die Kommission bekraftigte ihre ablehnende Haltung. Sollten sich
der Rat mit dem Parlament darauf verstandigen, werde man auf eine einstimmige Entschei-
dung bestehen (vgl. Art. 294 Abs. 9 AEUV).

Der LIBE-Ausschuss des Europaischen Parlaments nahm am 08.04.2013 — trotz andauernder
Trilogverhandlungen — einen Bericht mit Anderungsantragen an. Darin bekréftigt das Parla-
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ment seinen Standpunkt, fur die voriibergehende Aussetzung der Visumfreiheit bei der Visum-
schutzklausel wie auch im Rahmen des Gegenseitigkeitsmechanismus delegierte Rechtsakte
vorzusehen.

Vorschlag_firr_eine Verordnung des Europaischen Parlaments_und_des Rates zur Anderung
der Verordnung (EG) Nr. 539/2001 zur Aufstellung der Liste der Drittlander, deren Staatsange-
hérige beim Uberschreiten der AuRengrenzen im Besitz eines Visums sein miissen, sowie der
Liste der Drittlander, deren Staatsangehorige von dieser Visumpflicht befreit sind;

KOM(2012) 650 endqultig; Ratsdokument 16016/12

Mit dem Anderungsvorschlag vom 07.11.2012 soll die Visumpflicht fiur Kurzaufenthalte fiir
Staatsangehdrige von Inselstaaten der Karibik (Dominica, Grenada, St. Lucia, St. Vincent, die
Grenadinen, Trinidad und Tobago) sowie Inselstaaten im Pazifik (Kiribati, die Marshallinseln,
Mikronesien, Nauru, Palau, Samoa, die Salomonen, Timor-Leste, Tonga, Tuvalu, Vanuatu)
aufgehoben werden. Britische Birger, die nicht Staatsangehdrige des Vereinigten Konigreichs
GrofRRbritannien und Nordirland im Sinne des Unionsrechts sind, sollen ebenfalls von der Vi-
sumpflicht befreit werden. Nach der Unabhéangigkeitserklarung vom Juli 2011 soll der Sudsu-
dan in die Negativliste aufgenommen werden.

In der RAG Visa am 22.02.2013 beflrworteten einige Mitgliedstaaten die zuséatzliche Aufnah-
me der Vereinigten Arabische Emirate in die Positivliste. Die Kommission will hierzu zunachst
eine Reaktion des Europaischen Parlaments abwarten.

Als erster Schritt auf dem Weg zur Visafreiheit wurden zuletzt Visaerleichterungsabkommen
mit ausgewdahlten Partnerlandern abgeschlossen. Die Abkommen enthalten die Mdglichkeit
der Ausstellung von Visa fur die mehrfache Einreise flr bestimmte Personengruppen (z.B.
Geschéftsleute, Studenten, Hochschulangehérige, Forscher) und Befreiungen oder Ermali-
gungen bei den Visumgebiihren. Die Visaerleichterungsabkommen werden mit Rickiber-
nahmeabkommen verbunden (vgl. hierzu Nr. VI. 5). Derzeit sind Abkommen mit Russland,
Moldau, der Ukraine und Georgien in Kraft. Die mit den funf westlichen Balkanlandern Albani-
en, Bosnien und Herzegowina, Mazedonien, Montenegro und Serbien Anfang 2008 in Kraft
getretenen Visaerleichterungsabkommen sind durch die Visabefreiung fur Inhaber biometri-
scher Passe gegenstandslos geworden. Weitere Abkommen sollen im Rahmen der Ostlichen
Partnerschaft mit Armenien, Aserbaidschan und Belarus sowie mit Kap Verde folgen. Im Ja-
nuar 2012 nahm die Kommission den Visadialog mit der Republik Kosovo auf. Mit dem Dialog

soll der Reformprozess positiv unterstitzt werden; Visaliberalisierungen erfordern aber noch
erhebliche Anstrengungen, inshesondere bei der Bekampfung der Organisierten Kriminalitat.
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1.2 Visakodex

Verordnung (EG) Nr. 810/2009 des Européaischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli
2009 uber einen Visakodex der Gemeinschaft (Visakodex);
ABI L 243 vom 15.09.2009 S. 1 ff.

Mit dem Visakodex wurden die bis dahin auf mehrere Rechtsakte verteilten Vorschriften tber

die Erteilung, Verlangerung und Aufhebung von Schengenvisa (Visa fur Kurzaufenthalte von

bis zu drei Monaten) und Visa fur den Flughafentransit zusammengefasst, konsolidiert sowie
in Teilbereichen inhaltlich erganzt. Der Schengen-Besitzstand im Bereich der Visumpolitik war

— einschlieB3lich der Gemeinsamen Konsularischen Instruktion (GKI) — mit dem Vertrag von

Amsterdam in den EU-Rechtsrahmen einbezogen worden. Visa fur langerfristige Aufenthalte

unterliegen weiterhin dem nationalen Recht. Zu den Neuerungen des Visakodex gehéren:

e Verkirzung der Antwortfristen im Verfahren der vorherigen Konsultation bei Visumsantra-
gen von Blrgern aus bestimmten Drittstaaten. Die Liste der konsultationspflichtigen Dritt-
staaten ist offentlich bekannt zu machen.

¢ Unterscheidung zwischen unzuldssigen und formlich abgelehnten Visumsantragen. Ab-
lehnungen sind unter Verwendung eines Standardformulars zu begrinden. Antragsteller,
deren Visumantrag abgelehnt wurde, steht ein Rechtsmittel zu.

e Erfassung der biometrischen Daten (Lichtbild, 10 Fingerabdriicke) und Festlegung der
hiervon befreiten Personenkategorien. Sammelvisa sind damit abgeschafft. Ebenfalls nicht
mehr erteilt werden Visa der Kategorien ,B“ (Durchreise) sowie ,D+C* (langerfristiger Auf-
enthalt mit schengenweiter Giltigkeit fur Kurzaufenthalte).

¢ Einfuhrung eines Rechtsrahmens fiir die Zusammenarbeit zwischen Auslandsvertretungen
der Mitgliedstaaten sowie mit externen Dienstleistungserbringern und gewerblichen Mitt-
lerorganisationen (z.B. Reiseveranstalter).

Der Bundesrat begriRte am 22.09.2006 die Zusammenfassung der Rechtsinstrumente zur
Erteilung von Schengen-Visa, da hierdurch die Ubersichtlichkeit und Transparenz fir Behor-
den wie Betroffene verbessert werde (BR-Drs. 536/06). Einzelne Vorschlage zur Weiterent-
wicklung der Rechtsvorschriften wurden kritisch bewertet.

Die Verordnung gilt unmittelbar seit dem 05.04.2010. Die Anpassung des deutschen Rechts
erfolgte mit dem Gesetz zur Umsetzung aufenthaltsrechtlicher Richtlinien der Européischen
Union und zur Anpassung nationaler Rechtsvorschriften an den EU-Visakodex vom 22.11.2011
(BGBI. I. S. 2258).

Um eine einheitliche Anwendung des Visakodex zu gewahrleisten, legte die Kommission am
19.03.2010 ein Handbuch fiir die Bearbeitung von Visumantragen und die Anderung von be-
reits erteilten Visa vor (K(2010) 1620 endg.). Das Handbuch enthalt praktische Anweisungen
(Leitlinien, bewahrte Verfahren und Empfehlungen) fur die Konsularbediensteten und die Be-
diensteten anderer Behorden, die fur die Prifung und Entscheidungen dber Visumantrage
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oder fur die Anderung erteilter Visa zustandig sind. Im Juni 2010 folgte ein Handbuch fur die
Organisation der Visumstellen und die Schengen-Zusammenarbeit vor Ort fur die fir diese
Bereiche zustandigen Dienststellen.

In ihrem Bericht vom 07.11.2012 Uber das Funktionieren der Schengen-Zusammenarbeit vor
Ort in den ersten beiden Jahren der Durchfiihrung des Visakodex konstatiert die Kommission,
dass der Rechtsrahmen flir eine strukturierte Schengen-Zusammenarbeit vor Ort sein Poten-
zial noch nicht voll habe entfalten konnen (KOM(2012) 648 endg.). Zur Verbesserung der Zu-
sammenarbeit werden zahlreiche operative Empfehlungen unterbreitet, insbesondere mit dem
Ziel, die Transparenz fur die Burger im Visumverfahren zu erhdhen.

Verordnung (EU) Nr. 154/2012 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 15. Februar
2012 zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 810/2009 vom 13. Juli 2009 iiber einen Visako-
dex der Gemeinschaft (Visakodex);

ABI L 58 vom 29.02.2012 S. 3 f.

Die Anderung dient der Klarstellung, dass die Befreiung von der Visumspflicht fir den Flugha-

fentransit auch fur Drittstaatsangehdrige qilt, die

e im Besitz eines Visums oder Aufenthaltstitels eines Mitgliedstaats sind, der die gemeinsa-
me Visumpolitik nicht vollstéandig anwendet;

e im Besitz eines glltigen Visums sind, wenn sie in den Drittstaat reisen, der das Visum er-
teilt hat, wenn sie in einen anderen Drittstaat reisen und wenn sie nach Inanspruchnahme
des Visums aus dem Drittstaat zurtickkehren, der das Visum erteilt hat.

Mitteilung der Kommission an den Rat und das Européaische Parlament: Belebung des Wachs-
tums in der EU durch Umsetzung und Weiterentwicklung der gemeinsamen Visumpolitik:
KOM (2012) 649 endqultig; Ratsdokument 16019/12

Mit ihrer Mitteilung vom 07.11.2012 will die Kommission die Debatte tber die wirtschaftlichen
Auswirkungen der Visumpolitik anstof3en; durch Steigerung der Touristenstréome soll das
Wachstum der EU-Wirtschaft gefordert werden. Hierzu sollen die Anwendung des Visakodex
optimiert und kinftige Anderungen der Visa-Regelungen diskutiert werden. Die Kommission
sieht folgende Verbesserungs- bzw. Vereinfachungsmdglichkeiten zugunsten von Bona-fide-
Reisenden: Straffung und Verkirzung der Verfahrens, eindeutige Definition des fir die Bear-
beitung zustandigen Konsulats, Vereinfachung von Antragsformular und geforderten Belegen,
Klarung der Bestimmungen Uber Befreiungen von der Visumsgebihr und der Vorschriften
Uber die Erteilung von Mehrfachvisa, Verbesserung von Organisation und Zusammenarbeit
der Konsulate, Intensivierung der Schengen-Zusammenarbeit vor Ort. Bei der Uberpriifung
der Landerlisten der Verordnung Nr. 539/2001 sollen nach den Vorstellungen der Kommission
kunftig wirtschaftliche Auswirkungen bericksichtigt werden.

Seite 80




Bericht des Landervertreters im Strategischen Ausschuss (SCIFA) 2012/2013 Seite 81

Die Mitteilung wurde in der RAG Visa am 27.11.2012 und 25.01.2013 diskutiert. Deutschland
will vor weiteren Reformen erst abwarten, wie sich die Auslagerung von Visaverfahren aus-
wirkt und wie die Moglichkeiten des Visakodex ausgenutzt werden.

1.3 Visa-Informationssystem (VIS)

Verordnung (EG) Nr. 767/2008 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 9. Juli
2008 uber das Visa-Informationssystem (VIS) und den Datenaustausch zwischen den Mit-
gliedstaaten tber Visa fir einen kurzfristigen Aufenthalt (VIS-Verordnung);

ABI L 218 vom 13.08.2008 S. 60 ff.

Beschluss 2008/633/JI des Rates vom 23. Juni 2008 tber den Zugang der benannten Behor-
den der Mitgliedstaaten und von Europol zum Visa-Informationssystem (VIS) fir Datenabfra-
gen zum Zwecke der Verhitung, Aufdeckung und Ermittlung terroristischer und sonstiger
schwerwiegender Straftaten;

ABI L 218 vom 13.08.2008 S. 129 ff.

Mit dem Visa-Informationssystem (VIS) wird ein System fiir den Austausch von Visa-Daten
zwischen den Mitgliedstaaten eingerichtet. Es besteht aus einem zentralen Informationssys-
tem, einer nationalen Schnittstelle, die eine Verbindung zu den nationalen zentralen Behor-
den herstellt, und aus einer Kommunikationsinfrastruktur zwischen dem zentralen Informati-
onssystem und den nationalen Schnittstellen.

Das VIS dient der verbesserten Umsetzung der gemeinsamen Visumpolitik und soll helfen,

o das Visumantragsverfahren zu vereinfachen;

e ,Visum-Shopping“ (Visummehrfachantrdge bei versch. Mitgliedstaaten) zu verhindern;

e Visumsbetrug zu bekampfen;

o Kontrollen an Auf3engrenziibergangsstellen und innerhalb der EU zu erleichtern;

e Personen zu identifizieren, die die Voraussetzungen fur die Einreise in einen Mitgliedstaat
oder den dortigen Aufenthalt nicht erftllen;

e die Dublin-Verordnung anzuwenden;

o Gefahren fur die innere Sicherheit zu verhiten.

Im VIS werden alphanumerische und biometrische (Gesichtsbild, Fingerabdriicke) Daten Uber
Schengen-Visumsantragsteller (Kurzaufenthalte bis zu drei Monaten) sowie Daten tber bean-
tragte, erteilte, abgelehnte, annullierte, aufgehobene und verlangerte Visa sowie Uber zurlick-
genommene Visaantrage fir maximal funf Jahre gespeichert. Zugang zum VIS haben die Vis-
umbehérden zur Eingabe, Anderung oder Loéschung von Daten. Daneben ist den Grenz-, Aus-
lander- und Asylbehtrden die Datenabfrage gestattet, sofern diese fir die Erfillung ihrer Auf-
gaben bendtigt werden.
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Den Polizei- und Strafverfolgungsbehérden sowie den Nachrichtendiensten wird durch den
VIS-Zugangsbeschluss vom 23.06.2008 die Abfrage zum Zweck der Verhitung, Aufdeckung
und Ermittlung terroristischer und sonstiger schwerwiegender Straftaten ermdglicht. Mit dem
VIS-Zugangsgesetz vom 06.05.2009 wurde der Ratsbeschluss in Bundesrecht umgesetzt
(BGBI. I S. 1034 ff.).

Der Bundesrat nahm zum urspriinglichen Kommissionsvorschlag vom 28.12.2004 mit Be-
schluss vom 18.02.2005 Stellung (BR-Drs. 25/05). Hinsichtlich des VIS-Zugangsbeschluss
vom 24.11.2005 forderte er am 10.02.2006 (BR-Drs. 871/05), den Zugriff der Sicherheitsbe-
hdrden in rechtlicher wie technischer Hinsicht praktikabel und nutzbar analog den Regelung
fur den Zugriff auf das AZR auszugestalten, keine zentralen Zugangsstellen zwischenzu-
schalten, den Zugriff auf samtliche im VIS gespeicherten biometrischen Daten zuzulassen
und sicherzustellen, dass auch die Verfassungsschutzbehdrden sowie die Staatsanwaltschaf-

ten als fur die innere Sicherheit zustandige Behdrden angesehen werden. Die am 02.09.2008

in Kraft getretenen Rechtsakte sehen u.a. vor:

e VIS-Daten — unter engen Voraussetzungen — zum Nachweis der Identitat eines Dritt-
staatsangehdrigen mit dem Zweck der Ruckfiihrung an Drittstaaten zu Ubermitteln. Dies
hatte das Europaische Parlament lange abgelehnt.

e Spatestens drei Jahre nach Inbetriebnahme des VIS sollen bei Kontrollen an allen Au-
Bengrenzibergdngen auch die Fingerabdriicke der Visainhaber tUberpruft werden.

e Die Sicherheitsbehtrden kénnen auf VIS-Daten zugreifen, wenn im Einzelfall berechtigte
Grinde zu der Annahme bestehen, dass die Abfrage erheblich zur Verhiitung, Aufde-
ckung oder Ermittlung terroristischer oder sonstiger schwerwiegender Straftaten beitragen
wird. Die Abfrage erfolgt mittels begriindeten Antrags Uber zentrale Zugangsstellen, tber
deren Zahl die Mitgliedstaaten entscheiden und die im Amtsblatt zu veréffentlichen sind.
Im Normalfall prifen die Zentralstellen das Vorliegen der Zugriffsvoraussetzungen vorab,
in Eilfallen kann die Prifung nachtraglich erfolgen.

Die insbesondere von Deutschland geforderte Ausgestaltung des VIS als EU-Warndatei
durch Speicherung von Missbrauchsfallen (z.B. zweckwidrige Verwendung des Visums oder
unberechtigter Aufenthalt nach Ablauf des Visums) wurde nicht realisiert. Falle, in denen die
einladende Person ihren Verpflichtungen nicht nachgekommen ist (z.B. keine Erstattung von
Krankheits- oder Unterkunftskosten), werden ebenfalls nicht gespeichert.

Nach mehrmaligen Verschiebungen infolge technischer Probleme startete der Betrieb des
VIS im Oktober 2011 in der Region Nordafrika (Agypten, Algerien, Libyen, Mauretanien, Ma-
rokko, Tunesien). Im Mai 2012 folgte die Region ,Naher Osten* (Israel, Jordanien, Libanon,
Syrien), im Oktober 2012 die Region ,Golf* (Afghanistan, Bahrein, Iran, Irak, Kuweit, Oman,
Katar, Saudi-Arabien, Vereinigte Arabische Emirate, Jemen). Von Marz bis November 2013
sollen die Regionen ,Westafrika“, ,Zentralafrika“, ,Ostafrika“, ,Sudafrika®, ,Slidamerika®“,
LZentralasien®, ,Sud-Ost-Asien” und ,Besetzte Palastinensergebiete” folgen. Die Reihenfolge
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und die dann noch ausstehenden Regionen werden derzeit beraten. Im SCIFA am
21.02.2013 bekraftigten einige Mitgliedstaaten, dass das VIS in den groRen Drittstaaten (z.B.
Russland, China, Indien) erst am Ende des weltweiten roll out eingeflhrt werden sollte.

Zur Agentur fur das Betriebsmanagement von IT-GroR3systemen siehe Nr. VII. 6.

1.4 Biometrische Identifikatoren; Bearbeitung von Visumantragen

Verordnung (EG) Nr. 390/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 23. April
2009 zur Anderung der Gemeinsamen Konsularischen Instruktion an die diplomatischen Mis-
sionen _und die konsularischen Vertretungen, die von Berufskonsularbeamten geleitet wer-
den, hinsichtlich der Aufnahme biometrischer_Identifikatoren einschlie3lich Bestimmungen
Uber die Organisation der Entgegennahme und Bearbeitung von Visumantragen;

ABI L 131 vom 28.05.2009 S. 1 ff.

Die Verordnung schafft die Rechtsgrundlage zur Erfassung biometrischer Identifikatoren von
Visumantragstellern (Gesichtsbild und zehn Fingerabdriicke) im Visa-Informationssystem
(VIS) und regelt die optionale Zusammenarbeit zwischen Mitgliedstaaten und externen
Dienstleistungserbringern bei der Organisation der konsularischen Dienste.

Der Rechtsrahmen sieht folgende moégliche Formen der Zusammenarbeit vor:

e Gemeinsame Unterbringung: Bedienstete bearbeiten die an ihren Mitgliedstaat gerichte-
ten Antrage (einschl. biometrischer Identifikatoren) in den Raumlichkeiten der Vertretung
eines anderen Mitgliedstaats unter Nutzung der dortigen technischen Ausstattung.

e Einrichtung gemeinsamer Antragsbearbeitungsstellen: Bedienstete eines oder mehrerer
Mitgliedstaaten teilen sich ein Gebaude, in dem die biometrischen Daten abgenommen
und die Visumantrage fir den jeweiligen Mitgliedstaat entgegen genommen werden.

e Zusammenarbeit mit externen Dienstleistungserbringern bzw. Inanspruchnahme von
Honorarkonsuln: Die Erfullung bestimmter Aufgaben kann Ubertragen werden, z.B. Er-
fassung der Daten und Antrage (einschl. biometrischer Identifikatoren), Gebiihreneinzug,
Terminvereinbarungen, Erteilung allgemeiner Informationen Uber die Voraussetzungen
der Visumbeantragung.

Fur die Bearbeitung von Visumantragen gilt:

e Fur den Visumsantrag ist ein harmonisierter Vordruck zu benutzen.

e Biometrische Identifikatoren: Erfasst werden ein Lichtbild und zehn Fingerabdriicke. Fol-
gende Personengruppen sind von der Pflicht zur Abgabe von Fingerabdriicken befreit:
Kinder unter zwolf Jahren; Personen, bei denen eine Abnahme von Fingerabdriicken
physisch unméglich ist; Staats- und Regierungschefs, Regierungsmitglieder und offiziell
von einer Regierung eingeladene Delegationsteilnehmer bzw. Monarchen.
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e Erstantrag: Antragsteller missen personlich erscheinen; dabei werden sogleich die bio-
metrischen Daten erhoben.

¢ Folgeantrag: Innerhalb von 59 Monaten nach dem Erstantrag ist personliches Erscheinen
nicht erforderlich (Reiseburoverfahren); nach diesem Zeitraum ist ein Folgeantrag als Er-
stantrag anzusehen.

Der Bundesrat nahm den zu Grunde liegenden Kommissionsvorschlag am 22.09.2006 zur
Kenntnis (BR-Drs. 417/06).

Die Verhandlungen mit dem Europaischen Parlament hatten vor allem die Altersgrenze fur
die Abnahme von Fingerabdricken und die Voraussetzungen bzw. Modalitdten fir die Zu-
sammenarbeit mit externen Dienstleistungserbringern zum Gegenstand. Die verabschiedete
Verordnung statuiert eine Pflicht zur Abgabe von Fingerabdriicken nicht schon ab dem 6.
Lebensjahr (so der urspriingliche Kommissionsvorschlag), sondern erst ab dem 12. Lebens-
jahr (siehe auch Nr. V. 1.2). Die Zusammenarbeit mit externen Dienstleistungserbringern darf
nur erfolgen, wenn sich aufgrund besonderer Umstande oder Gegebenheiten vor Ort, etwa
einer hohen Anzahl von Antragen oder zur geografischen Abdeckung des Drittstaats, andere
Formen der Zusammenarbeit als nicht geeignet erweisen. Auf Forderung des Parlaments
darf die von einem externen Dienstleistungserbringer erhobene zusatzliche Gebiihr maximal
die Halfte der normalen Visumsgebihr betragen. Zudem muss der beauftragte Private zur
Einhaltung der einschlagigen Datenschutzbestimmungen verpflichtet werden.

Bereits im April 2007 war im Rahmen eines Pilotprojekts die erste gemeinsame Visumantrag-
stelle in der Republik Moldau eréffnet worden.

Art. 2 der Verordnung (Berichterstattung) wurde durch den Visakodex aufgehoben (vgl. Art.
56 Abs. 2 Buchst. G Visakodex).

1.5 Gestaltung von Aufenthaltstiteln und Visa

Verordnung des Rates (EG) Nr. 380/2008 des Rates vom 18. April 2008 zur Anderung der
Verordnung (EG) Nr. 1030/2002 zur einheitlichen Gestaltung des Aufenthaltstitels fiir Dritt-
staatsangehdrige;

ABI L 115 vom 29.04.2008 S. 1 ff.

Die Kommission hatte bereits im September 2003 Vorschlage zur Anderung der Verordnun-
gen Nr. 1693/95 uber eine einheitliche Visagestaltung und Nr. 1030/2002 zur einheitlichen
Gestaltung des Aufenthaltstitels fur Drittstaatsangehdrige unterbreitet. Damit sollte die Um-
setzung der in diesen Verordnungen bereits enthaltenen Lichtbild-Bestimmungen von 2007
auf 2005 vorverlegt und die Mitgliedstaaten verpflichtet werden, biometrische Identifikatoren
in Visa und Aufenthaltstiteln von Drittstaatsangehorigen zu speichern. Im Rahmen der Festle-
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gung der technischen Spezifikationen wurde unerwartet festgestellt, dass die Speicherung
biometrischer Daten auf den Visumsmarken und Aufklebern technisch nicht méglich ist.

Daraufhin beschloss der Rat, auf die Speicherung biometrischer Daten in den Visa zu ver-
zichten und zur ldentifizierung eines Visuminhabers ausschlieBlich auf die Daten im Visa-
Informationssystem (VIS) zurlickzugreifen. Gleichzeitig sollte der Einsatz der Biometrie beim
Aufbau des VIS vorgezogen werden. Da die meisten Mitgliedstaaten inzwischen Lichtbilder in
die Visumsmarke selbst oder eine gesonderte Chipkarte einbezogen hatten, zog die Kom-
mission ihren Vorschlag zur Anderung der Verordnung Nr. 1683/95 zuriick.

Hinsichtlich der Gestaltung der Aufenthaltstitel legte die Kommission am 10.03.2006 einen
geadnderten Vorschlag vor, wonach Aufenthaltstitel kiinftig nicht mehr als Aufkleber in Reise-
dokumenten, sondern als eigenstandige Kartendokumente mit Chip zur Speicherung von
Gesichtsbild und Fingerabdricken ausgestellt werden. Der ,Artikel 6-Ausschuss® (gemaf Art.
6 der Verordnung (EG) Nr. 1683/95 des Rates vom 29.05.1995 Uber eine einheitliche Visum-
gestaltung eingesetzter Ausschuss) hatte zuvor festgestellt, dass es technisch mdglich ist,
die biometrischen Daten und ggf. weitere nationale Daten klar und sicher voneinander zu
trennen, unabhangig davon, ob sie auf einem oder zwei Chips gespeichert werden.

Die verbindliche Anwendung des Grundsatzes ,eine Person — ein Dokument” (eigenstandiger
Aufenthaltstitel unabhangig vom Alter, also auch fir Kinder) scheiterte am Widerstand Frank-
reichs und Belgiens. Als Kompromiss hebt die erlassene Anderungsverordnung zumindest in
ihren Erwagungsgriunden hervor, dass die groRe Mehrheit der Mitgliedstaaten den oben ge-
nannten Grundsatz bereits anwendet. Zudem wurde eine Protokollerklarung abgegeben, wo-
nach die Kommission bis Ende 2008 zur Frage der Auswirkungen der verpflichtenden Einflih-
rung des Grundsatzes auf die Ausstellung von Aufenthaltstiteln flr Minderjahrige — ggf. ver-
bunden mit Vorschlagen zur Anderung der Verordnung — berichten soll.

Die Vollzugsfristen fur die verbindliche Speicherung der biometrischen Daten endeten am
21.05.2011 (Gesichtsbild) bzw. 21.05.2012 (Fingerabdriicke). Die Umsetzung in Deutschland
erfolgte mit dem Gesetz zur Anpassung des deutschen Rechts an die Verordnung (EG) Nr.
380/2008 des Rates vom 18. April 2008 zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 1030/2002
zur einheitlichen Gestaltung des Aufenthaltstitels fir Drittstaatenangehérige vom 12. April
2011 (BGBI. I S. 610).

1.6 Sicherheitsmerkmale und biometrische Daten in Passen

Verordnung (EG) Nr. 2252/2004 des Rates vom 13. Dezember 2004 Uber Normen fir Si-
cherheitsmerkmale und biometrische Daten in von den Mitgliedsstaaten ausgestellten Pas-
sen und Reisedokumenten;

ABI L 385 vom 29.12.2004 S. 1 ff
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Verordnung (EG) Nr. 444/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 28. Mai
2009 zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 2252/2004 des Rates iiber Normen fiir Sicher-
heitsmerkmale und biometrische Daten in von den Mitgliedstaaten ausgestellten Passen und
Reisedokumenten;

ABI L 142 vom 06.06.2009 S. 1 ff.; berichtigt ABI L 188 vom 18.07.2009 S. 127

Die Verordnung vom 13.12.2004 statuiert héhere und einheitliche Sicherheitsstandards fur
Passe und Reisedokumente von EU-Blrgern zum Schutz vor Falschungen. Zugleich wird die
Aufnahme biometrischer ldentifikatoren (Gesichtsbild, Fingerabdriicke) festgelegt, um Passe
und Reisedokumente ihrem Inhaber eindeutig zuzuordnen und damit einer betriigerischen
Verwendung vorzubeugen. Alle von den Mitgliedstaaten ausgestellten Passe und Reisedo-
kumente mussen bestimmten Mindestanforderungen in Material, Maschinenlesbarkeit, Druck-
technik, Kopierschutz und Ausstelltechnik gentgen. Die Verordnung findet keine Anwendung
auf Personalausweise oder vorlaufige Passe und Reisedokumente mit einer Gultigkeitsdauer
von unter zwolf Monaten.

Mit der am 18.05.2009 angenommenen Anderungsverordnung werden Kinder unter zwolf
Jahren und Personen, bei denen eine Abnahme von Fingerabdriicken physisch unmdéglich ist,
von der Pflicht zur Abgabe befreit. Mit der vorlaufigen Festlegung der Altersgrenze auf zwolf
anstatt — wie von der Kommission vorgeschlagen — sechs Jahre wurde einer zentralen Forde-
rung des Europédischen Parlaments nachgegeben. Die Kommission hat spatestens am
26.06.2012 einen Bericht vorzulegen, in dem die Zuverlassigkeit und technische Durchflhr-
barkeit der Nutzung der Fingerabdriicke von Kindern unter zwolf Jahren zu ldentifizierungs-
und Uberpriifungszwecken untersucht wird. Diesem Bericht soll gegebenenfalls ein Vorschlag
zur Absenkung der Altersgrenze beigefligt werden.

Ferner wurde als ergéanzende Sicherheitsmafinahme und zur Gewahrleistung eines zuséatzli-
chen Kinderschutzes der Grundsatz ,eine Person — ein Pass® eingefuhrt. Die Verordnung
schafft keine Rechtsgrundlage fur die ausschlie3lich nationalem Recht unterliegende Einrich-
tung oder Unterhaltung von Datenbanken fur die Speicherung biometrischer Daten.

2. Entscheidungen

Entscheidung Nr. 895/2006/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni
2006 zur Einfihrung einer vereinfachten Regelung fir die Personenkontrollen an den Au-
Bengrenzen, die darauf beruht, dass die Tschechische Republik, Estland, Zypern, Lettland,
Litauen, Ungarn, Malta, Polen, Slowenien und die Slowakei bestimmte Dokumente fir die
Zwecke der Durchreise durch ihr Hoheitsgebiet einseitig als ihren nationalen Visa gleichwer-
tig anerkennen;

ABI L 167 vom 20.06.2006 S. 1 ff.
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Entscheidung Nr. 896/2006/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni
2006 zur_Einfuhrung einer vereinfachten Regelung fir die Personenkontrollen an den Au-
Rengrenzen, die darauf beruht, dass die Mitgliedstaaten bestimmte von der Schweiz und von
Liechtenstein_ausgestellte Aufenthaltserlaubnisse fir die Zwecke der Durchreise durch ihr
Hoheitsgebiet einseitig anerkennen;

ABI L 167 vom 20.06.2006 S. 8 ff.

Die Tschechische Republik, Zypern, Lettland, Ungarn, Malta, Polen, Slowenien und die Slo-
wakei erkennen von Schengen-Staaten und anderen neuen Mitgliedsstaaten ausgestellte
Visa und Aufenthaltstitel bei Personenkontrollen an den Auf3engrenzen zur Durchreise von
nicht mehr als finf Tagen an. Des Weiteren erkennen die Mitgliedstaaten (Ausnahme Est-
land, Litauen, Bulgarien und Rumanien) bestimmte von der Schweiz und Liechtenstein an
Drittstaatsangehdrige ausgestellte Aufenthaltstitel zur Durchreise von nicht mehr als finf Ta-
gen an. Diese Titel berechtigen damit zum entsprechenden visafreien Transit auch durch das
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland, nicht jedoch zum Kurzaufenthalt.

Entscheidung Nr. 582/2008/EG des Europdaischen Parlaments und des Rates vom 17. Juni
2008 zur Einfuhrung einer vereinfachten Regelung fir die Personenkontrollen an den Aul3en-
grenzen, die darauf beruhen, dass Bulgarien, Rumanien und Zypern bestimmte Dokumente
fur_die Zwecke der Durchreise durch ihr Hoheitsgebiet einseitiq als ihren nationalen Visa
gleichwertig anerkennen;

ABI L 161 vom 20.06.2008 S. 30 ff.

Entscheidung Nr. 586/2008/EG des Europdaischen Parlaments und des Rates vom 17. Juni
2008 zur Anderung der Entscheidung 896/2006/EG zur Einfiihrung einer vereinfachten Rege-
lung fur die Personenkontrollen an den AuRengrenzen, die darauf beruht, dass die Mitglied-
staaten bestimmte von der Schweiz und von Liechtenstein ausgestellte Aufenthaltserlaubnis-
se fir die Zwecke der Durchreise durch ihr Hoheitsgebiet einseitig anerkennen;

ABI L 162 vom 21.06.2008 S. 27 ff.

Die beiden Entscheidungen vom 17.06.2008 sind eine Reaktion auf den EU-Beitritt Bulgari-
ens und Rumaniens. Mit der Entscheidung Nr. 582/2008/EG wird es Bulgarien und Rumé&nien
gestattet, bestimmte Visa und Aufenthaltserlaubnisse, die von Mitgliedstaaten ausgestellt
wurden, die den Schengen-Besitzstand vollstandig umsetzen, oder dhnliche Dokumente von
Zypern, einseitig als ihren nationalen Visa gleichwertig anzuerkennen. Zudem wird Zypern
gestattet, von Bulgarien und Rumanien ausgestellte Visa und Aufenthaltserlaubnisse fir
Zwecke der Durchreise als seinen nationalen Visa gleichwertig anzuerkennen. Mit der Ent-
scheidung Nr. 586/2008/EG zur Anderung der Entscheidung 896/2006/EG erhalten Bulgarien
und Rumanien die Mdglichkeit, die von der Schweiz und Liechtenstein ausgestellten Aufent-
haltserlaubnisse fur Durchreisezwecke anzuerkennen.

Seite 87




Bericht des Landervertreters im Strategischen Ausschuss (SCIFA) 2012/2013 Seite 88

VI. Bekdmpfung der illegalen Einwanderung und Aul3engrenzschutz

1. Gesamtstrategie und politische Prioritaten

Prioritaten nach dem Vertrag vom Amsterdam

Die Verhinderung und Bekampfung illegaler Einwanderung sind innerhalb der Asyl- und Mig-
rationspolitik wesentliche Bestandteile des umfassenden Ansatzes der EU fir eine Steuerung
der Migrationsstrome. Nachdem die Kommission mit ihrer

Mitteilung vom 13. November 2001 an den Rat und das Europaische Parlament Uiber eine
gemeinsame Politik auf dem Gebiet der illegalen Einwanderung;
KOM(2001) 672 endquiltig; Ratsdokument 14239/01

vorrangige Handlungsfelder aufgezeigt hatte, nahm der JI-Rat am 28.02.2002 einen

Gesamtplan zur Bekampfung der illegalen Einwanderung und des Menschenhandels in der
Européischen Union an
ABI C 142 vom 14.06.2002 S. 23 ff.).

In dem Gesamtplan, mit dem ein allgemeiner und integrierter Ansatz fur alle Fragen im Zu-
sammenhang mit der illegalen Einwanderung und dem Menschenhandel festgelegt ist, wer-
den sieben Bereiche aufgezeigt, in denen Handlungsbedarf besteht: Visumpolitik, Informati-
onsaustausch und Analyse, MalBnhahmen im Grenzvorbereich, MaBnahmen zur Grenziber-
wachung, Ruckibernahme- und Ruickkehrpolitik, Europol und Sanktionen.

Griunbuch der Kommission vom 10. April 2002 Uber eine Gemeinschaftspolitik zur Rickkehr
illegal aufhaltiger Personen;
KOM(2002) 175 endgultig; Ratsdokument 8000/02

Das Grunbuch, das einen ,Grundriss fir eine kunftige Ruckkehrpolitik der Gemeinschaft®,

zeichnen soll, um eine Diskussion in Gang zu setzen, gliedert sich in drei Teile:

o Teil 1: Ruckkehr als fester Bestandteil einer umfassenden Einwanderungs- und Asylpolitik
der Gemeinschaft (u.a. effiziente Ruckfiuhrung illegal aufhaltiger Auslander, Vorrang frei-
williger Ruckkehr, Zusammenarbeit mit Herkunfts- und Transitlandern);

e Teil 2: Anndherung und verstéarkte Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten im Bereich Rick-
kehr (u.a. gemeinsame Normen flr Ausweisung, Abschiebungshaft und Abschiebung,
verbesserte operationelle Zusammenarbeit);

o Teil 3: Schritte zu einer gemeinsamen RuckUbernahmepolitik (u.a. Rickibernahmeab-
kommen, Rickibernahmeklauseln in Assoziierungs- und Kooperationsvertragen).
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Der Bundesrat unterstiitzte mit Beschluss vom 14.03.2003 die Bemihungen um eine ge-
meinsame Ruckkehrpolitik grundsatzlich, sah den Schwerpunkt aber in der Verbesserung der
praktischen Zusammenarbeit (BR-Drs. 139/03). Es wurde kein praktisches Bedirfnis fir ma-
teriell-rechtliche Regelungen in den Bereichen Ausweisung, Ausgestaltung der Vollstreckung
von Ruckfihrungsentscheidungen oder Abschiebungshaft gesehen. Diese Haltung wurde mit
Beschluss vom 26.09.2003 erganzt und bekraftigt (BR-Drs. 139/03).

Mitteilung der Kommission vom 19. Juli 2006 Uber politische Prioritdten bei der Bekampfung
der illegalen Einwanderung von Drittstaatsangehdérigen;
KOM(2006) 402 endqgliltig; Ratsdokument 11881/06

Anknlpfend an die Mitteilung vom 13.11.2001 berichtet die Kommission Uber die bisherige

Entwicklung und zeigt in einem umfassenden Ansatz vorrangige Bereiche auf:

e Zusammenarbeit mit Drittstaaten (Herkunfts- und Transitlander illegaler Migration); lang-
fristige Verbesserung der dortigen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Verhaltnisse.

e Sichere AuBengrenzen: Ausbau der Grenzkontrollen, Einfihrung biometrischer Techno-
logien, Diskussion der Einfuhrung eines gemeinsamen automatisierten Systems zur Re-
gistrierung von Drittstaatsangehorigen bei der Ein- und Ausreise.

e Menschenhandel in seiner gesamten Dimension erfassen und eindammen, die Nachfrage
verringern, die Strafverfolgung effizienter gestalten, die Opfer schitzen sowie fir ihre si-
chere Rickkehr und Wiedereingliederung sorgen.

e Rickkehrpolitik: Abschluss weiterer Rickiubernahmeabkommen, Rickfiihrungsrichtlinie
(siehe Nr. VI. 3.4), verstarkte Durchfiihrung von Sammelfliigen, Festlegung gemeinsamer
Ausbildungsstandards fur Bedienstete der Mitgliedstaaten.

e Verbesserung des Informationsaustauschs (z.B. bei ICOnet, ILOS).

e Einddmmung illegaler Beschaftigung, z.B. Prifpflichten Gber den aufenthaltsrechtlichen
Status und Sanktionen fiir Arbeitgeber (siehe Nr. VI. 3.5).

e Studie Uber die Auswirkungen nationaler Legalisierungen illegal aufhaltiger Drittstaatsan-
gehoriger; anschlieRende Debatte, ob auf EU-Ebene ein Rechtsrahmen bendtigt wird.

Der Bundesrat nahm zu der Mitteilung am 22.09.2006 Stellung (BR-Drs. 535/06).

Grenzschutzpaket der Kommission vom Februar 2008

Mitteilung der Kommission vom 13. Februar 2008 an das Européische Parlament, den Rat,
den Européaischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen —
Vorbereitung der nachsten Schritte fir die Grenzverwaltung in der Européischen Union;
KOM(2008) 69 endquiltig; Ratsdokument 6666/08

Seite 89




Bericht des Landervertreters im Strategischen Ausschuss (SCIFA) 2012/2013 Seite 90

Die Mitteilung enthalt Empfehlungen fur neue Instrumente, die Bestandteil der kiinftigen eu-

ropaischen Grenzverwaltungsstrategie sein konnten:

o Erleichterter Grenzulbertritt fir ,Bona Fide Reisende” (,Registered Travellers Programme
— RTP*): Angebot einer Vorabprifung fur Nicht-EU-Burger, um den Status ,registrierter
Reisender® zu erhalten, der eine vereinfachte und automatisierte Grenzkontrolle ermég-
licht. Vor der Einreise wére zumindest zu prifen: keine Verstdl3e gegen Visa- und Auf-
enthaltsbedingungen, Nachweis ausreichender Existenzmittel, biometrischer Reisepass.

e Automatische Grenzkontrollsysteme fir EU-Burger: Automatisierte Einreisekontrolle
(nicht: Sicherheitskontrolle an Flughafen) fir EU-Blrger mit elektronischem Pass.

o Einreise-/Ausreise-System EES) fur Drittstaatsangehdrige: Registrierung von Datum und
Ort der Ein- bzw. Ausreise von Drittstaatsangehérigen an den AuRengrenzen. Automati-
sche Warnmeldungen an nationale Behdrden, wenn die autorisierte Aufenthaltsdauer
Uberschritten wird (sog. ,Overstayer®).

e Elektronische Reisegenehmigung (,Electronic Travel Authority, ETA®): System fur nicht
visumspflichtige Drittstaatsangehdrige, die vor Reiseantritt einen elektronischen Antrag
stellen. Die Einreiseerlaubnis wird vor der Reise in die EU Uberprft. Die Beauftragung
einer Durchfihrbarkeitsstudie wurde in Aussicht gestellt. Anfang September 2009 fand an
den Grenziubergangsstellen ein einwdchiges Datenerhebungsprojekt statt.

Am 03./04.06.2010 nahm der JI-Rat Schlussfolgerungen tber die Erleichterung der Einreise
der Blrger der Europdaischen Union an den AulRengrenzen an (Ratsdokument 9873/10). Die
Mitgliedstaaten wurden ersucht, automatisierte und mdoglichst interoperable Grenzkontrollsys-
teme auf freiwilliger Basis starker zu nutzen.

Mitteilung der Kommission vom 13. Februar 2008 an das Europaische Parlament, den Rat,
den Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen —
Bericht lber die Evaluierung und kiinftige Entwicklung der Agentur FRONTEX;

KOM(2008) 67 endquiltiq; Ratsdokument 6664/08

Der Evaluierungsbericht wird unter Nr. VI. 3.4 (FRONTEX) dargestellt.

Mitteilung der Kommission vom 13. Februar 2008 an das Européische Parlament, den Rat,
den Europdaischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen —
Prifung der Schaffung eines Europaischen Grenzkontrollsystems (EUROSUR);

KOM(2008) 68 endgquiltig; Ratsdokument 6665/08

Das européaische Grenzuberwachungssystem (EUROSUR) soll die Mitgliedstaaten unterstit-
zen, die Zahl illegal einreisenden Drittstaatsangehdrigen zu verringern, indem ein vollstandi-
ges Situationsbewusstsein tUber die Lage an den Auliengrenzen entwickelt und die Reakti-
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onsfahigkeit der Grenzschutzbehorden verbessert wird. EUROSUR soll in drei Schritten er-

richtet werden:

o Phase 1: Vernetzung und Straffung bestehender nationaler Uberwachungssysteme.

e Phase 2: Verbesserung der technischen Ausstattung, etwa durch Satelliten oder unbe-
mannte Aufklarungsflugkérper.

e Phase 3: Einbindung aller sektoralen Systeme in ein Ubergeordnetes gemeinsames
Netzwerk zunachst fur den maritimen Bereich (Seegrenzen im Mittelmeer, bei den Kana-
rischen Inseln und im Schwarzen Meer). Die Zahl der illegalen Einwanderer und Todes-
opfer bei Einwanderungsversuchen Uber Mittelmeer und Atlantik soll gesenkt werden.

Der JI-Rat nahm auf seiner Tagung am 05./06.06.2008 Schlussfolgerungen zum Grenzschutz

an den Aul3engrenzen der Mitgliedstaaten der Europaischen Union an (Ratsdokument

9873/08). Diese behandeln — auf der Grundlage der Kommissionsmitteilungen vom

13.02.2008 — folgende Bereiche:

o kinftige Entwicklung von FRONTEX — kurz- und langfristigen Prioritaten;

o kinftige Herausforderungen fur den AuRengrenzschutz(Einreise-/Ausreisesystem, Regist-
rierungsprogramm fir Reisende, elektronische Reisebewilligungen (ETA);

o Europaisches Grenzkontrollsystem (EUROSUR).

Der Europaische Rat hob am 19./20.06.2008 die Wichtigkeit der Fortsetzung der Arbeit an
der Weiterentwicklung der integrierten Grenzschutzstrategie hervor. Die Weiterentwicklung
von FRONTEX sei zligig voranzutreiben, unter anderem auch durch eine verbesserte opera-
tive Koordinierung. Fir die Verbesserung des Schutzes der Aul3engrenzen sei verstarkt auf
neue Technologien zu setzen. Die Kommission wurde ersucht, bis Anfang 2010 Vorschlage
fur ein Einreise-/Ausreise- und Registrierungssystem fir Reisende vorzulegen.

Die Bekampfung der illegalen Einwanderung und die Starkung der Wirksamkeit der Grenz-
kontrollen bilden auch Schwerpunkthemen des vom Européischen Rat am 15./16.10.2008
angenommenen Europdaischen Paktes zu Einwanderung und Asyl (siehe Nr. IV. 1).

Das Europdische Parlament kritisierte in seiner Entschlieung vom 10.03.2009 zum Grenz-
schutzpaket der Kommission das Fehlen eines umfassenden Masterplans Uber Ziele und
Struktur der EU-Grenzverwaltungsstrategie. Die Notwendigkeit und Verhaltnismafigkeit der
geplanten MalRhahmen wurden in Anbetracht der hohen Kosten und der méglichen Risiken
beim Schutz personenbezogener Daten bezweifelt.

Bekampfung der illegalen Einwanderung im Mittelmeerraum (seit 2009)

Seit dem Jahr 2009 steht Bekdmpfung der illegalen Einwanderung im Mittelmeerraum im
Mittelpunkt der politischen Diskussion.
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Nach einem Gedankenaustausch der Justiz- und Innenminister Anfang Juni 2009 forderte der
Europdische Rat auf seiner Tagung am 18./19.06.2009 eine entschiedene europaische Reak-

tion, um die illegale Einwanderung an den sudlichen Seegrenzen beschleunigt und wirksam
zu bek&mpfen. Mitgliedstaaten, die einem besonderen und unverhaltnismafiigen Druck aus-
gesetzt sind, sollten durch freiwillige interne Umverteilung anerkannter Schutzberechtigter
entlastet werden. Die hierauf gerichteten Initiativen der Kommission — beginnend mit einem
Pilotprojekt fir Malta — wurden begrifit.

Am 21.09.2009 fand im JI-Rat eine Aussprache zu den MalRnahmen, die seit Annahme der
Ratsschlussfolgerungen vom Juni 2009 ergriffen wurden, statt. Der Européische Rat begrif3-
te in seinen Schlussfolgerungen vom 29./30.10.2009 die Fortschritte bei der Umsetzung der
im Juni beschlossenen MafRnahmen und rief dazu auf, weiterhin zu verhindern, dass es er-
neut zu tragischen Vorfallen auf See kommt. Die Mitgliedstaaten wurden aufgefordert, sich an
dem Pilotprojekt fur die freiwillige Umverteilung anerkannter Schutzberechtigter aus Malta zu
beteiligen. Auf seiner Tagung am 10./11.12.2009 betonte der Europaische Rat das Erforder-
nis, die illegale Migration (v.a. an der Sudgrenze der EU) zu verhuten, einzudammen und zu
bekdampfen, um glaubwirdige und nachhaltige Zuwanderungs- und Asylsysteme aufrecht-
erhalten zu kdnnen.

Auf seiner Tagung am 25./26.02.2010 nahm der JI-Rat auf Initiative Frankreichs Schlussfol-
gerungen Uber 29 MalRnahmen zur Starkung des Schutzes der Aul3engrenzen und zur Be-
k&mpfung der illegalen Einwanderung an (Ratsdokument 6435/10). Mit den Maflihahmen soll
ein System gegen illegale Einwanderung im Mittelmeerraum geschaffen werden. Als
Schwerpunkte werden insbesondere die Starkung der Grenzschutzagentur FRONTEX, die
Bekampfung von Schleusernetzen und Menschenhandel, der Ausbau des Européaischen Pat-
rouillennetzes (EPN) und der Dialog mit Herkunfts- und Transitlandern gefordert. Die Kom-
mission berichtete am 29.11.2010 uber die Umsetzung (Ratsdokument 17164/10).

Anlasslich der Umwalzungen in nordafrikanischen Nachbarstaaten (,Arabischer Fruhling“) und
die dadurch Anfang 2011 ausgeldsten Migrationsbewegungen im sidlichen Mittelmeerraum
befasste sich der Européische Rat mit der Steuerung der Migration in einem Gesamtkontext.

Die von der Kommission hierauf vorgeschlagenen MalRnahmenpakete (Mitteilungen vom 04.
und 24.05.2011 sowie 18.11.2011) und die wesentlichen Ergebnisse der Aussprachen im Eu-
ropaischen Rat und JI-Rat werden unter Nr. IV. 1 Gbergreifend dargestellit.

Der JI-Rat erorterte auf seiner Tagung am 22./23.09.2011 neue Tendenzen bei der illegalen
Einwanderung. Osterreich hatte iiber einen starken Anstieg von Aufgriffen illegal geschleuster
Einwanderer an seinen Grenzen berichtet. Eine Reihe von Mitgliedstaaten informierte tber
ahnliche Wahrnehmungen, in erster Linie aus Westbalkanstaaten. Am 08.11.2011 diskutierte
der SCIFA Haupttrends und Prioritéten fur weitere MaRnahmen; an der Sitzung nahmen ein
Vertreter des COSI und von FRONTEX teil. Das auf Grundlage der Aussprache und schriftli-
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cher Beitrage erarbeitete Diskussionspapier wurde beim SCIFA am 30.11./01.12.2011 vorge-
stellt und im JI-Rat 13./14.12.2011 diskutiert (Ratsdokument 18302/11).

EU-Aktion gegen Migrationsdruck — Eine strategische Antwort ‘

Der JI-Rat nahm am 26./27.04.2012 den vom danischen Vorsitz erarbeiteten Aktionsplan ,EU-
Aktion gegen Migrationsdruck — Eine strategische Antwort an (Ratsdokument 8714/12). Der
Aktionsplan enthélt eine nicht erschopfende Liste strategischer Prioritatsbereiche mit Mal3-
nahmenvorschlagen, wie auf aktuelle Herausforderungen im Bereich der illegalen Migration
reagiert werden soll. Mit der Ausarbeitung des Papiers waren der SCIFA, die RAG Riuckfih-
rung und die HLWG befasst. Im SCIFA wurden als strategische Prioritaten insbesondere die
Ertlichtigung der Grenzsicherung an der griechisch-tirkischen Au3engrenze, die Gegensteue-
rung des Missbrauchs von Visafreiheit (Westbalkan) und Vorkehrungen gegen den Miss-
brauch der Freizigigkeit fir Familienangehorige von Unionsbirgern (z.B. Scheinehen) be-
nannt. Die Kommission erneuerte ihre Forderung, legale Migrationskanéle fur Drittstaatsange-
hdrige als Anreiz fur die Zusammenarbeit der Drittstaaten auszubauen.

Die Umsetzung des Aktionsplans war Gegenstand aller SCIFA-Sitzungen im Berichtszeitraum.
Zahlreiche Mitgliedstaaten erklarten ihre Bereitschaft, die im Wesentlichen koordinierende
Funktion eines ,Schutzengels® fur bestimmte Bereiche zu Ubernehmen. Deutschland nimmt
diese Funktion — gemeinsam mit anderen Mitgliedstaaten — im Bereich ,Gewahrleistung und
Schutz der Freizugigkeit durch Verhinderung des Missbrauchs durch Drittstaatsangehdrige®
wahr. Die Kommission sieht das Konzept der ,Schutzengel* mit Blick auf den institutionellen
Rahmen kritisch.

Nach Vorberatung im SCIFA am 09.10.2012 nahm der JI-Rat am 25./26.10.2012 die halbjahr-
liche Aktualisierung des Aktionsplans an (Ratsdokument 15071/12). Am 15.11.2012 befasst
sich der SCIFA mit der Umsetzung des Prioritatsbereichs VI (verstarkte Steuerung der Migra-
tion einschlielich Zusammenarbeit bei Rickfuhrungspraktiken). FRONTEX und EASO be-
richteten Uber ihre Aktivitdten; Danemark problematisierte fehlende Identitatskontrollen der
Fluggesellschaften bei Schengen-Binnenfligen. In den Sitzungen am 28./29.01.2013 und
21.02.2013 wurde der methodische Ansatz des Vorsitzes gebilligt, der u.a. die Einrichtung
einer koordinierenden Kontaktstelle beim Vorsitz vorsieht. Bei der thematischen Diskussion
zur Prioritat IV (Bekampfung des Missbrauchs legaler Migrationskanéle) berichteten Slowe-
nien, Belgien und die Schweiz zu verschiedenen Aktivitaten, schwerpunktmafiig die Verhinde-
rung von Migrationsstrémen aus visabefreiten Westbalkanstaaten. Beim SCIFA am
09.04.2013 fand eine thematische Diskussion zu Prioritat V (Gewéhrleistung und Schutz der
Freizugigkeit durch Verhinderung des Missbrauchs durch Drittstaatsangehdrige) mit dem
Schwerpunkt der Dokumentenfélschung statt. Die ,Schutzengel“ (AUT, NLD, GBR, DEU) so-
wie FRONTEX und EUROPOL stellten Problembereiche und mdgliche Lésungsansatze vor.
Deutschland trat fur eine Verbesserung der Dokumentensicherheit bei Quelldokumenten (z.B.
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Geburts- und Heiratsurkunden) ein und regte einheitliche Sicherheitsstandards an. Die Kom-
mission bewertete dies im Hinblick auf tiber 3.000 unterschiedliche Dokumentenarten kritisch.

2. Richtlinien
2.1 Zusammenarbeit bei der Rickfihrung
Richtlinie 2001/40/EG des Rates vom 28. Mai 2001 Uber die gegenseitige Anerkennung von

Entscheidungen Uber die Ruckflihrung von Drittstaatsangehérigen;
ABI L 149 vom 02.06.2001 S. 34 ff.

Entscheidung des Rates vom 23. Februar 2004 zur Festlequng der Kriterien und praktischen
Einzelheiten zum Ausgleich finanzieller Ungleichgewichte aufgrund der Anwendung der Richt-
linie 2001/40/EG uber die gegenseitige Anerkennung von Entscheidungen tiber die Ruckfiih-
rung von Drittstaatsangehdrigen (2004/191/EG);

ABI L 60 vom 27.02.2004 S. 55 ff.

Die Richtlinie sieht die wechselseitige Vollstreckbarkeit bestimmter Rickfihrungsentschei-
dungen der Mitgliedstaaten vor. Gegenstand sind nur Entscheidungen, die auf Grundlage
einer schwerwiegenden und akuten Gefahr fir die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung oder
die nationale Sicherheit ergehen oder mit einem Verstol3 gegen Einreise- oder Aufenthaltsbe-
stimmungen begrindet werden. Ein Verfahren, das eine systematische gegenseitige Informa-
tion der Mitgliedstaaten untereinander regeln wirde, ist nicht vorgesehen. Finanzielle Un-
gleichgewichte, die durch die Anwendung der Richtlinie zwischen den Mitgliedstaaten entste-
hen, sollen ausgeglichen werden. Die diesbezligliche Ratsentscheidung sieht hierzu vor,
dass der Staat, der die Ruckfihrungsentscheidung getroffen hat, gegeniiber dem Vollstre-
ckungsstaat die Rickflihrungskosten Gbernimmt.

Die Richtlinie wurde in Art. 1 des Zuwanderungsgesetzes vom 30.07.2004 (BGBI. | S. 1950)
bericksichtigt.

2.2 Opferschutzrichtlinie

Richtlinie 2004/81/EG des Rates vom 29. April 2004 Uber die Erteilung von Aufenthaltstiteln
fur Drittstaatsangehérige, die Opfer des Menschenhandels sind oder denen Beihilfe zur ille-
galen Einwanderung geleistet wurde und die mit den zustandigen Behdrden kooperieren;

ABI L 261 vom 06.08.2004 S. 19 ff.

Opfer von Menschenhandel, deren Aufenthalt im Mitgliedstaat fur Ermittlungs- oder Gerichts-
verfahren hilfreich sein kann, sollen einen Aufenthaltstitel flir mindestens sechs Monate erhal-
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ten, sofern sie sich eindeutig zur Zusammenarbeit bereit erklaren, alle Verbindungen zu den
mutmalflichen Menschenhandlern abgebrochen haben und die innere Sicherheit oder die
offentlichen Ordnung nicht entgegensteht. Der Aufenthaltstitel kann verlangert und bei Weg-
fall der Voraussetzungen jederzeit entzogen werden. Die Mitgliedstaaten konnen die Regeln
auch auf illegal eingeschleuste Personen anwenden und legen Vorschriften fest, nach denen
den Betroffenen Zugang zum Arbeitsmarkt gewahrt wird.

Ziel der Richtlinie ist, zur Bekampfung von illegaler Einwanderung, Schleusung und Men-
schenhandel beizutragen und zuséatzliche Informationen tber Menschenhandler- und Schleu-
sernetze zu erhalten. Das Europdische Parlament hatte sich fir gro3ziigigere Regeln ausge-
sprochen; demgegeniber hielt der Bundesrat die Richtlinie fir nicht erforderlich (Beschluss
vom 26.09.2003, BR-Drs. 770/03).

Die Umsetzung der Richtlinie in Deutschland erfolgte durch das Gesetz zur Umsetzung auf-
enthalts- und asylrechtlicher Richtlinien der Europaischen Union vom 19.08.2007 (Richtli-
nienumsetzungsgesetz), BGBI. | S. 1970.

In ihrem Bericht vom 15.10.2010 zur Anwendung der Richtlinie stellt die Kommission fest,
dass die verfugbaren Zahlen keine umfassende Bewertung der Wirksamkeit der Richtlinie
zulieRen (KOM(2010) 493 endg.). Zur Verbesserung des Opferschutzes werde eine Anderung
der Richtlinie erwogen, wonach ein befristeter Aufenthaltstitel nicht nur als Gegenleistung fir
die Zusammenarbeit mit den Strafverfolgungsbehérden, sondern auf Grundlage der individuel-
len Schutzbediirftigkeit des Opfers erteilt werden soll. Als weitere Anderungen werden die
Festlegung einer bestimmten Dauer fur die den Opfern zu gewahrende Bedenkzeit sowie er-
weiterte Informationspflichten zugunsten der Opfer in Betracht gezogen.

Beim SCIFA am 08./09.02.2011 stellte die Kommission mégliche Anderungen der Opfer-
schutzrichtlinie zur Diskussion (Ratsdokument 6011/1/11). Vorgeschlagen wurde, die Koopera-
tion des Opfers mit den zustdndigen Behdrden nicht mehr als notwendige Bedingung fur die
Erteilung eines befristeten Aufenthaltstitels zu verlangen. Als weitere Anderung wurde erwo-
gen, die den Opfern zu gewahrende Bedenkzeit zu vereinheitlichen. Beide Anderungsvor-
schlage fanden nur wenig Zuspruch.

Aktuell wird die Anwendung der Richtlinie mittels eines Fragebogens evaluiert. Zu diesem

Zweck beauftragte die Kommission ein Beratungsunternehmen mit Sitz in Brissel. Die Bun-
desregierung Ubermittelte ihre Antwort im Marz 2013.

2.3 Mitteilungspflichten fur Beférderungsunternehmer

Richtlinie 2004/82/EG des Rates vom 29. April 2004 Uber die Verpflichtung von Beférde-
rungsunternehmen, Angaben uUber die beférderten Personen zu ibermitteln (soq. API-
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Richtlinie);
ABI L 261 vom 06.08.2004 S. 24 ff.

Nach der Richtlinie missen die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass Luftfahrtunternehmen be-
stimmte Daten von Passagieren, die aus Drittstaaten einreisen, der Grenzschutzbehérde auf
Anforderung vor dem Abflug Ubermitteln. Damit sollen die Grenzkontrollen verbessert und die
illegale Einwanderung bekampft werden. Gefordert werden neun Einzelangaben, sog. API-
Daten (Advanced Passenger Information), die aus dem maschinenlesbaren Teil des Reise-
passes zu entnehmen sind. Die Daten sind im Regelfall innerhalb von 24 Stunden zu 16-
schen. Sie kdnnen nach nationalem Recht zur Strafverfolgung verwendet werden.

Die Richtlinie wurde in Deutschland durch das Dritte Gesetz zur Anderung des Bundespoli-
zeigesetzes vom 22.12.2007 (BGBI. |, S. 3214) umgesetzt.

Vorschlag fir _eine Richtlinie des Europaischen Parlaments und des Rates uber die Verwen-
dung_von_Fluggastdatensatzen zu Zwecken der Verhitung, Aufdeckung, Aufklarung_und
strafrechtlichen Verfolgung von terroristischen Straftaten und schwerer Kriminalitét;
KOM(2011) 32 endgquiltig; Ratsdokument 6007/11

Am 02.02.2011 legte die Kommission einen Richtlinienvorschlag tber die Verwendung von
Fluggastdatensatzen (PNR-Daten) zur Bekampfung von Terrorismus und schwerer Kriminalit&t
vor. PNR-Daten (Passenger Name Record) sind nicht Uberprifte Angaben von Fluggasten, die
Fluggesellschaften in ihren Buchungs- und Abfertigungssystemen fir eigene geschatftliche
Zwecke erfassen (z.B. Reisedaten, Reiseroute, Flugscheininformationen, Kontaktangaben,
ausstellendes Reiseburo, Kreditkartenangaben, Sitznummer, Gepéackangaben).

Ein fruherer Vorschlag vom November 2007 war zuné&chst nicht weiterverfolgt worden, nach-
dem der unzureichende Schutz personenbezogener Daten insbesondere im Europaischen
Parlament beméangelt worden war. Auch der Bundesrat hatte mit Beschluss vom 15.02.2008
die Auffassung vertreten, dass der Vorschlag das Gleichgewicht zwischen der Wahrung der
Freiheitsrechte und dem Schutz der 6ffentlichen Sicherheit und Ordnung nicht ausreichend
herstelle (BR-Drs. 826/07). Mit Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon wurde dieser Vor-
schlag (Rahmenbeschluss) hinfallig. Nach dem Anschlagsversuch an Bord eines Fluges von
Amsterdam nach Detroit im Dezember 2009 sprach sich die Mehrheit der Justiz- und Innen-
minister im Januar 2010 fur die Neuvorlage eines Uberarbeiteten Richtlinienentwurfs aus.

Mit der Richtlinie sollen Fluggesellschaften verpflichtet werden, die in ihren Buchungssyste-
men erfassten Fluggastdaten bei internationalen Fliigen an eine Zentralstelle der Mitgliedstaa-
ten zu Ubermitteln. Das PNR-System soll dezentral aufgebaut werden (nationale Datenban-
ken). Die Mitgliedstaaten kénnen die Daten zur Verhitung, Aufdeckung, Aufklarung und straf-
rechtlichen Verfolgung von terroristischen Straftaten oder schwerer Kriminalitédt auswerten und
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speichern. Die geplante Speicherfrist betragt offen 30 Tage und anschlieRend anonymisiert
funf Jahre mit der Moglichkeit, in bestimmten Fallen die Klardaten wieder herzustellen. Natio-
nale Datenschutzbehérden sollen eine Beratungs- und Kontrollfunktion ausiben.

Der Bundesrat hielt seine zum Vorentwurf gedulRerten Bedenken — trotz erheblicher Nachbes-
serungen — in seiner Stellungnahme vom 18.03.2011 aufrecht (BR-Drs. 73/11). Der Richtli-
nienvorschlag setze falsche Akzente, insbesondere sei der Mehrwert einer anlassunabhangi-
gen Speicherung von PNR-Daten nicht nachgewiesen. Die vorgesehenen Speicherfristen sei-
en unverhaltnismafig lang; die Re-ldentifizierung miusse auf das unabweisbar erforderliche
Malf3 begrenzt werden.

Der Richtlinienentwurf wird seit Marz 2011 in der RAG Allgemeine Angelegenheiten beraten.
Die Justiz- und Innenminister befiirworteten auf ihrer Tagung am 11./12.042011 mehrheitlich
die Einbeziehung EU-interner Flige in den Anwendungsbereich der Richtlinie. Der Juristische
Dienst des Rates unterbreitete im April 2011 ein kritisches Gutachten zur Vereinbarkeit des
Kommissionsvorschlags mit dem Recht auf Achtung des Privatlebens und dem Recht auf
Schutz personenbezogener Daten (Ratsdokument 8850/11). Bei der Tagung des JI-Rats am
26./27.04.2012 unterstitzte die Mehrheit die optionale Einbeziehung innereuropaischer Flige
bzw. ausgewahlter EU-Flige zumindest als Ausgangsbasis flir die Aufnahme der Verhandlun-
gen mit dem Europaischen Parlament. Die vom Vorsitz als Kompromiss vorgeschlagene zwei-
jahrige Speicherdauer fir Klardaten wurde von einigen Mitgliedstaaten als datenschutzrecht-
lich problematisch erachtet.

2.4 Ruckfuhrungsrichtlinie

Richtlinie 2008/115/EG des Europdischen Parlaments und des Rates iber gemeinsame
Normen und Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Rickfihrung illegal aufhaltiger Drittstaats-
angehdriger (sog. Ruckfuhrungsrichtlinie);

ABI L Nr. 348 vom 24.12.2008 S. 98 ff.

Die Richtlinie, die als erster Rechtsakt der Einwanderungspolitik im Mitentscheidungsverfah-
ren verabschiedet wurde, ist auf die Harmonisierung der Ruckkehrpolitik in den Mitgliedstaa-
ten gerichtet. Ziel der Richtlinie ist es, klare, transparente und faire gemeinsame Mindest-
standards zur Ruckfuhrung aufzustellen, insbesondere zum Einsatz von Zwangsmafnah-
men, zur vorlaufigen Gewahrsamnahme und zur Wiedereinreise von Personen, die sich ille-
gal in einem Mitgliedstaat aufhalten und Staatsangehdrige eines Drittstaates sind.

Der Bundesrat nahm mit Beschluss vom 25.11.2005 kritisch Stellung (BR-Drs. 705/05). Zwar
wurde begriif3t, dass die Kommission eine wirkungsvolle Riickfiihrungspolitik als notwendigen
Bestandteil einer durchdachten und glaubwirdigen Migrationspolitik betrachtet. Allerdings
stellte der Bundesrat fest, dass der Vorschlag dieser Mal3gabe in weiten Teilen nicht entspre-
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che, sondern vielmehr geeignet sei, Ruckfihrungen zu erschweren, zu verzdgern, zu ver-
komplizieren oder gar unmoglich zu machen. Geriigt wurde die einseitige Uberbetonung der
Interessen illegal Aufhéltiger, die bereits mangelnde Rechtstreue unter Beweis gestellt hatten.
Der Bundesrat kritisierte zudem den primaren Ansatz, die Rickfiihrungspolitik mit gemeinsa-
men Normen zu optimieren; die diesbeziglichen Anstrengungen mussten stattdessen auf
eine Verstarkung der operationellen Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und mit
Herkunfts- und Transitregionen gerichtet sein.

Die intensiven Verhandlungen im Rat dauerten knapp 3 Jahre. Die Bundesregierung und die
Regierungen der meisten weiteren Mitgliedstaaten bewerteten den Kommissionsvorschlag
vom September 2005 als zu groRzigig, weil den einzelstaatlichen Interessen nach wirksa-
men Ruckfuhrungen von illegal aufhaltigen Drittstaatsangehorigen nicht hinreichend Rech-
nung getragen werde. Demgegeniber erschien er Mitgliedern des Européischen Parlaments
und Vertretern von NGO als zu restriktiv. In Anbetracht dessen mussten grof3e Anstrengun-
gen zur Herstellung gemeinsamer Positionen unternommen werden. Die endglltige Richtlinie
enthélt infolgedessen gegentiber dem urspriinglichen Kommissionsvorschlag in allen wesent-
lichen Regelungsbereichen deutliche Abmilderungen bzw. Anderungen.

Die Umsetzung in Deutschland erfolgte durch das Gesetz zur Umsetzung aufenthaltsrechtli-
cher Richtlinien der Europédischen Union und zur Anpassung des EU-Visakodex vom
22.11.2011 (BGBI I. S. 2258). Da das Aufenthaltsgesetz einen Grof3teil der Richtlinienvorga-
ben bereits erfillte, waren nur punktuelle Anderungen notwendig. Die Ruickfihrungsrichtlinie
geht im Grundsatz davon aus, dass gegen alle ausreisepflichtigen Auslander eine sog. Rlck-
kehrentscheidung erlassen wird. Diese unterliegt bestimmten Form- und Verfahrensgarantien
(z.B. Schriftform, Rechtsbehelfsbelehrung, Ubersetzung, Ausreisefrist). Das Aufenthaltsgesetz
kennt eine derartige ,Ruckkehrentscheidung” nicht. Die Ausreisepflicht kann nicht nur durch
Verwaltungsakt, sondern auch kraft Gesetzes entstehen. Der Bundesgesetzgeber hat sich
entschieden, diese Unterscheidung beizubehalten und die Richtlinie durch punktuelle Ande-
rungen innerhalb der bewahrten Systematik umzusetzen. Wird die Ausreisepflicht durch Ver-
waltungsakt begrindet, stellt dieser die ,Rickkehrentscheidung” im Sinne der Richtlinie dar.
Entsteht die Ausreisepflicht kraft Gesetzes, ubernimmt die Abschiebungsandrohung die Funk-
tion der ,Rickkehrentscheidung®. Auch die Grundkonzeption, dass das Einreise- und Aufent-
haltsverbot nach Ausweisungen und Abschiebungen kraft Gesetzes — d.h. ohne gesonderte
behoérdliche Androhung — entsteht und nur auf Antrag befristet wird, blieb unveréndert. Die
Dauer des Einreiseverbots betrdgt nun aber maximal finf Jahre, es sei denn der Ausl&nder
wurde aufgrund einer strafrechtlichen Verurteilung ausgewiesen oder geféhrdet schwerwie-
gend die offentliche Sicherheit und Ordnung.
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2.5 Sanktionsrichtlinie

Richtlinie 2009/52/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 2009 Uber
Mindeststandards fiir Sanktionen und MaRnahmen gegen Arbeitgeber, die Drittstaatsangehd-
rige ohne rechtmafigen Aufenthalt beschéaftigen;

ABI L 168 vom 30.06.2009 S. 24 ff.

Die Sanktionsrichtlinie will die illegale Einwanderung in die EU bek&mpfen, indem Mal3nah-
men gegen die illegale Beschaftigung intensiviert werden. Als zentrales Element wird ein all-
gemeines Verbot der Beschaftigung von Drittstaatsangehérigen ohne rechtmaRigen Aufent-
halt statuiert. Zu diesem Zweck legt die Richtlinie gemeinsame Mindeststandards fiir Sankti-
onen und MaRRnahmen fest, die in den Mitgliedstaaten gegen Arbeitgeber, die gegen das
Verbot verstof3en, zu treffen sind.

Der Anwendungsbereich der Richtlinie erstreckt sich auf Arbeitgeber und Drittstaatsangeho-
rige ohne rechtmafigen Aufenthalt. Keine Anwendung findet sie auf Personen, die sich
rechtmafig in der EU aufhalten, aber unter Verletzung ihres aufenthaltsrechtlichen Status
einer Erwerbstatigkeit nachgehen. Von einer Anwendung auf illegal aufhéltige Drittstaatsan-
gehdrige, deren Ruckfuhrung aufgeschoben wurde (Geduldete) und denen nach innerstaatli-
chem Recht die Ausiibung einer Beschéftigung gestattet ist, kann einzelstaatlich abgesehen
werden.

Die Richtlinie setzt in erster Linie bei Arbeitgebern von illegal Beschaftigten an. Im Mittelpunkt

stehen Mindeststandards tber folgende MalRnahmen bzw. Sanktionen:

e Prif- und Meldepflichten bei Einstellung von Arbeitnehmern aus Drittstaaten. Arbeitgeber,
die ihren Verpflichtungen nachgekommen sind, werden nur haftbar gemacht, wenn sie
Kenntnis davon hatten, dass der vorgelegte Aufenthaltstitel gefalscht ist.

e Finanzielle Sanktionen (GeldbuBen und Ubernahme der Riickfiihrungskosten).

e Strafrechtliche Sanktionen bei groben VerstoRen. In finf besonders schwerwiegenden
Fallkonstellationen (z.B. Wiederholungsfall, besonders ausbeuterische Arbeitsbedingun-
gen) ist die Zuwiderhandlung als Straftat zu verfolgen. Art und Maf3 der Strafe bestimmen
sich nach einzelstaatlichem Recht.

e Beschrankte Generalunternehmerhaftung bei Vergabe von Unterauftragen.

Neben der Bekampfung der illegalen Beschéftigung will die Richtlinie die Rechtsstellung ille-
gal beschatftigter Drittstaatsangehdrigen verbessern. Hierzu werden folgende MalRRnahmen
festgelegt:

e Verpflichtung der Arbeitgeber, noch zustehende Vergitungen sowie hierauf vom Arbeit-
geber zu entrichtende Steuern und Sozialversicherungsbeitrage an die betroffenen Ar-
beitnehmer auszubezahlen. Der Zahlungsanspruch wird erganzt durch Regelungen, die
es den illegal Beschéftigten erleichtern sollen, ihre Anspriiche gegen die Arbeitgeber
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durchzusetzen (z.B. Vermutung einer mindestens dreimonatigen Dauer des Beschatfti-
gungsverhaltnisses).

e Erleichterung der Einreichung von Beschwerden gegen Arbeitgeber.

e Befristete Aufenthaltstitel fir Opfer von besonders ausbeuterischen Arbeitsbedingungen
und illegal beschaftigten Minderjahrigen im Einzelfall, wenn sie in Verfahren gegen ihre
Arbeitgeber kooperieren (in Anlehnung an die Opferschutzrichtlinie, vgl. Nr. VI. 3.2). Die
Dauer des Aufenthaltstitels ist an die Verfahrensdauer gekoppelt.

Um Verst6Re gegen das Beschéftigungsverbot wirksam aufzudecken, missen die zustandi-
gen nationalen Behorden auf der Grundlage einer Risikobewertung wirksame und angemes-
sene Inspektionen in Unternehmen durchfiihren.

Der Bundesrat begri3te in seiner Stellungnahme vom 06.07.2007 (BR-Drs. 364/07) die Ab-
sicht, die illegale Einwanderung durch ein Beschaftigungsverbot von illegal aufhaltigen Dritt-
staatsangehdrigen zu bekampfen. Unter der Pramisse, dass jegliche Anreize, die Drittstaats-
angehorige veranlassen konnten, eine illegale Beschaftigung aufzunehmen, zu vermeiden
sind, wurden aber erhebliche Bedenken gegen den Kommissionsvorschlag vorgebracht. Ab-
gelehnt wurde insbesondere die Erteilung eines befristeten Aufenthaltsrechts fir illegal Be-
schaftigte, weil dadurch Drittstaatsangehorige, die sich nicht nur illegal in der EU aufhalten,
sondern zusatzlich noch einer Schwarzarbeit nachgehen, privilegiert wiirden.

Die Kommission, der die Stellungnahme des Bundesrats direkt Ubermittelt wurde, trat den
Einwanden mit Schreiben vom 28.03.2008 entgegen (zu BR-Drs. 364/07).

Die Richtlinie wurde am 25.05.2009 vom Rat mit qualifizierter Mehrheit angenommen; mit
dem Europaischen Parlament war in erster Lesung eine Einigung erzielt worden. Die knapp

zweijahrigen Verhandlungen im Mitentscheidungsverfahren wurden intensiv gefuhrt. Hauptkri-
tikpunkte am urspriinglichen Kommissionsvorschlag waren u.a. die Besserstellung illegal
beschaftigter Drittstaatsangehériger gegentiber anderen Personen ohne rechtmafigen Auf-
enthalt, die begrenzte EU-Kompetenz zur Einfihrung strafrechtlicher Sanktionen und eine
jahrliche Inspektionsquote von mindestens zehn Prozent der in den Mitgliedstaaten ansassi-
gen Unternehmen. Bei der verabschiedeten Fassung der Richtlinie handelt es sich um einen
Kompromiss, bei dem alle Beteiligten Zugestandnisse machen mussten.

Die Umsetzung in Deutschland erfolgte — soweit erforderlich — durch das Gesetz zur Umset-

zung aufenthaltsrechtlicher Richtlinien der Européischen Union und zur Anpassung des EU-
Visakodex vom 22.11.2011 (BGBI I. S. 2258).

Seite 100




Bericht des Landervertreters im Strategischen Ausschuss (SCIFA) 2012/2013 Seite 101

3. Verordnungen

3.1 Verbindungsbeamte flr Einwanderungsfragen

Verordnung (EG) Nr. 377/2004 des Rates vom 19. Februar 2004 zur Schaffung eines Netzes
von Verbindungsbeamten fiir Einwanderungsfragen;
ABI L 64 vom 02.03.2004 S. 1 ff.

Die Verordnung sieht eine enge Zusammenarbeit und Koordination der Verbindungsbeamten
vor, die von zahlreichen Mitgliedstaaten in den Transit- und Herkunftslandern eingesetzt wer-
den. AuRerdem soll der Informationsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten sowie mit Rat
und Kommission verbessert werden. Die Entscheidung Uber die Entsendung bleibt bei den
Mitgliedstaaten. Diese konnen auch die gemeinsame Verwendung entsandter Beamter oder
eine Aufgabenteilung zwischen mehreren Beamten vereinbaren. Der die jeweilige Ratsprasi-
dentschaft austibende Mitgliedstaat ist verpflichtet, am Ende seines Vorsitzes einen Bericht
Uber die Tatigkeit der Netze von Verbindungsbeamten fur Einwanderungsfragen und die La-
ge im Bereich der illegalen Einwanderung in den Gastlandern der Verbindungsbeamten vor-
zulegen. In der Praxis beschranken sich die Berichte auf die Situation in einzelnen ausge-
wahlten Staaten.

Verordnung (EU) Nr. 493/2011 des Européaischen Parlaments und des Rates vom 5. April
2011 zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 377/2004 des Rates vom 19. Februar 2004 zur
Schaffung eines Netzes von Verbindungsbeamten fir Einwanderungsfragen;

ABI L 141 vom 27.05.2011 S. 13 ff.

Die Anderung schafft eine Rechtsgrundlage fur die Zusammenarbeit zwischen den Netzen
der Verbindungsbeamten (ILO-Netze) und FRONTEX, fordert die Nutzung des ICONet (vgl.
Nr. VI. 5) fir den Informationsaustausch, strafft das Berichtserstattungssystem tber die Ta-
tigkeiten bestehender ILO-Netze und stellt sicher, dass das Europaische Parlament als Mit-
gesetzgeber hinreichend informiert wird.

3.2 Schengener Grenzkodex

Verordnung (EG) Nr. 562/2006 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 15. Marz
2006 (iber einen Gemeinschaftskodex fiir das Uberschreiten der Grenzen durch Personen
(Schengener Grenzkodex - SGK);
ABI L 105 vom 13.04.2006 S. 1 ff.
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Der Schengener Grenzkodex (SGK) legt Regeln fur die Grenzkontrollen von Personen fest,
die die Aulengrenzen der Mitgliedstaaten Uberschreiten. An den Binnengrenzen zwischen
den Mitgliedstaaten finden in Bezug auf Personen im Grundsatz keine Grenzkontrollen statt.

Der Bundesrat hatte zum Kommissionsvorschlag mit Beschluss vom 24.09.2004 Stellung
genommen (BR-Drs. 514/04).

Wesentliche Inhalte des SGK sind insbesondere:

e Die bisher verstreuten EU-Vorschriften zu den AuBengrenzen (u.a. Uberschreiten, grenz-
polizeiliche MaRnahmen, Einreiseverweigerung) sowie zu den Binnengrenzen (u.a. gene-
relle Abschaffung von Grenzkontrollen und voriibergehende Wiedereinfihrung bei
schwerwiegenden Bedrohungen der 6ffentlichen Sicherheit und Ordnung) werden in ei-
nem einheitlichen Gesetzeswerk zusammengefasst.

¢ Die Austibung der nationalen Polizeihoheit im Grenzgebiet bleibt auch nach Abschaffung
der systematischen Grenzkontrollen unberihrt. Stichprobenartige MaBhahmen zur Be-
kdmpfung grenzuberschreitender Kriminalitat (v.a. Schleierfahndung) bleiben zul&assig.

e Die Vorschriften des SDU iiber das Uberschreiten der AuRengrenzen und die Einreisevo-
raussetzungen sind nunmehr im SGK enthalten.

e Die mit der Verordnung (EG) Nr. 2133/2004 eingefuihrte Verpflichtung, Reisedokumente
von Drittauslandern beim Uberschreiten der AuRengrenzen der Mitgliedstaaten im Rah-
men der Ein- und Ausreise systematisch abzustempeln, wird im SGK fortgefiihrt. Sind
Reisedokumente nicht mit einem Einreisestempel versehen, kénnen die nationalen Be-
horden annehmen, dass die betroffene Person die zuldssige Aufenthaltsdauer Gberschrit-
ten hat; diese Annahme kann durch Vorlage geeigneter Dokumente (z.B. Fahr- oder
Flugscheine) widerlegt werden.

In ihrem Bericht vom 13.10.2010 Uber die Anwendung des SGK benannte die Kommission
drei Problembereiche: Berichte von Reisenden Uber angebliche regelmafliige und systemati-
sche Kontrollen in Grenzgebieten, Behinderungen des Verkehrsflusses an StraReniibergan-
gen (v.a. aus Grunden der Verkehrssicherheit unnétige Geschwindigkeitsbegrenzungen) und
verspatete Unterrichtung Uber eine geplante voriibergehende Wiedereinfliihrung von Binnen-
grenzkontrollen (KOM(2010) 554 endg.).

Der Schengener Grenzkodex wurde inzwischen mehrmals geandert:
e Verordnung (EG) Nr. 296/2008 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 11.

Méarz 2008 zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 562/2006 iiber einen Gemeinschafts-
kodex fur das Uberschreiten der Grenzen durch Personen (Schengener Grenzkodex) im

Hinblick auf die der Kommission Uibertragenen Durchfiihrungsbefugnisse;
ABI L 97 vom 09.04.2008 S. 60 f.
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Mit der Anderungsverordnung (EG) Nr. 296/2008 erhielt die Kommission die Befugnis, zu-
satzliche Uberwachungsmodalitaten (Aufstellung praktischer Modalitaten der Grenziiber-
wachung und Anderung bestimmter Anhénge) im Komitologieverfahren zu erlassen.

e Verordnung (EG) Nr. 81/2009 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 14. Ja-
nuar 2009 zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 562/2006 in Bezug auf die Nutzung des
Visa-Informationssystems (VIS) im Rahmen des Schengener Grenzkodex;

ABI L 35 vom 04.02.2009 S. 56 ff.

Die Anderungsverordnung (EG) Nr. 81/2009 gewahrleistet den einheitlichen Einsatz des
Visa-Informationssystems (VIS) an den AuBengrenzen. Die Verordnung sieht im Regelfall
eine systematische Abfrage des Visuminhabers im VIS in Kombination mit einer Verifizie-
rung der Fingerabdricke vor.

o Verordnung (EU) Nr. 265/2010 des Européischen Parlaments und des Rates vom 25.
Marz 2010 zur Anderung des Ubereinkommens zur Durchfilhrung des Ubereinkommens
von Schengen und der Verordnung (EG) Nr. 562/2006 in Bezug auf den Verkehr von Per-
sonen mit einem Visum fir den langerfristigen Aufenthalt;

ABI L 85 vom 31.03.2010 S. 1 ff.

Mit der Anderung der Verordnung (EG) Nr. 562/2006 bzw. des Schengener Durchfiih-
rungsubereinkommens wird der Personenverkehr im Schengen-Raum durch Gleichstel-
lung von Visa fir einen langerfristigen Aufenthalt mit erteilten Aufenthaltstiteln erleichtert.
Drittstaatsangehorige mit einem Visum fur den langerfristigen Aufenthalt konnen nunmehr
fur drei Monate (in einem Zeitraum von sechs Monaten) zu den gleichen Bedingungen wie
Inhaber von Aufenthaltstiteln in andere Mitgliedstaaten reisen.

Die Verhandlungen zu den folgenden Anderungsvorschlagen dauern noch an:

e \orschlag fiir eine Verordnung des Europaischen Parlaments und des Rates zur Anderung
der Verordnung (EG) Nr. 562/2006 iiber einen Gemeinschaftskodex fur das Uberschreiten
der Grenzen durch Personen (Schengener Grenzkodex) und des Ubereinkommens zur

Durchfiihrung des Ubereinkommens von Schengen:
KOM(2011) 118 endqiiltio; Ratsdokument 7661/11

Der Kommissionsvorschlag vom 10.03.2011 enthalt technische Anderungen, die mehr
Klarheit und weniger Spielraum fiur divergierende Auslegungen der Verordnung lassen und
praktische Probleme, die in den ersten Jahren des SGK aufgetreten sind, l6sen sollen.
Daruber hinaus soll ein Rechtsrahmen fir bilaterale Abkommen Uber gemeinsame Grenz-
kontrollen an Stral3engrenzibergangsstellen geschaffen werden.

Der Bundesrat nahm den Vorschlag am 15.04.2011 zur Kenntnis (BR-Drs. 144/11).
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Die Anderungsverordnung wurde seit Juni 2011 in der RAG Grenzen beraten. Der SCIFA
diskutierte am 30.11./01.12.2011 zwei Einzelfragen (Verfahren bei fehlendem Ausreise-
stempel, Regelungen tber gemeinsame Grenziibergangsstellen mit Drittstaaten). Der AStV
billigte den im Trilog erzielten Kompromisstext am 19.12.2012. Die EntschlieRung des Eu-
ropaischen Parlaments steht noch aus.

e Mitteilung der Kommission vom 16. September 2011 an das Europaische Parlament, den
Rat, den Europaischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und_den Ausschuss der Regio-
nen: Wahrung des Schengen-Raums — Starkung des Raums ohne Kontrollen an den Bin-

KOM(2011) 561; Ratsdokument 14357/11

und

Geéanderter Vorschlag vom 16. September 2011 fir eine Verordnung des Europdischen
Parlaments und des Rates zur Einfilhrung_eines Evaluierungs- und Uberwachungsmecha-
nismus fir die Uberprifung der Anwendung des Schengen-Besitzstands;

KOM(2011) 559; Ratsdokument 14358/11

und

Vorschlag vom 16. September 2011 fur eine Verordnung des Europaischen Parlaments und
des Rates zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 562/2006 zwecks Festlegung_einer_ge-
meinsamen Regelung fur die_voribergehende Wiedereinfihrung_von_Kontrollen an den
Binnengrenzen_ unter auRergewdhnlichen Umsténden;

KOM(2011) 560 endgiiltig; Ratsdokument 14359/11

Der Europaische Rat forderte am 23./24.06.2011 die Einflhrung eines Evaluierungs- und
Uberwachungsmechanismus sowie eines Mechanismus, der — ohne das Prinzip des freien
Personenverkehrs zu beeintrachtigen — unter auf3ergewdhnlichen Umstanden zur Anwen-
dung gelangen soll, wenn die Schengen-Zusammenarbeit insgesamt gefahrdet ist. Die Le-
gislativworschlage vom 16.09.2011 und die Mitteilung entsprechen dieser Aufforderung.

Wiedereinfihrung temporérer Binnengrenzkontrollen: Bislang darf ein Mitgliedstaat im Falle
einer ,schwerwiegenden Bedrohung der o6ffentlichen Ordnung oder inneren Sicherheit* an
seinen Binnengrenzen voribergehend Grenzkontrollen wieder einfuhren. Die Kommission
will diese Befugnis — unter Beibehaltung der materiellen Voraussetzungen — auf die EU-
Ebene verlagern; die Wiedereinfihrung von Grenzkontrollen soll nur noch auf ihre Initiative

im Komitologieverfahren beschlossen werden kdnnen. Nur in Notsituationen, wenn auf-
grund einer ernsthaften Bedrohung der 6ffentlichen Ordnung oder der inneren Sicherheit
ein sofortiges Handeln geboten ist, sollen die Mitgliedstaaten — fir die Hochstdauer von
funf Tagen — einseitig Grenzkontrollen wieder einflihren kénnen.
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Evaluierungs- _und Uberwachungsmechanismus: Bereits im November 2010 hatte die
Kommission zur Uberpriifung der Anwendung des Schengen-Besitzstands einen neuen

Evaluierungsmechanismus vorgeschlagen. Auf Basis der Schlussfolgerungen des Européi-
schen Rats vom 23./24.06.2011 wurde der Verordnungsentwurf erweitert, um im Falle
schwerwiegender Mangel bei Kontrollen an den AuRengrenzen oder bei Ruckfliihrungsver-
fahren Gegenmal3nahmen vorzusehen (z.B. Einsatz von Européischen Grenzschutzteams,
befristete Schlielung einer bestimmten Grenzlibergangsstelle).

Der Bundesrat nahm am 04.11.2011 von den Vorlagen Kenntnis (BR-Drs. 554/11). Mit Be-
schluss vom 21.09.2012 lehnte der Bundesrat weitere Griinde, die tber die urspriinglichen
Vorschlage der Kommission hinausgehen, fir die Wiedereinfihrung von Grenzkontrollen
ohne einen angemessenen Gemeinschaftsmechanismus zur Evaluierung der Uberwa-
chung ab (BR-Drs. 533/12). Reformen sollten nur mit Bedacht und bei gré3tmdglicher Be-
teiligung des Europaischen Parlaments erfolgen.

Nicht wenige nationale Parlamente anderer Mitgliedstaaten sehen in der Zustandigkeitsver-
lagerung fir temporare Binnengrenzkontrollen einen Subsidiaritatsverstol3.

Im Vorfeld der Kommissionsvorlagen wurde im SCIFA am 22.07.2011 eine strategische
Diskussion Uber MaRnahmen auf Grundlage der Schlussfolgerungen des Europaischen
Rates vom Juni 2011 gefihrt. Beim JI-Rat am 22.09.2011 fand eine erste Aussprache zu
den Kommissionsvorschlagen statt. Die klare Mehrheit der Innenminister verwahrte sich
gegen eine Verlagerung der Entscheidungskompetenz zur Wiedereinfiihrung von Binnen-
grenzkontrollen auf die Kommission. Das geltende System, das einen Kernbereich staatli-
cher Souveranitat gewahrleiste, funktioniere gut und dirfe nicht in Frage gestellt werden.
Die von der Kommission fir die Schengen-Evaluierung herangezogene Rechtsgrundlage
(Art. 77 Abs. 2e AEUV), auf dessen Grundlage das Mitentscheidungsverfahren anzuwen-
den ware, wurde teilweise kritisiert. Am 07./08.06.2012 erzielte der JI-Rat eine politische
Einigung zu beiden Rechtsakten. Die Rechtsgrundlage fir den Evaluierungsmechanismus
wurde auf Art. 70 AEUV abgeéndert, wonach die Mitgliedstaaten in Zusammenarbeit mit
der Kommission tatig werden. Das Europdaische Parlament soll aber auf freiwilliger Basis
konsultiert werden. Der Juristische Dienst des Rates war in seinem Gutachten vom
08.12.2011 (Ratsdokument 18392/11) zum gleichen Ergebnis gelangt. Uber die voriiberge-
hende Wiedereinfihrung von Binnengrenzkontrollen sollen nach dem Willen der Innenmi-
nister auch kinftig die Mitgliedstaaten entscheiden. Deutschland konnte durchsetzen, dass
die temporare Wiedereinfihrung von Binnengrenzkontrollen auch bei schwerwiegenden
Méngeln bei den Au3engrenzkontrollen — als ultima ratio — moglich ist, d.h. wenn Mitglied-
staaten nicht in der Lage sind, ihre Schengen-Verpflichtungen zu erftillen.

Das Européische Parlament hatte schon im Vorfeld (EntschlieBung vom 07.07.2011) seine
entschiedene Ablehnung jedes neuen Schengen-Mechanismus, der andere Ziele als die
Verbesserung der Freiziigigkeit und die Verwaltung des Schengen-Raums hat, deutlich
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gemacht. Der grof3e Zustrom von Migranten und Asylsuchenden an den Auf3engrenzen
durfe keinesfalls als zusatzlicher Grund fur die Wiedereinfihrung von Grenzkontrollen be-
trachtet werden. Aus Verargerung Uber den Beschluss der Innenminister, als Rechtsgrund-
lage fur die Schengen-Evaluierung Art. 70 AEUV heranzuziehen und das Parlament hierzu
nur anzuhoren, entschied die Konferenz der Prasidenten, die Zusammenarbeit mit dem Rat
zu einigen Legislativakten einzustellen, bis dieser seine Position zur Schengen-
Governance geandert habe. Am 14.06.2012 legte der LIBE-Ausschuss seinen Bericht mit
38 Anderungsantragen vor. Darin wird jeder Versuch strikt abgelehnt, neue Griinde fir die
Wiedereinfihrung der Kontrollen an den Binnengrenzen, wie Migrationsstrome, einzufih-
ren. Der Trilog dauert an.

e Vorschlag firr eine Verordnung des_Europaischen Parlaments und des Rates zur Anderung
der Verordnung_ (EG) Nr._ 562/2006 in_Bezug__auf die Nutzung des _Einreise-
[Ausreisesystems (EES) und des Programms fir registrierte Reisende (RTP);

KOM(2013) 96 endqultig

Mit der Verordnung sollen die fur die Einfilhrung des EES und RPT erforderlichen Ande-
rungen im Schengener Grenzkodex vorgenommen werden. Der Vorschlag wird unter Nr.
VI.3.6 (Intelligente Grenzen) behandelt.

Die folgenden Ratsbeschliisse sind zum Schengener Grenzkodex ergangen:

o Beschluss des Rates vom 26. April 2010 zur Ergdnzung des Schengener Grenzkodex
hinsichtlich_der Uberwachung der SeeauRengrenzen im Rahmen der von der Européi-
schen Agentur fir die operative Zusammenarbeit an den AuRengrenzen der Mitgliedstaa-
ten der Europaischen Union koordinierten operativen Zusammenarbeit (sog. FRONTEX-
Leitlinien);

ABIL 111 vom 04.05.2010 S. 20 ff.

Der Ratsbeschluss vom 26.04.2010 enthdalt in zwei Anhangen verbindliche Vorschriften
zum Abfangen von Schiffen sowie unverbindliche Leitlinien fir Such- und Rettungsmal-
nahmen sowie die Ausschiffung im Rahmen von MalRnahmen an den Seegrenzen, die
durch die Grenzschutzagentur FRONTEX koordiniert werden.

Der Beschluss kam im Komitologieverfahren zu Stande. Das Europdische Parlament hatte
den Erlass nach Art. 5a Abs. 4 Buchstabe e des Beschlusses 1999/468/EG nicht abge-
lehnt. Der Européische Gerichtshof erklarte den Beschluss auf eine Klage des Européi-
schen Parlaments mit Urteil vom 05.09.2012 (Az. C-355/10) insgesamt fur nichtig. Beide
Anhange enthielten wesentliche Bestandteile der Uberwachung der SeeauRengrenzen,

die dem Unionsgesetzgeber vorbehalten seien. Die Wirkungen des Beschlusses wurden
bis zur Ersetzung durch eine Neuregelung aufrechterhalten (Art. 264 Abs. 2 AEUV).

Seite 106




Bericht des Landervertreters im Strategischen Ausschuss (SCIFA) 2012/2013 Seite 107

e Beschluss Nr. 1105/2011/EU des Européischen Parlaments und des Rates vom 25. Okto-
ber 2011 iiber die Liste der visierfahigen Reisedokumente, die den Inhaber zum Uber-
schreiten der AuRengrenzen berechtigen, und Uber die Schaffung eines Verfahrens zur
Aufstellung dieser Liste;

ABI L 287 vom 04.11.2011 S. 9 ff.

Die Liste der visierfahigen Reisedokumente ermdglicht den Grenzschutzbehdérden die Pri-
fung, ob ein bestimmtes Dokument zur Einreise berechtigt. Angesichts der ausschlief3lichen
Zustandigkeit der Mitgliedstaaten fur die Anerkennung von Reisedokumenten beschrankt
sich der Beschluss darauf, ein Verfahren zur laufenden Aktualisierung der Liste einzufiih-
ren, eine zentrale Instanz fir die technische Bewertung zu schaffen und einen Rahmen
vorzugeben, innerhalb dem Mitgliedstaaten Stellung dazu nehmen, ob sie bestimmte Rei-
sedokumente anerkennen. Die Auslandsvertretungen kénnen damit feststellen, welche Mit-
gliedstaaten ein bestimmtes Dokument als visierfahig anerkennen.

Der Bundesrat nahm den Vorschlag am 17.12.2010 zur Kenntnis.

Am 08.03.2012 nahm der JI-Rat Schlussfolgerungen zu Leitlinien fir eine Verstarkung der
politischen Steuerung der Schengen-Zusammenarbeit an (Ratsdokument 7417/12). Darin be-
grift er die Absicht der Kommission, dem Europaischen Parlament und dem Rat regemafig —
mindestens einmal jahrlich — Berichte Gber das Funktionieren der Schengen-Zusammenarbeit
und die Anwendung des Schengen-Besitzstands vorzulegen. Die Kommission legte ihren ers-
ten Bericht am 16.05.2012 vor, der im JI-Rat am 07./08.06.2012 einhellig begrif3t wurde. Bei
der Orientierungsdebatte sprach sich die Mehrheit der Innenminister dafiir aus Daten Uber
illegale Sekundarbewegungen innerhalb des Schengen-Raumes zu erheben. Mehrheitlich
beflirwortet wurde auch der Aufbau eines Entry-/Exit-Systems, auf das Strafverfolgungsbe-
horden zugreifen kénnen. Der enge Zusammenhang zwischen Visaliberalisierung und Ruck-
tibernahme wurde einhellig betont.

3.3 Kleiner Grenzverkehr

Verordnung (EG) Nr. 1931/2006 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 20. De-
zember 2006 zur Festleqgung von Vorschriften Uber den kleinen Grenzverkehr an den Land-
auRengrenzen der Mitgliedstaaten sowie zur Anderung der Bestimmungen des Ubereinkom-
mens von Schengen;

ABI L 405 vom 30.12.2006 S. 1 ff.; berichtigt ABI L 29 vom 03.02.2007 S. 3 ff.

Die Kommission hatte zunachst am 14.08.2003 zwei Verordnungsvorschldge unterbreitet, die
Erleichterungen fiir den sog. ,kleinen Grenzverkehr an den EU-AulRengrenzen sowie an den
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noch nicht kontrollfreien Binnengrenzen vorsahen (siehe KOM(2003) 502 endg.). Die Vor-
schlage wurden vom Rat nicht angenommen.

Die erlassene Verordnung vom 20.12.2006 betrifft nur die EU-Aul3engrenzen. Danach ist es
den Mitgliedstaaten gestattet, Grenzbewohner von bestimmten allgemeinen Regeln des
Schengener Grenzkodex (SGK) auszunehmen. Grenzbewohner sind grundsatzlich nur Dritt-
staatsangehdrige, die seit mindestens einem Jahr rechtméRig im Grenzgebiet ansassig sind
(bis zu 30 km von der Grenze entfernte Zone; in Ausnahmefallen kénnen Verwaltungsbezirke,
die bis zu 50 km ins Landesinnere reichen, einbezogen werden). Die Grenzbewohner erhalten
auf Antrag eine Grenzubertrittsgenehmigung, mit der sie sich bis zu drei Monate im benach-
barten Mitgliedstaat aufhalten kénnen. Ferner wird den Inhabern in eng begrenzten Ausnah-
mefallen die Mdglichkeit eréffnet, die Grenze aul3erhalb der Grenziibergangsstellen zu tber-
schreiten. Voraussetzung fir den erleichterten Grenzibertritt ist insbesondere, dass die
Grenzbewohner nicht zur Einreiseverweigerung ausgeschrieben sind und keine Gefahr fur die
offentliche Sicherheit, Ordnung und Gesundheit darstellen.

Zum Kommissionsvorschlag forderte der Bundesrat mit Beschluss vom 29.04.2005 die Bun-
desregierung auf, dafir Sorge zu tragen, dass keine Regelungen getroffen werden, die das
Risiko der illegalen Einwanderung erhéhen (BR-Drs. 158/05).

Die Kommission legte am 24.07.2009 und 09.02.2011 Berichte uber die Durchfiihrung und
das Funktionieren der Regelung fur den kleinen Grenzverkehr vor (KOM(2009) 383 endg.
und (2011) 47 endg.).

Verordnung (EU) Nr. 1342/2011 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 13. De-
zember 2011 zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 1931/2006 beziiglich der Erweiterung
des Grenzgebiets um den Oblast Kaliningrad und bestimmte polnische Verwaltungsbezirke;
ABI L 347 vom 30.12.2011 S. 41 ff.

Mit der Verordnung wird das Grenzgebiet um den Oblast Kaliningrad und bestimmte polnische
Verwaltungsbezirke erweitert. Die Anderung beruht auf der auRergewohnlichen geografischen
Lage der Oblast Kaliningrad. Kommission und Rat gaben eine gemeinsame Erklarung zu Pro-
tokoll, wonach die Anderung keinen Prazedenzfall darstellt und die allgemeine Definition des
Begriffs ,Grenzgebiet” nach der Verordnung nicht berthrt. Polen verpflichtete sich in einer
Erklarung, Sicherheitsvorkehrungen zu treffen.
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3.4 Europaische Grenzschutzagentur (FRONTEX)

Verordnung (EG) Nr. 2007/2004 des Rates vom 26. Oktober 2004 zur Errichtung einer Euro-
paischen Agentur fir die operative Zusammenarbeit an den Au3engrenzen der Mitgliedsstaa-
ten der Europdischen Union (FRONTEX);

ABI L 349 vom 25.11.2004 S. 1 ff.

Verordnung (EG) Nr. 863/2007 des Europdaischen Parlaments und des Rates vom 11. Juli
2007 Uber einen Mechanismus zur Bildung von Soforteinsatzteams fir Grenzsicherungszwe-
cke und zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 2007/2004 des Rates hinsichtlich dieses Me-
chanismus und der Regelung der Aufgaben und Befugnisse von abgestellten Beamten;

ABI L 199 vom 31. Juli 2007 S. 30 ff.

Die im Jahr 2004 errichtete Europaische Agentur fir die operative Zusammenarbeit an den
EU-AulRengrenzen (FRONTEX) mit Sitz in Warschau nahm im Oktober 2005 ihre Arbeit auf.
Die Agentur ist keine Europaische Grenzpolizei, sondern koordiniert die operative Zusam-
menarbeit der Mitgliedstaaten beim Schutz der Auflengrenzen. Daneben unterstitzt
FRONTEX bei der Ausbildung von Grenzschutzbeamten, erstellt Risikoanalysen, verfolgt die
Entwicklungen der fir die Kontrolle und Uberwachung der AuRRengrenzen relevanten For-
schung, wirkt bei gemeinsamen Aktionen an den AuRengrenzen mit und leistet Unterstiitzung
bei der Organisation gemeinsamer Ruckfiihrungsaktionen.

Mit der Verordnung vom 11.07.2007 wurde ermdoglicht, dass die Mitgliedstaaten in Ausnah-
mesituationen die Entsendung von Soforteinsatzteams fur Grenzsicherungszwecke (,RABIT-
Teams®) aus anderen Mitgliedstaaten zur befristeten Unterstitzung ihrer nationalen Grenz-
schutzbeamten anfordern kénnen. FRONTEX koordiniert derartige Einsétze und finanziert die
Sachkosten fir die Fortbildung und den Einsatz der abgestellten Beamten.

Die Agentur unterhalt ein Zentralregister der technischen Ausrustungsgegenstande (,CRA-
TE"), die Mitgliedstaaten auf freiwilliger Basis und auf Antrag eines anderen Mitgliedstaats
voriibergehend zur Verfiigung stellen kénnen. Im Zentralregister sind u. a. Uberwachungs-
flugzeuge, Hubschrauber, Patrouillenschiffe und Grenzkontrollgeréte erfasst. Das Register
soll in erster Linie im Rahmen der bilateralen Zusammenarbeit zwischen Mitgliedstaaten ge-
nutzt werden, dient aber auch als Ausristungsverzeichnis fir gemeinsame Aktionen.

Die Kommission veréffentlichte am 13.02.2008 ihren Bericht Giber die Evaluierung und kunfti-
ge Entwicklung der Agentur (KOM(2008) 67 endg.).

Am 26.04.2010 beschloss der Rat die sog. FRONTEX-Leitlinien, die als Ergdnzung des
Schengener Grenzkodex dort dargestellt werden (siehe Nr. VI. 3.2).
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Verordnung (EU) Nr. 1168/2011 des Européischen Parlaments und des Rates vom 25. Okto-
ber 2011 zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 2007/2004 des Rates zur Errichtung einer
Europdischen Agentur flr_die operative Zusammenarbeit an _den AuRRengrenzen der Mit-
gliedsstaaten der Europdaischen Union;

ABI L 304 vom 22.11.2011 S. 1 ff.

Mit der Anderung wird die Agentur gestarkt, insbesondere durch Erweiterung ihrer operativen
Kapazitaten. FRONTEX erhélt eine starkere Fuhrungsrolle bei der Leitung gemeinsamer
Grenzschutzaktionen mit den Mitgliedstaaten, kann mit eigenen Haushaltsmitteln technische
Ausristung erwerben und Verbindungsbeamte in Drittstaaten entsenden. Hiervon unberthrt
bleiben die originaren Verantwortlichkeiten der Mitgliedstaaten fir den Aul3engrenzschutz, die
an die Agentur abgeordneten Beamten nehmen ihre Befugnisse weiterhin nur unter den An-
weisungen des jeweiligen Einsatzmitgliedstaats wabhr.

Wesentliche Neuerungen zur Starkung des FRONTEX-Mandats sind:

o Aufgabenbereich: Ausweitung bei der Erstellung von Risikoanalysen und Forschung.
Neue Aufgaben bei Entwicklung / Betrieb von Informationssystemen zum Informations-
austausch und des europaischen Grenziberwachungssystems EUROSUR.

o \Verhaltenskodex: Erarbeitung / Weiterentwicklung eines Verhaltenskodex fir alle an ko-
ordinierten Einsatzen beteiligten Personen, mit dem Verfahren zur Gewahrleistung des
Rechtsstaatsprinzips und zum Grundrechtsschutz festgelegt werden.

e Gemeinsame Aktionen an den AuRengrenzen: FRONTEX erstellt Einsatzplane, entschei-
det Uber den Einsatz personeller und technischer Ressourcen und berichtet abschlie3end

gegenuber dem Verwaltungsrat (Evaluierungsberichte).
e Personelle und technische Ausstattung: Mitgliedstaaten stellen Grenzschutzbeamte und

ein Mindestkontingent an Ausristungsgegenstanden zur Verfigung, es sei denn sie be-
finden sich in einer Ausnahmesituation, die die Erledigung nationaler Aufgaben erheblich
beeintrachtigt. Die Agentur erhélt die Befugnis, eigene Ausriistung anzuschaffen.

e Zusammenarbeit bei der Rickfihrung: Die Agentur erarbeitet einen Verhaltenskodex fur

gemeinsame Rickfiihrungsaktionen und installiert ein Uberwachungssystem auf Grund-
lage objektiver und transparenter Kriterien (Abschiebungsmonitoring).

o Datenverarbeitung: Personenbezogene Daten, die von den Mitgliedstaaten im Rahmen
operativer Malnahmen erfasst und an die Agentur tbermittelt wurden, dirfen zur Erstel-

lung von Risikoanalysen oder zur Ubermittlung an Europol weiterverarbeitet werden.

Der Bundesrat nahm den Anderungsvorschlag in seiner Sitzung am 26.03.2010 zur Kenntnis
(BR-Drs. 100/10).

Nachdem der Europdische Rat angesichts der Situation im stdlichen Mittelmeerraum (,arabi-
scher Frihling“) am 24./25.03.2011 eine Einigung bis Juni 2011 gefordert hatte, wurden die
Verhandlungen stark beschleunigt. Der SCIFA wurde wahrend des informellen Trilogs am
05./06.05.2011 mit wichtigen Einzelfragen befasst. Die Modalitdten der Abordnung von
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Grenzschutzbeamten fir den Einsatz in den europaischen Grenzschutzteams waren bis zu-
letzt umstritten. Die deutliche Mehrheit der Mitgliedstaaten, darunter Deutschland, hatte sich
gegen eine zwingende Verpflichtung der Mitgliedstaaten zur Abordnung ausgesprochen. Al-
lerdings konnte sich der Rat in diesem Punkt nicht gegenliber dem Parlament durchsetzen.
Die Verarbeitung personenbezogener Daten fir die Erstellung von Risikoanalysen oder die
Ubermittlung an Europol wurde im SCIFA mehrheitlich unterstiitzt; die ablehnende Haltung
der Bundesregierung hatte auch im Parlament keine Unterstltzung erhalten.

3.5 Européisches Grenziuberwachungssystem (EUROSUR)

Vorschlag fur eine Verordnung des Europaischen Parlaments und des Rates zur Errichtung
eines Europaischen Grenzuberwachungssystems (EUROSUR);
KOM(2011) 873 endqultig; Ratsdokument 18666/11

Die Errichtung von EUROSUR ist Teil der Strategie zum Ausbau des Grenzmanagements an
den Aul3engrenzen des Schengen-Raums. Ziel des Systems ist, das Lagebewusstsein und
die Reaktionsfahigkeit der Mitgliedstaaten und der neuen Agentur bei der Pravention illegaler
Migration und grenziberschreitender Kriminalitdt an den Auf3engrenzen zu verbessern und
damit auch die Zahl der Menschen, die ihr Leben auf See verlieren, zu verringern. Die fiir die
Grenzuberwachung zustdndigen Behorden der Mitgliedstaaten sollen Uber nationale Koordi-
nierungszentren operative Informationen austauschen; die nationalen Koordinationszentren
sollen untereinander sowie mit FRONTEX verstérkt — insbesondere mittels Lagebildern — bei
der Erstellung von Risikoanalysen zusammenarbeiten.

Der Bundesrat nahm den Vorschlag am 10.02.2012 zur Kenntnis (BR-Drs. 838/11).
Die technische Beratung in der RAG Grenzen wurde im September abgeschlossen. Zuletzt

diskutierten die JI-Referenten Anderungsvorschlage des Europaischen Parlaments. Dessen
Kernanliegen ist es, EUROSUR zu einem ,Menschenrettungssystem® zu machen.

3.6 Intelligente Grenzen

Mitteilung der Kommission vom 28. Oktober 2011 an das Europdische Parlament und den
Rat: Intelligente Grenzen: Optionen und weiteres Vorgehen:;
KOM(2011) 680 endgiiltig; Ratsdokument 16049/11

Nachdem der Europaische Rat am 23./24.06.2011 die zligige Arbeit am Vorhaben ,intelligente
Grenzen® bekraftigt hatte, zeigt die Kommission die Hauptoptionen, die wichtigsten Folgen
und das weitere Vorgehen fir den Einsatz neuer Grenzkontrolltechnologien auf. Das Vorha-
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ben enthalt zwei Komponenten: ein Einreise-/Ausreisesystem (Entry/Exit System — EES) und

ein Registrierungsprogramm fir Reisende (Registered Traveller Programme — RPT):

e EES: System zur Registrierung, Speicherung und Abfrage der Daten Uber die Ein- und
Ausreise von Drittstaatsangehérigen Uber die EU-Aul3engrenzen im Rahmen von Kurz-
aufenthalten. Ziel ist, die Einhaltung der zulassigen Aufenthaltsdauer (,Overstayer®) zu
Uiberwachen und grenzpolizeiliche Kontrollen zu beschleunigen.

e RTP: Registrierungssystem fir eine vereinfachte Grenzkontrolle von Drittstaatsangehori-
ger, die einer Vorkontrolle unterzogen wurden, an den EU-Aul3engrenzen (als Basis fur
automatische Grenzkontrollsysteme).

RTP und EES sollen ineinandergreifend die Kontrolle des Personenreiseverkehrs an den Au-
Rengrenzen deutlich verbessern: Die Kontrollen wirden strenger, wahrend der Grenzubertritt
fur vorab sicherheitsgepriifte Vielreisende aus Nicht-EU-Landern rascher erfolgen kénnte. Die
Kommission schatzt die Entwicklungs- und Betriebskosten (letztere fir 5 Jahre) auf 623 Mio.
Euro (EES) bzw. 712 Mio. Euro (RTP). Sie erwartet allerdings auch erhebliche Einsparungen
durch den Abbau von Grenzkontrollpersonal aufgrund des RPT.

Im SCIFA am 08.11.2011 fand eine erste Orientierungsdebatte statt. Die Kommission benann-
te drei Hauptherausforderungen: finanzielle Fragen (Kosten-Nutzen-Analyse), Datenschutz
und technische Komplexitat. Die grof3e Mehrheit der Mitgliedstaaten nahm die Mitteilung posi-
tiv auf. Die Niederlande, Belgien und Danemark lieBen aber Zweifel an dessen Erforderlichkeit
und Mehrwert im Verhaltnis zu den hohen Kosten erkennen; Deutschland &uf3erte sich nicht.
Die Beflrworter des EES betonten dessen Potenzial bei der Bekampfung illegaler Migration,
Menschenhandel und organisierter Kriminalitéat. Mehrheitlich wurde fur die Verwendung bio-
metrischer Daten von Beginn an pladiert. Ein Zugriffsrecht fir Strafverfolgungsbehdrden wur-
de einheitlich beflrwortet. Zum RPT auf3erten sich die Tschechische Republik, Ungarn und
die Schweiz zuriickhaltend. Betreffend den technischen Systemaufbau sprach sich die Mehr-
heit fir zentrale Systeme aus. Kein einheitliches Meinungsbild ergab sich zu der Frage, ob
EES und RPT gemeinsam oder getrennt entwickelt werden sollten. Der Vorsitz fasste das
Diskussionsergebnis im Ratsdokument 17706/11 zusammen.

Beim JI-Rat am 07./08.12.2012 befirwortete die Mehrheit der Innenminister den Aufbau eines
Entry-/Exit-Systems, auf das die Strafverfolgungsbehdrden zugreifen kénnen.

Vorschlag fur eine Verordnung des Europaischen Parlaments und des Rates Uber ein Einrei-

se-/Ausreisesystem (EES) zur Erfassung der Ein- und Ausreisedaten von Drittstaatsangehori-
gen an den Aul3engrenzen der Mitgliedstaaten der Europaischen Union:
KOM(2013) 95 endqultig; Ratsdokument 6928/13

Mit dem Verordnungsvorschlag vom 28.02.2013 soll der Rechtsrahmen eines Einreise-
/Ausreisesystems (EES) geschaffen werden. Er beinhaltet die Einrichtung eines EES und

Seite 112




Bericht des Landervertreters im Strategischen Ausschuss (SCIFA) 2012/2013 Seite 113

Schaffung einer Rechtsgrundlage fur die Entwicklung und Umsetzung des technischen Sys-
tems, die Bestimmung des Zwecks, der Funktionen, der Zustandigkeiten und Verantwortlich-
keiten flr den Einsatz und die Betrauung der Agentur fir das Betriebsmanagement von IT-
GrofR3systemen (vgl. Nr. VI1.6) mit der Entwicklung und dem Betrieb des Zentralsystems.

Das EES dient der Verbesserung des AufRengrenzmanagements und der Bekampfung der
illegalen Migration. Bei Kurzaufenthalten von Drittstaatsangehdérigen soll es die zulassige Auf-
enthaltsdauer automatisch berechnen und tberwachen (als Ersatz fir die manuelle Stempe-
lung der Reisepasse) und zur ldentifizierung von Personen beitragen, die die Einreise- oder
Aufenthaltsvoraussetzungen nicht oder nicht mehr erfillen. Zudem soll die statistische Analy-
se der Ein- und Ausreisen erleichtert und damit eine zusatzliche Informationsbasis fur die Vi-
sumpolitik geschaffen werden.

Das EES soll technisch als Zentralsystem konzipiert werden; die nationalen Systeme sollen
mit einer einheitlichen Schnittstelle angebunden werden. Das EES soll einen Informationsme-
chanismus enthalten, mit dem der Ablauf der zuldssigen Aufenthaltsdauer automatisch ange-
zeigt wird (Warnmeldung). Nach einer Ubergangsfrist von drei Jahren sollen neben den al-
phanumerischen Daten (Personenangaben, Reisedokument, Zeitpunkt der Ein- Und Ausreise
in den Schengenraum u.a.) die biometrischen Daten (zehn Fingerabdricke) aller nicht visum-
pflichtigen Personen gespeichert werden. Jeder Ein-/Ausreisedatensatz soll héchstens 181
Tage gespeichert werden, bei nicht rechtzeitiger Ausreise héchstens flinf Jahre. Ob und unter
welchen Voraussetzungen den Strafverfolgungsbehdrden Zugang zu dem System ermdglicht
wird, soll zwei Jahre nach der Inbetriebnahme geprft werden.

Vorschlag_firr_eine Verordnung des Europaischen Parlaments_und_des Rates zur Anderung
der Verordnung (EG) Nr. 562/2006 in_Bezug_auf die Nutzung des_Einreise-/Ausreisesystems
(EES) und des Programms fiir registrierte Reisende (RTP);

KOM(2013) 96 endquiltig; Ratsdokument 6931/13

Mit der Verordnung sollen die fiir die Einfiilhrung des EES und RPT erforderlichen Anderungen
im Schengener Grenzkodex vorgenommen werden. Dies betrifft insbesondere Begriffsbe-
stimmungen, die Dateneingabe in das EES, Uberpriifung der zulassigen Aufenthaltsdauer
anhand des EES, Information der Reisenden, Regelung zur Grenzkontrolle registrierter Rei-
sender und die Streichung der Stempelpflicht.

Vorschlag fur eine Verordnung des Europaischen Parlaments und des Rates uber ein Reqist-
rierungsprogramm fur Reisende;
KOM(2013) 97 endqultig; Ratsdokument 6930/13
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Mit dem Verordnungsvorschlag soll der Rechtsrahmen fur die Einrichtung eines Registrie-
rungsprogramms fiir Reisende (RPT) geschaffen werden. Mit dem RPT soll registrierten Dritt-
staatsangehdrigen, die sich einer Vorkontrolle unterzogen haben, eine vereinfachte Grenzkon-
trolle ermoglicht werden.

Der Verordnungsvorschlag legt die Bedingungen und Verfahren fur die Aufnahme in das RPT
fest und definiert Zweck, Funktionen und Zustandigkeiten hinsichtlich des aus einem Zentral-
register und einem Token (maschinenlesbare Karte fir die automatische Grenzkontrolle, die
Reisende mit sich flihren) bestehenden Systems. In dem Zentralsystem sollen die persénliche
Kennummer (Antragsnummer), die biometrischen Daten (Fingerabdriicke) und die aus dem
Antrag enthommenen alphanumerischen Daten gespeichert werden. Die Verknupfung zwi-
schen alphanumerischen und biometrischen Daten soll nur tber die personliche Kennummer
erfolgen, die der Token enthalt.

Drittstaatsangehdrige kénnen ihre Aufnahme in das RTP bei einem Konsulat, einer gemein-
samen Antragstelle oder einer Aul3engrenziibergangsstelle beantragen. Die Moglichkeit einer
Online-Antragstellung ist vorgesehen. Der Antrag ist gebuhrenpflichtig (20 Euro). Bei der Pri-
fung des Antrags vergewissern sich die zustdndigen Behérden dber die in der Verordnung
vorgegebenen Kriterien (Art. 12). Bei der Beurteilung, ob der Antragsteller die Einreisevoraus-
setzungen nach Art. 5 Schengener Grenzkodex erflllt, ist insbesondere zu prifen, ob bei ihm
das Risiko der rechtswidrigen Einwanderung besteht, ob er eine Gefahr fir die Sicherheit der
Mitgliedstaaten darstellt und ob er beabsichtigt, das Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten inner-
halb der erlaubten Aufenthaltsdauer wieder zu verlassen. Uber die Antrage soll innerhalb von
25 Kalendertagen nach Antragstellung entschieden werden. Jeder Datensatz wird funf Jahre
nach Ablauf der Bewilligung zur Aufnahme in das RPT oder ihrer Verlangerung automatisch im
Zentralregister geldscht.

In der Praxis soll das RTP an den Grenzen wie folgt funktionieren: Ein registrierter Reisender
fuhrt eine maschinenlesbare Karte (Token) mit sich, auf dem nur die ihm zugewiesene Kenn-
nummer (Antragsnummer) gespeichert wird. Die Karte wird bei der Ein- und Ausreise an der
Grenze an einer automatischen Sicherheitsschleuse durchgezogen. An der Schleuse werden
Token und Reisedokument (sowie ggf. die Nummer der Visummarke) sowie die Fingerabdri-
cke des Reisenden gelesen und mit den im Zentralregister und anderen Datenbanken wie
dem Visa-Informationssystem VIS (wenn der Reisende ein Visum besitzt) automatisch abge-
glichen. Ergibt die Kontrolle nichts Auffalliges, kann der Reisende die automatische Schleuse
passieren. Treten Probleme auf, sollen Grenzbeamte Hilfe leisten. Auch bei einer manuellen
Grenzkontrolle ware der Grenzubertritt erleichtert, da der registrierte Reisenden nicht mehr
nach Reiseziel oder Lebensunterhalt befragt werden miisste.

Die Verordnungsvorschlage wurden im JI-Rat am 07./08.03.2013 und im SCIFA am
09.04.2013 vorgestellt. Beim JI-Rat begrif3te die grof3e Mehrheit der Innenminister die Vor-
schlage. Zum EES sprachen sich nicht wenige Mitgliedstaaten fur einen sofortigen Zugang
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der Polizei- und Strafverfolgungsbehérden und fir die Nutzung biometrischer Daten von Be-
ginn an aus. Im SCIFA forderten zahlreiche Delegationen, darunter Deutschland, eine grindli-
che Kosten-Nutzen-Analyse. Deutschland verlangte zudem ein praxistaugliches System. Die
Reaktionen auf das RPT waren zuriickhaltender, einige Delegationen stellten dessen Not-
wendigkeit insgesamt in Frage bzw. betonten, dass das System nur freiwilliger Natur sein dir-
fe. Deutschland stellte den rein staatenbezogenen Ansatz in der Visumpolitik in Frage und
brachte ein EU-ESTA ins Spiel, um weitere Visumliberalisierungen zu ermdglichen.

4. EU-RuckUbernahmeabkommen

EU-Ruckibernahmeabkommen (EU-RUA) verpflichten die Vertragsparteien zur Riickiber-
nahme ihrer Staatsangehdrigen sowie — unter bestimmten Bedingungen — von Drittstaatsan-
gehdrigen und Staatenlosen. Sie enthalten zudem prozedurale und technische Kriterien fr
die Ruckubernahme.

Seit Méarz 2004 traten 13 EU-RUA in Kraft. Vorteil ist, dass die EU von Drittstaaten als ge-
wichtigerer Verhandlungspartner als einzelne Mitgliedstaaten wahrgenommen wird. Trotzdem
erweisen sich Verhandlungen oft als schwierig und sehr zeitaufwéndig, insbesondere weil
Drittstaaten die Rickibernahmezusagen von Visaliberalisierungen sowie Tourismus- und
Migrationsmoglichkeiten abhangig machen. Grof3e Vorbehalte werden seitens der Verhand-
lungspartner auch Klauseln entgegengesetzt, die vorsehen, dass durchgereiste Drittstaats-
angehdrige und Staatenlose oder auch eigene Staatsangehdrige, die vor Inkrafttreten des
EU-RUA bereits ruickreisepflichtig waren, zuriickgenommen werden miissen.

Der Rat erteilte der Kommission bislang 21 Verhandlungsmandate. Auf Grundlage des Ver-
trags von Lissabon muss das Europaische Parlament den EU-RUA zustimmen.

Inzwischen gibt es mit folgenden Drittstaaten EU-RUA: Albanien (seit 01.05.2006), Bosnien
und Herzegowina (seit 01.01.2008), Georgien (seit 01.03.2011), Hongkong (seit 01.03.2004),
Macao (seit 01.06.2004), Mazedonien (seit 01.01.2008), Moldau (seit 01.01.2008), Mon-
tenegro (seit 01.01.2008), Pakistan (seit 01.12.2010), Russische Fdderation (seit
01.06.2007), Serbien (seit 01.01.2008), Sri Lanka (seit 01.05.2005) sowie die Ukraine (seit
01.01.2008).

Mit der Turkei konnten die seit November 2002 andauernden Verhandlungen im Januar 2011
abgeschlossen werden. Die Innenminister billigten am 24./25.02.2011 das Verhandlungser-
gebnis, das Kompromisse enthélt: Fir Drittstaatsangehdrige und Staatenlose wird das EU-
RUA erst nach einer Ubergangszeit von drei Jahren wirksam. Drittstaatsangehérige kénnen
nicht mehr zuriickgefiihrt werden, wenn sie die Tirkei langer als funf Jahre verlassen haben.
Gleichzeitig nahm der JI-Rat die Absicht der Kommission zur Kenntnis, einen Dialog Uber
Visa, Mobilitdt und Migration mit der Tirkei aufzunehmen, dies aber mit der MalRgabe, dass

Seite 115



../IA2/ALLG/IA2%20Sonstiges%20und%20Material/Dateien%20Meier/EUROPA%20ab%202009/Jahresbericht%20SCIFA/2013/Bericht%202011-2012_Entwurf_Format_endg.doc#VI_4_EU_Rückübernahmeabkommen

Bericht des Landervertreters im Strategischen Ausschuss (SCIFA) 2012/2013 Seite 116

damit kein Verhandlungsmandat fir Visaerleichterungen erteilt werden. Das Abkommen wur-
de von der tirkischen Seite bislang nicht unterzeichnet, obwohl sich der JI-Rat am
21.06.2012 auf einen breiten Rahmen der Zusammenarbeit im Jl-Bereich geeinigt hatte, die
langfristig auch eine leistungsbezogen abgestufte Perspektive der Turkei zur Visaliberalisie-
rung enthalt. Die tlrkische Seite versteht diesen Visaliberalisierungsprozess nicht als zeitlich
unbegrenzt und verlangte einen Aktionsplan zur Visafreiheit. Der AStV erzielte Uber einen
von der Kommission vorgelegten ,Fahrplan in Richtung Visumfreiheit mit der Turkei“ am
30.11.2012 weitgehendes Einvernehmen (Ratsdokument 16929/12); die Beratungen werden
in der RAG Erweiterung gefihrt.

Die Kommission hat noch offene Mandate fur Verhandlungen mit Algerien, China, Marokko
Kap Verde, Belarus, Armenien und Aserbaidschan.

Die Bundesrepublik Deutschland hat mit folgenden Drittstaaten bilaterale Ruckiibernahmeab-
kommen abgeschlossen: Albanien (seit 01.08.2003), Algerien (seit 12.05.2006), Armenien
(seit 01.01.2008), Bosnien und Herzegowina (seit 14.01.1997), Georgien (seit 01.01.2008),
Hongkong (seit 17.02.2001), Kosovo (seit 01.09.2010), Kroatien (seit 22.10.1997), Marokko
(seit 01.06.1998), Mazedonien (01.05.2004), Schweiz (seit 01.02.1994), Serbien (seit
01.04.2003), Sudkorea (seit 22.03.2005), Syrien (seit 03.01.2009), Vietnam (seit 21.09.1995)
und Kroatien (noch nicht in Kraft getreten, unterzeichnet am 08.03.2012).

EU-RUA haben Vorrang vor bilateralen Abkommen. Letztere gelten fort, soweit sie nicht im
Widerspruch zu den EU-RUA stehen und Regelungsliicken in diesen vorhanden sind.

Mitteilung der Kommission vom 23. Februar 2011 an das Europaische Parlament und den
Rat: Evaluierung der EU-Ruckibernahmeabkommen;
KOM(2011) 76 endquiltiq; Ratsdokument 7044/11

Die Kommissionsmitteilung zielt darauf ab

o die Durchfiihrung der geltenden EU-RUA zu evaluieren,

o die laufenden Ruckubernahmeverhandlungen und ,offenen“ Verhandlungsrichtlinien zu
bewerten und

o Empfehlungen fur eine kiinftige EU-Ruckibernahmepolitik einschlieRlich Uberwachungs-
mechanismen auszusprechen.

Die Evaluierung ergibt hiernach ein gemischtes Bild. Die Kommission sieht in EU-RUA ein
wichtiges Instrument zur Bekampfung der irreguldren Zuwanderung. Sie beméngelt aber, dass
die Verhandlungsrichtlinien zu wenig Spielrdume und unzureichende Anreize fur die Partner-
staaten enthielten, wodurch Verhandlungen verzégert wiirden. Sie empfiehlt eine Anderung
der Riuckibernahmepolitik, wonach alle Anreize, die der EU zur Verfigung stehen, dem Dritt-
staat in einem Gesamtmobilitatspaket zu Verhandlungsbeginn als Gegenleistung angeboten
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werden. Drittstaatsangehorigen-Klauseln sollen nach Auffassung der Kommission in jedem
Fall grindlich auf ihre Notwendigkeit untersucht werden. Zudem wird empfohlen, in kinftigen
EU-RUA Aussetzungsklauseln und Kontrollmechanismen vorzusehen, um auf etwaige Men-
schenrechtsverletzungen in Drittstaaten reagieren zu kdnnen.

Die Mitteilung wurde in der RAG Migration/Ruckfuhrung beraten. Im SCIFA am 31.03.2011
betonten alle worthehmenden Mitgliedstaaten die Erforderlichkeit von Drittstaatsangehérigen-
Klauseln. Allgemein geteilt wurde auch die Notwendigkeit, fir den Abschluss von EU-RUA
verstarkte Anreize zu schaffen. Auf Ablehnung stiel3 jede proaktive Einbeziehung von Visaer-
leichterungen und die Teilnahme von NGO-Vertretern an den Gemischten Ruckuberibernah-
meausschissen. Kritisiert wurden zudem Schutzklauseln zur Einhaltung der Menschenrechte,
da RUA den technischen Vollzug der Riickfuhrung regeln und die zu Grunde liegenden Riick-
fihrungsentscheidungen (v.a. Asylablehnung) nicht in Frage stellen dirften.

Im Bundesrat fand eine Empfehlung zur Stellungnahme des Innenausschusses, die vom fe-
derfihrenden EU-Ausschuss tbernommen wurde (BR-Drs. 112/1/11), keine Mehrheit. Die
Mitteilung der Kommission wurde mit Beschluss vom 15.04.2011 lediglich zur Kenntnis ge-
nommen (BR-Drs. 112/11).

In seinen Schlussfolgerungen zur Festlegung der Rickibernahmestrategie der EU vom
09./10.06.2011 wiirdigte der JI-Rat den erheblichen Mehrwert von EU-RUA als Instrumente
einer wirksamen Ruckfuhrungspolitik zur Bekdmpfung der illegalen Einwanderung (Ratsdo-
kument 11260/11). Zur kinftigen Verhandlungsstrategie bekraftigte er die Fortgeltung des
Prinzips ,kein Abkommen um jeden Preis“. Die seitens der EU angebotenen Anreize, Elemen-
te des Gesamtansatzes zur Migrationsfrage und/oder nicht migrationsbezogene Aspekte soll-
ten auf den jeweiligen Drittstaat zugeschnitten sein und in angemessenem Verhaltnis zu den
von diesem eingegangenen Verpflichtungen stehen. Drittstaatsangehdrigen-Klauseln sollten in
der Regel Aufnahme finden, wobei der geografischen Lage und der Rolle des betreffenden
Drittstaats als Transitland fir illegale Einwanderung gebihrend Rechnung zu tragen sei. Die
Teilnahme externer Akteure an den Sitzungen der Gemischten Rickibernahmeausschisse,
die auch kinftig technischer Art sein sollten, kdnne auf Einzelfallbasis im Einklang mit der Ge-
schaftsordnung des Ausschusses in Erwagung gezogen werden.

Die Kommission gab hierzu eine Erklarung zu Protokoll, mit der sie die besondere Bedeutung
der Achtung des Menschenrechtsschutzes bei der Anwendung der EU-RUA hervorhob. Hin-
tergrund war, dass sich ihre Vorschlage fir Aussetzungsklauseln und Kontrollmechanismen in
EU-RUA als nicht mehrheitsfahig erwiesen hatten, insbesondere weil ihnen eine fehlende
Trennung zwischen dem (rein technischen) Ruckiubernahmeverfahren und dem vorausgegan-
genen Asyl- bzw. Aufenthaltsverfahren immanent war.

Die Umsetzung der Ratsschlussfolgerungen wurde in der RAG Migration/Ruckfuhrung beraten
(Ratsdokument 7261/12).
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5. Entscheidungen

Entscheidung Nr. 2004/573/EG des Rates vom 29. April 2004 betreffend die Organisation
von Sammelfligen zur Rickfiihrung von Drittstaatsangehdrigen, die individuellen Rickfiih-
rungsmalnahmen unterliegen, aus dem Hoheitsgebiet von zwei oder mehr Mitgliedstaaten;
ABI L 261 vom 06.08.2004 S. 28 ff.

Ziel der Ratsentscheidung ist es, gemeinsame Ruckfiihrungen auf dem Luftweg von Dritt-
staatsangehdrigen, die individuellen Ruckfihrungsmal3nahmen unterliegen, aus zwei oder
mehr Mitgliedstaaten zu koordinieren. Sie regelt die Aufgaben des einen Sammelflug initiie-
renden Mitgliedstaats und der anderen beteiligten Mitgliedstaaten. Jeder Mitgliedstaat be-
stimmt eine fur die Organisation von Sammelfliigen zustéandige Behdrde. Der Entscheidung
sind unverbindliche Leitlinien fur Sicherheitsvorschriften beigefligt, die Anforderungen an
rickzufiihrende Personen (Rechtslage, Gesundheitszustand, Reisedokumente) und Flugbe-
gleiter sowie Regeln zu Vorbereitung und Durchfiihrung der Flige und zur Anwendung von
Zwangsmaf3nahmen enthalten.

Entscheidung Nr. 2005/267/EG des Rates vom 16. Méarz 2005 zur Einrichtung eines sicheren
web-gestiitzten Informations- und Koordinierungsnetzes fir die Migrationsbehdrden der Mit-

gliedstaaten;
ABI L 83 vom 01.04.2005 S. 48 ff.

Mit der Entscheidung wurde ein sicheres web-gestiitztes Informations- und Koordinierungs-
netz fur den Informationsaustausch tber illegale Migration und die Rickfiihrung von Personen
mit rechtswidrigem Aufenthalt eingerichtet (,ICONET"). Das Netz ermdglicht den vertraulichen
Austausch strategischer, taktischer und operativer Informationen uber illegale Migrationsbe-
wegungen, z.B. erste Anzeichen fir illegale Einwanderung und Schleusernetze, Veranderun-
gen bei Einwanderungsrouten und Vorgehensweisen oder sonstige Ereignisse und Vorfélle,
die auf neue Entwicklungen hindeuten.

VII. Ubergreifende MaRnahmen
1. Rahmenprogramm fur Solidaritat und Steuerung der Migrationsstrome (2007-2013)

Mitteilung der Kommission vom 06.04.2005 an den Rat und das Européische Parlament zur
Aufstellung eines Rahmenprogramms fir Solidaritdt und Steuerung der Migrationsstrome fur
den Zeitraum 2007 bis 2013;

KOM(2005) 123 endqiiltig; Ratsdokument 8690/05
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Das Rahmenprogramm flr Solidaritdt und Steuerung der Migrationsstréme fiir den Zeitraum
2008 bis 2013 enthalt ein Gesamtvolumen von 3.949 Mio. EUR, das sich auf folgende vier
Fonds aufteilt:

Europaischer Fliichtlingsfonds / EFF 11l (628 Mio. EUR) in Fortfiihrung des EFF II;
Ruckfuhrungsfonds (676 Mio. EUR);

Integrationsfonds (825 Mio. EUR);

Aulengrenzenfonds (1.820 Mio. EUR).

Der Bundesrat nahm hierzu am 08.07.2005 Stellung (BR-Drs. 352/05).

Im Einzelnen wurden zu den einzelnen Fonds folgende vier Entscheidungen erlassen:

Entscheidung Nr. 573/2007/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 23.
Mai 2007 zur Einrichtung des Europaischen Flichtlingsfonds fur den Zeitraum 2008 bis
2013 innerhalb des generellen Programms "Solidaritat und Steuerung der Migrations-
strome" und zur Aufhebung der Entscheidung 2004/904/EG des Rates;
ABI. L 144 vom 06.06.2007 S. 1 ff.

Entscheidung Nr. 574/2007/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 23.
Mai 2007 zur Einrichtung des AuRengrenzenfonds fir den Zeitraum 2007 bis 2013 inner-
halb des generellen Programms "Solidaritdt und Steuerung der Migrationsstrome”;
ABI. L 144 vom 06.06.2007 S. 22 ff.

Entscheidung Nr. 435/2007/EG des Rates zur Einrichtung des Europaischen Fonds fir
die Integration von Drittstaatangehorigen fir den Zeitraum 2007 bis 2013 innerhalb des
generellen  Programms  "Solidaritat und  Steuerung der  Migrationsstréme";
ABI. L 168 vom 28.06.2007 S. 18 ff.

Entscheidung Nr. 575/2007/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 23.
Mai 2007 zur Einrichtung des Européischen Ruckkehrfonds fur den Zeitraum 2008 bis
2013 innerhalb des generellen Programms "Solidaritat und Steuerung der Migrations-

strome";
ABI. L 144 vom 06.06.2007 S. 45 ff.

Der Fluchtlingsfonds wurde durch die folgenden Beschliisse geandert:

Beschluss des Européischen Parlaments und des Rates vom 19. Mai 2010 zur Anderung
der Entscheidung Nr. 573/2007/EG zur Einrichtung des Européaischen Flichtlingsfonds flir
den Zeitraum 2008 bis 2013 durch die Aufhebung der Finanzierung bestimmter Gemein-
schaftsmaRnahmen und die Anderung der Finanzierungsobergrenze fiir die Forderung
solcher MalRnahmen;

ABI L 129 vom 28.05.2010 S. 1f.
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Da das Europaische Asylunterstitzungsbiro (vgl. Nr. lll. 3.3) bestimmte, bisher vom
Flichtlingsfonds finanzierte Aufgaben tdbernimmt, wurde ein Teil der urspriinglich dem
EFF zugewiesenen Haushaltsmittel auf das Unterstitzungsbiro tbertragen. Das Volu-
men des Flichtlingsfonds wurde auf insgesamt 614 Mio. EUR reduziert.

e Beschluss Nr. 281/2012/EU des Europaischen Parlaments und des Rates vom 29. Mérz
2012 zur Anderung der Entscheidung Nr. 573/2007/EG zur Einrichtung des Européischen
Flachtlingsfonds fir den Zeitraum 2008 bis 2013 innerhalb des Generellen Programms
"Solidaritat und Steuerung der Migrationsstréme";

ABI. L 92 vom 30.03.2012 S. 1 ff.

Die Anderung korrespondiert mit dem EU-Neuansiedlungsprogramm (vgl. Nr. lll. 5) und
regelt die finanzielle Forderung von Resettlement-Malinahmen fir 2013. Fir jede neu
angesiedelte Person, die einer allgemein bestimmten schutzbedurftigen Gruppe (gefahr-
dete Kinder und Frauen; unbegleitete Minderjahrige; Uberlebende von Gewalt und / oder
Folter; Personen, die umfangreiche medizinische Betreuung benétigen, die nur gewahr-
leistet werden kann, wenn sie neu angesiedelt werden; Personen, die aufgrund ihres Be-
durfnisses nach Rechtsschutz und / oder Schutz fir Leib und Leben einer Not- oder
Dringlichkeitsneuansiedlung bedurfen) oder den flir dieses Jahr festgelegten geografi-
schen Neuansiedlungsprioritaten (Anhang I) angehért, wird ein Festbetrag von 4.000 Eu-
ro gewahrt. Um mehr Mitgliedstaaten zu ermutigen, sich am Resettlement zu beteiligen,
werden die Pauschalbetrége fur die erst- und zweitmalige Beteiligung auf 6.000 bzw.
5.000 Euro erhoht. Ab 2014 erfolgt die finanzielle Unterstlitzung im Rahmen des kinftigen
Asyl- und Migrationsfonds (vgl. Nr. VII. 2).

Das Europaische Parlament, das in seiner EntschlieRung vom 18.05.2010 Anderungen
vorgeschlagen hatte, stimmte dem Anderungstext in zweiter Lesung am 29.03.2012 zu.
Der Rat hatte u.a. Anderungsvorschlage aufgegriffen, bestimmte Personengruppen all-
gemein als prioritar festzulegen und die Forderbetrage bei Mitgliedstaaten, die sich erst-

mals am Programm beteiligen, zu erh6hen. Nicht aufgegriffen wurde die Parlamentsforde-
rung, Art. 80 AEUV als Rechtsgrundlage des Beschlusses heranzuziehen. Die Streitfrage,
ob die jahrlichen Neuansiedlungsprioritdten als delegierter Rechtsakt mit parlamentari-
schem Vetorecht (Art. 290 AEUV) oder aber als Durchfiihrungsrechtsakt (Art. 291 AEUV)
zu erlassen sind, ist im Rahmen des mehrjéhrigen Finanzrahmens zu entscheiden.

Mit Beschliissen des Europaischen Parlaments und des Rates zur Anderung der Entschei-
dungen zu allen vier EU-Fonds wurde der Kofinanzierungsansatz fur Mitgliedstaaten, die in
ihrer Finanzstabilitdt von gravierenden Schwierigkeiten betroffen sind, um 20 Prozent erhdht
(Ratsdokumente 6882/13 und 6883/13). Damit soll sichergestellt werden, dass Mitgliedstaaten
mit Liquiditatsproblemen weiterhin Programme durchflihren und Projekte finanzieren kénnen,
ohne dass dies an der Finanzierung des Eigenanteils scheitert.
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Der Bundesrat nahm die Kommissionsvorschlage mit Beschluss vom 02.11.2012 zur Kenntnis
(BR-Drs. 562/12 und 563/12). Im SCIFA am 15.11.2012 sprachen sich einige Delegationen fur
die Erweiterung des Kreises der einzubeziehenden Mitgliedstaaten aus.

2. Mehrjahriger Finanzrahmen fir die Innenpolitik (2014 — 2020)

Am 29.06.2011 prasentierte die Kommission ihre Vorschlage fir den mehrjahrigen Finanz-
rahmen 2014-2020. FUr den Bereich Inneres, dem die Felder Sicherheit, Migration und Au-
Bengrenzen zuzuordnen sind, wurde vorgeschlagen, die Struktur der Ausgabeinstrumente zu
vereinfachen und die Fonds auf kiinftig zwei zu reduzieren: einen Asyl- und Migrationsfonds
und einen Fonds fur die innere Sicherheit.

Mitteilung der Kommission an das Europdaische Parlament, den Rat, den Europaischen Wirt-
schafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen — Ein offenes und sicheres
Europa: Die Haushaltsmittel fiir den Bereich Inneres fir 2014 — 2020;

KOM(2011) 749 endqgultig; Ratsdokument 17284/11

In ihrer Mitteilung vom 15.11.2011 gibt die Kommission einen Uberblick iiber Finanzierungs-
instrumente und Haushaltsmittel fir den Bereich Inneres fir den Zeitraum 2014-2020.

e Der mit 3.869 Mio. EUR ausgestattete Asyl- und Migrationsfonds (AMF) soll auf eine inte-
grierte Migrationssteuerung und die gesamte Bandbreite der gemeinsamen Asyl- und Mig-
rationspolitik der EU abstellen.

¢ Der Fonds fir die innere Sicherheit (ISF) hat ein Gesamtvolumen von 4.648 Mio. EUR und
regelt die finanzielle Unterstitzung in den Bereichen

— polizeiliche Zusammenarbeit, Kriminalpravention und -bekdmpfung sowie Krisenma-
nagement;
— AulRengrenzen und Visa.

Wahrend der Asyl- und Migrationsfonds mit einer einfachen Verordnung geschaffen werden
kann, erfordert die Einrichtung des Fonds fur die innere Sicherheit mehrere Rechtsakte. Nur
die Rechtsakte, die die Themenfelder des SCIFA betreffen, werden nachfolgend dargestellt.

Vorschlag fur eine Verordnung des Europaischen Parlaments und des Rates zur Einrichtung
des Asyl- und Flichtlingsfonds;
KOM(2011) 751 endgiltig; Ratsdokument 17289/11

Mit dem Asyl- und Flichtlingsfonds (AMF) soll die derzeit getrennte Finanzierung aus dem
Flachtlings-, Integrations- und Rickkehrfonds zusammengefuhrt werden. Der Fonds zielt
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allgemein darauf ab, einen Beitrag zur Steuerung der Migrationsstrome im Einklang mit der

gemeinsamen Asyl- und Einwanderungspolitik zu leisten. In diesem Rahmen werden be-

reichsspezifisch die folgenden Ziele verfolgt:

e Asyl: Prioritar werden MalRnahmen zur Verbesserung der Aufnahme- und Asylsysteme
gefordert (z.B. materielle Hilfe, (Aus-)Bildung, gesundheitliche und psychologische Be-
treuung, sozialer Beistand, Rechtsbeistand, spezielle Unterstiitzung schutzbedurftiger
Personen, IntegrationsmafRnahmen). Bei der Neuansiedlung (Resettlement) und Umsied-
lung werden u.a. die Einfihrung und Fortschreibung nationaler Programme, die Einrich-
tung der Strukturen zur Durchfiihrung der Programme und operative MalRhahmen (z.B.
Dienstreisen in Drittlander, Gesundheitschecks, Sicherheitstiberpriifungen, Dolmetscher)
unterstitzt. Mitgliedstaaten, die sich verpflichten, Personen aus Drittstaaten neu anzusie-
deln oder innerhalb der EU umzusiedeln, sollen alle zwei Jahre einen Pauschalbetrag er-
halten. Dieser soll pro Person 6.000 EUR betragen. Bei der Aufnahme von Personen, die
den gemeinsamen Neuansiedlungsprioritdten unterfallen (Anhang IIl) oder einer beson-
ders schutzbediirftigen allgemeinen Flichtlingsgruppe angehéren (gefahrdete Frauen und
Kinder; unbegleitete Minderjahrige; Personen, die medizinische Betreuung bendétigen;
Personen, die zu ihrem rechtlichen oder physischen Schutz dringend umgesiedelt werden
missen), soll sich der Betrag auf 10.000 EUR erhdhen.

¢ Integration und legale Migration: Forderfahige IntegrationsmalRnahmen — auch fur Asylbe-
werber — sollen stérker auf die lokale und/oder regionale Ebene zugeschnitten sein (z.B.
Maflnahmen zur Heranflhrung an die Aufnahmegesellschaft und zur Einbindung in das
burgerliche und kulturelle Leben). Besonderes Augenmerk soll den spezifischen Bedurf-
nissen besonders schutzbedurftiger Migrantengruppen (z.B. Fliichtlinge, unbegleitete Min-
derjahrige, Opfer von Menschenhandel) gewidmet werden. Um eine friihzeitige Integration

zu fordern, werden auch vorbereitende Mal3nahmen in den Herkunftslandern unterstitzt.
Forderfahig sind auch Strategien zur Férderung der legalen Migration.

e Rickkehr: Im Mittelpunkt der Forderung steht nicht mehr der Kapazitatsaufbau fir das
Rickehrmanagement (operative Zusammenarbeit), sondern die Unterstitzung der dauer-
haften und wirksamen Ruckibernahme. Dies betrifft die Begleitung von Rickkehrverfah-
ren (z.B. Verbesserung der Haftbedingungen, Rechtsbeistand) und Ruckfiihrungsmalfi-
nahmen (z.B. Papierbeschaffung, Hilfen bei freiwilliger Rickkehr, Wiedereingliederungs-
maflinahmen). Besonderes Augenmerk wird auch hier auf die spezielle Unterstiitzung
schutzbedurftiger Personen gerichtet.

Im Sinne einer verstarkten Solidaritat soll der Haushalt des Fonds auch Mittel umfassen, die
bei Notlagen bei hohem Migrationsdruck rasch freigegeben werden kdénnen.

Der Bundesrat begruf3te mit Beschluss vom 30.03.2012 die mit dem Asyl- und Migrations-
fonds verbundene Reduzierung des Verwaltungsaufwands (BR-Drs. 791/11; Grunddrs.
792/11). Die Bundesregierung wurde gebeten, die Lander bei der Erstellung des nationalen
Programms sowie dem vorgeschalteten Politikdialog mit der Kommission frihzeitig und an-
gemessen zu beteiligen.
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Der Verordnungsentwurf wurde in der Ad-hoc-RAG ,Finanzinstrumente im JI-Bereich® bera-
ten. Im AStV am 19.12.2012 wurde das Verhandlungsmandat flir den Trilog erteilt (,partielle
allgemeine Ausrichtung®). Ausgeklammert wurde die Frage, ob Unionsburger mit Migrations-
hintergrund in den Anwendungsbereich einbezogen werden sollen. Wahrend die Mehrheit
dies ablehnt, halt bislang eine Sperrminoritat — darunter u.a. Deutschland — diese Forderung
aufrecht. Die Beflrworter verweisen auf Praktikabilitatserwagungen (verschiedene Staatsan-
gehorigkeiten innerhalb einer Familie) und das tUbergeordnete Ziel, die Integration zu erleich-
tern. Die Gegner sehen in Art. 79 AEUV — mit dem Juristischen Dienst des Rates — keine
taugliche Rechtsgrundlage, verweisen auf andere Fonds fir EU-Blrger und warnen vor einer
diskriminierenden Signalwirkung. Ebenfalls ausgeklammert wurden alle Bestimmungen mit
Auswirkungen auf den Haushalt; die Entscheidung hieriiber muss auf horizontaler Ebene
getroffen werden. Der konsentierte Ratstext sieht u.a. vor, dass die Mitgliedstaaten selbst
daruber entscheiden kdnnen, ob sie Asylbewerber in geforderte Integrationsmaf3nahmen ein-
beziehen (EG 14). Zum Européaischen Migrationsnetzwerk (vgl. hierzu Nr. VII.5) wurde von
den urspriinglichen Pléanen, die konstituierende Ratsentscheidung durch die AMF-Verordnung
als nur temporaren, spezifischen Rechtsakt zu ersetzen, Abstand genommen; Art. 23 regelt
nur noch dessen finanzielle Belange.

Das Europaische Parlament verlangte in seiner Entschlie3ung vom 17.01.2013, Art. 80 AEUV
(Grundsatz der Solidaritat) als weitere Rechtsgrundlage der Verordnung zu erganzen. Als
zusatzlich forderfahig wurden u.a. folgende Mal3nahmen bzw. Ziele vorgeschlagen: Ermogli-
chung eines sicheren Zugangs zum Europaischen Asylsystem, ohne dass sich Betroffene an
Schlepper oder kriminelle Netzwerke wenden und ihr Leben aufs Spiel setzen miissen; alter-
native MaBnahmen zur Haft; unabhangige Uberwachung von RiickfiihrungsmalRnahmen
durch NGO (Abschiebungsmonitoring).

Vorschlag fur eine Verordnung des Europaischen Parlaments und des Rates zur Festlegung
allgemeiner Bestimmungen fur den Asyl- und Migrationsfonds und das Instrument fur die fi-

nanzielle Unterstiutzung der polizeilichen Zusammenarbeit, der Kriminalpravention und des
Krisenmanagements;
KOM(2011) 752 endgultig; Ratsdokument 17285/11

Die Verordnung regelt als horizontales Instrument u.a. die Programmplanung, Verwaltung,
Kontrolle, Berichterstattung, Evaluierung und Einsetzung eines gemeinsamen Ausschusses
fur den AMF und die beiden Komponenten des Fonds fir innere Sicherheit. Sie betrifft nur die
finanziellen und technischen Verpflichtungen, nicht die politischen Ziele, férderfahigen Malf3-
nahmen, Mittelzuweisung und den Umfang der Unterstitzung fir die einzelnen Politikberei-
che, die in den spezifischen Verordnungen geregelt werden. Es gilt der Grundsatz der geteil-
ten Mittelverwaltung, d.h. die Kommission stellt den Mitgliedstaaten EU-Haushaltsmittel zur
Verfiigung, fur deren Verwaltung und Kontrolle einheitliche EU-Regeln gelten.
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Der AStV mandatierte den Vorsitz am 30.11.2012 zur Aufnahme von Gesprachen mit dem
Europaischen Parlament (Ratsdokument 17463/12). Bei den Verhandlungen gilt der Grund-
satz ,Nichts ist endgultig vereinbart, bis alles vereinbart ist.”

Der LIBE-Ausschuss des Européischen Parlaments verstandigte sich am 12.12.2012 auf den
Entwurf eines Verhandlungsmandats fir den informellen Trilog.

Vorschlag fir eine_ Verordnung des Europaischen Parlaments und des Rates zur_Schaffung
eines_Instruments fur die finanzielle_Unterstitzung fiur AuRengrenzen und_Visa im Rahmen
des Fonds fiir die_innere Sicherheit;

KOM(2011) 750 endgiiltig; Ratsdokument 17290/11

Die bisher vom AuRRengrenzfonds unterstiitzten MaRnahmen werden kinftig aus Mitteln des
Fonds fur innere Sicherheit (ISF) finanziert. Im Rahmen des mit 3.520 Mio. EUR ausgestatte-
ten Finanzinstruments sollen schwerpunktmagig die nationalen Mdglichkeiten im Bereich der
Grenzuberwachung und der Visumpolitik unterstitzt werden. Zudem soll die Entwicklung ei-
nes integrierten Grenzmanagementsystems (,intelligente Grenzen®, vgl. Nr. VI. 1) — ein-
schlie3lich der nationalen Systemkomponenten — finanziert werden. Daneben sollen die Um-
setzung des Schengen-Systems bzw. des diesbeziiglichen Evaluierungs- und Uberwa-
chungsmechanismus sowie die operativen Kapazitaten der Mitgliedstaaten im Rahmen des
europaischen Grenziiberwachungssystems EUROSUR unterstiitzt werden.

Das Européische Parlament forderte in seiner EntschlieBung vom 17.01.2013, im Rahmen
des Fonds insbesondere Mitgliedstaaten zu bericksichtigen, die aufgrund ihrer geografi-
schen Lage unverhéaltnismaRigen Belastungen durch Migrationsstréme ausgesetzt sind. Die
Bedeutung der Achtung der Menschenrechte von Migranten und Fliichtlingen sowie speziell
des Schutzes gefahrdeter Kinder wurde mehrfach betont.

Der Bundesrat gab mit Beschluss vom 30.03.2012 zu allen im Rahmen des mehrjahrigen
Finanzrahmens vorgelegten Rechtsakten eine Stellungnahme ab (BR-Drs. 791/12 u.a.).

3. Gegenseitige Information

Entscheidung des Rates vom 5. Oktober 2006 lber die Einrichtung eines Mechanismus zur
gegenseitigen Information iber asyl- und einwanderungspolitische MalZnahmen der Mitglied-
staaten;

ABI L 283 vom 14.10.2006 S. 40 ff.
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Der JI-Rat hatte im Mai 2005 — als Reaktion auf ein weitreichendes Programm Spaniens zur
Legalisierung illegal aufhaltiger Auslander — die Einrichtung eines Systems der gegenseitigen
Information zwischen den fir Migrations- und Asylfragen zustandigen Stellen der Mitglied-
staaten gefordert. Die Entscheidung wurde am 05.10.2006 im Rat angenommen.

Sie regelt die Verpflichtung der Mitgliedstaaten, der Kommission und den anderen Mitglied-
staaten Informationen Uber geplante oder vor kurzem ergriffene Mal3nahmen (z.B. nationale
Rechtsvorschriften, bilaterale internationale Abkommen, Gerichts- oder Verwaltungsentschei-
dungen) im Bereich Asyl und Einwanderung friihzeitig mitzuteilen. Voraussetzung der Infor-
mationspflicht ist, dass die Malinahmen aller Voraussicht nach betrachtliche Auswirkungen
auf andere Mitgliedstaaten oder die gesamte EU haben (Bewertung durch den Mitgliedstaat)
und Offentlich zuganglich sind. Der Informationsaustausch erfolgt tGber ein internetgestitztes
Datennetz (,CIRCA®). Die Kommission erstellt einen Jahresbericht, der die wichtigsten ber-
mittelten Informationen zusammenfasst und als Grundlage fiir die auf Ministerebene zu flh-
rende Erorterung der nationalen Asyl- und Einwanderungspolitik dient.

Der Bundesrat begrufRte den Informationsaustausch als sinnvolles Instrument, das jedoch
keinen unverhaltnisméRigen Aufwand auf Bundes- oder Landerebene bedingen dirfe (BR-
Drs. 765/05).

Die Kommission verdffentlichte am 17.12.2009 einen Bericht zur Evaluierung des Mechanis-
mus zur gegenseitigen Information (KOM(2009) 687 endg.). Die in das System gesetzten Er-
wartungen seien bislang nicht erftllt, weil die Mitgliedstaaten Informationen nur in geringem
Umfang zur Verfiigung gestellt hatten.

4. Gemeinschaftsstatistiken iber Wanderung und internationalen Schutz

Verordnung (EG) Nr. 862/2007 des Européischen Parlaments und des Rates vom 11. Juli
2007 zu Gemeinschaftsstatistiken tber Wanderung und internationalen Schutz und zur Auf-
hebung der Verordnung (EWG) Nr. 311/76 des Rates Uber die Erstellung von Statistiken Uber
auslandische Arbeitnehmer;

ABI L 199 vom 31.07.2007 S. 23 ff.

Die Verordnung statuiert gemeinsame Regeln fur die Erhebung und Erstellung von Gemein-
schaftsstatistiken Uber die Zu- und Abwanderung in und aus den Mitgliedstaaten, die Staats-
angehdrigkeit und das Geburtsland der im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten lebenden Per-
sonen sowie die Verwaltungs- und Gerichtsverfahren, bei denen es um Zuwanderung, Ertei-
lung von Aufenthaltstiteln, Staatsangehorigkeit, Asyl bzw. andere Formen internationalen
Schutzes, Bekampfung der illegalen Einwanderung sowie Ruckfihrungen geht. Die von den
Mitgliedstaaten zu erhebenden Daten sind an das Statistische Amt der Europaischen Union
(EUROSTAT) zu Ubermitteln. Die Kommission erhielt die Befugnis, im Komitologieverfahren
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Definitionen zu aktualisieren, tUber Datengruppen bzw. Untergliederungen zu entscheiden
und Qualitatsstandards festzulegen.

Der Bundesrat hatte mit Beschluss vom 04.11.2005 die Zielsetzung, innerhalb der EU eine
Grundlage fir vergleichbare statistische Grunddaten Uber das Migrationsgeschehen und das
Flichtlingswesen zu schaffen. Im Grundsatz unterstiitzt (BR-Drs. 699/05). Er forderte aber,
die Harmonisierung auf das zwingend erforderliche Mal3 zu beschranken.

In Threm Bericht vom 20.09.2012 stellte die Kommission erhebliche Verbesserungen bei den
EU-Statistiken fest (KOM(2012) 528 endg.). Allerdings wiesen die von einigen Mitgliedstaaten
gelieferten Daten erhebliche Defizite auf, die vor allem die Nichtverfigbarkeit bestimmter
wichtiger Statistiken, die mangelnde Aktualitat der Daten fur bestimmte Bereiche sowie die
unsachgemafe Anwendung der harmonisierten statistischen Definitionen betrafen.

5. Européaisches Migrationsnetz

Entscheidung Nr. 2008/381/EG des Rates vom 14. Mai 2008 zur Einrichtung eines Europai-
schen Migrationsnetzes;
ABI L 131 vom 21.05.2008 S. 7 ff.

Der Rat nahm am 14.05.2008 die Entscheidung zur Einrichtung eines Europaischen Migrati-
onsnetzes (EMN) an. Das EMN war bereits im Jahr 2002 als Pilotprojekt begonnen und von
2004 bis 2006 als vorbereitende Malinahme durchgefiinrt worden. Mit Inkrafttreten der Ent-
scheidung wurde dem EMN ein férmlicher Status verliehen und eine eigene Rechtsgrundlage
gegeben, in der seine Ziele, Aufgaben, Strukturen und andere Elemente (insbesondere Fi-
nanzierungsmodalitaten und die Einrichtung eines grundsatzlich 6ffentlich zugénglichen In-
formationsaustauschsystems) festgelegt wurden.

Im EMN werden Daten und Informationen der Mitgliedstaaten systematisch zusammengetra-
gen bzw. gespeichert sowie Analysen auf nationaler und europdaischer Ebene durchgefiihrt.
Als sogenannte nationale Kontaktstelle ist in Deutschland das Bundesamt fir Migration und
Fluchtlinge (BAMF) tatig.

Der Bundesrat forderte mit Beschluss vom 10.02.2006 zu dem im November 2005 vorgeleg-
ten Grinbuch, ein ,schleichendes” Entstehen neuer Gemeinschaftskompetenzen zu vermei-
den, das EMN zu anderen EU-Informationsprojekten klar abzugrenzen und die Mdglichkeit
beizubehalten, Behorden als nationale Kontaktstellen zu benennen (BR-Drs. 896/05). Am
09.11.2007 stellte er fest, dass der Kommissionsvorschlag vom 10.08.2007 den zum Grin-
buch ge&ufl3erten Anliegen grundsatzlich Rechnung tragt (BR-Drs. 621/07).

Seite 126




Bericht des Landervertreters im Strategischen Ausschuss (SCIFA) 2012/2013 Seite 127

Die Kommission berichtete am 01.08.2012 Uber die Tatigkeit des EMN und erlauterte ihre
Vorstellungen Uber seine kinftige Weiterentwicklung (KOM(2012) 427 endgultig, Ratsdoku-
ment 13212/12). Vorausgegangen war eine externe Bewertung des Netzwerks. Die Kommis-
sion will, dass das EMN neue Informationsquellen erschliel3t (Uber nationale Netzwerke und
von anderen relevanten EU- und internationalen Einrichtungen), relevante Informationen
aussagekraftiger bereitstellt und der Offentlichkeit prasentiert sowie seine Zusammenarbeit
mit EU-Agenturen intensiviert. Fir Anderungen an der gegenwartigen Struktur des EMN sieht
sie keine Notwendigkeit. Im SCIFA am 11.09.2012 pladierten zahlreiche Mitgliedstaaten ge-
gen eine starkere Abgrenzung zwischen Mitgliedern des Lenkungsausschusses und nationa-
len Kontaktstellen sowie eine Anderung in einen ,Beirat®. Kritisiert wurden die Ausweitung der
Informationsadressaten und die Ersetzung der Rechtsgrundlage des EMN durch Art. 23 der
Verordnung zum Asyl- und Migrationsfonds (siehe Nr. VI1.2).

Dokumente zur Tatigkeit des EMN kdnnen unter http://emn.sarenet.es/html/index.html im In-
ternet abgerufen werden.

6. Informationsmanagement im Bereich Freiheit, Sicherheit und Recht

Mitteilung der Kommission vom 20. Juli 2010 an das Europdaische Parlament und den Rat —
Uberblick tiber das Informationsmanagement im Bereich Freiheit, Sicherheit und Recht;
KOM(2010) 385 endqultig; Ratsdokument

Die Mitteilung enthélt erstmals einen vollstandigen Uberblick Uiber die bereits bestehenden, in
Umsetzung befindlichen sowie noch in Betracht gezogenen MalRnahmen auf EU-Ebene, mit
denen die Erhebung, die Speicherung und der grenziibergreifende Austausch personenbezo-
gener Daten zu Zwecken der Strafverfolgung und Migrationssteuerung geregelt wird. Zu den
einzelnen Informationssystemen werden u.a. Struktur, Zweckbindung und Datenschutz analy-
siert. Zudem werden Grundséatze fur die Politikgestaltung erlautert, die die Kommission bei
neuen Initiativen und der Evaluierung geltender Instrumente beachten will (z.B. Grundrechte-
und Datenschutz, Subsidiaritat, Risikomanagement, Kosteneffizienz).

Verordnung (EU) Nr. 1077/2011 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 25. Okto-
ber 2011 zur Errichtung einer Européischen Agentur fir das Betriebsmanagement von IT-
Grol3systemen im Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts;

ABI L 286 vom 01.11.2011 S. 1 ff.

Mit der Verordnung wird eine Européischen Agentur errichtet, die fir das Betriebsmanage-
ment des Schengener Informationssystems der zweiten Generation (SIS Il), des Visa-
Informationssystems (VIS) und von EURODAC verantwortlich ist. Der Agentur kann die Zu-
standigkeit fir Konzeption, Entwicklung und Betriebsmanagement anderer IT-Grof3systeme im
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Bereich Justiz und Inneres tbertragen werden. Die Agentur nimmt alle mit dem Betriebsma-
nagement der Systeme zusammenhangenden Aufgaben wabhr, die erforderlich sind, um die-
ses betriebsbereit zu halten und den Datenaustausch zu gewahrleisten.

Der Bundesrat auR3erte mit Beschluss vom 18.09.2009 Bedenken, da der Vorschlag seiner
grundsétzlichen Haltung uber die Errichtung neuer europaischer Agenturen widerspreche (BR-
Drs. 648/09). Danach sollten Gemeinschaftsagenturen nur in begrindeten Ausnahmefallen
und nur nach Prufung ihrer Notwendigkeit (Mehrwert) und von Alternativen im Hinblick auf
Deregulierung, Subsidiaritat, VerhaltnismaRigkeit (Kosten-Nutzen-Analyse) und Konzentration
eingerichtet werden. Zudem genige der Verordnungsentwurf nicht den Anforderungen, die
sich aus den Bestimmungen fir den Schutz der Grundrechte und Grundfreiheiten von Perso-
nen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten ergében.

Die Verordnung wurde in der RAG Schengen-Aquis verhandelt. Deutschland blieb mit seiner
Ablehnung gegenlber einer neuen Agenturgriindung isoliert. Die Agentur hat ihren Sitz in Ta-
linn (Estland). Die Aufgaben Entwicklung und Betriebsmanagement werden in Stral3burg
(Frankreich) durchgefiihrt; das Backup-System in Sankt Johann (Osterreich).

Am 12.07.2012 wurde ein erster Tatigkeitsbericht vorgelegt (Ratsdokument 12913/12). Beim

informellen SCIFA am 28./29.01.2013 informierte der Exekutivdirektor Uber die Aufgaben und
Ziele der neuen Agentur.
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